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VORWORT. 


Die  vorliegende  Arbeit  ist  in  Anlage  und  Absicht  eng 
begrenzt.  Ich  habe  versucht,  das  schon  im  Titel  anzu- 
deuten. Dem  Leser  wird  hier  nicht  eine  mehr  oder  minder 
allgemeine  Betrachtung  über  die  Politik  der  Großmächte 
seit  1870  geboten,  sondern  er  soll  nur  aus  den  bis  jetzt 
zugänglichen  Akten  heraus,  die  nach  historisch-kritischer 
Methode  durchgearbeitet  sind,  ein  möglichst  genaues  Bild 
der  Verhandlungen  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  erhalten. 
Weiter  zurückliegende  Vorgänge  sind  nur  berührt,  wo  es 
unumgänglich  war.  Alle  Urteile  des  Verfassers  beziehen 
sich  nur  auf  die  hier  behandelten  Vorgänge  —  dies  sei 
ausdrücklich  betont,  um  Mißverständnissen  vorzubeugen. 

Das  Ergebnis  der  Untersuchung  ist  zum  einen  dies, 
daß  unsere  Gegner  allerlei  unlautere  Mittel  in  ihren  eigenen 
Publikationen  anwenden  mußten,  um  den  wahren  Hergang 
zu  verschleiern,  der  sie  nach  mancherlei  Richtung  kompro- 
mittiert. Zum  andern  halte  ich  es  gerade  gegenüber  den 
vielen  vorschnellen,  nicht  auf  Tatsachen  gegründeten  Be- 
urteilungen für  wichtig,  einmal  zusammenzustellen,  was  sich 
bis  jetzt  aus  dem  Material  als  begründet  über  den  Verlauf 
der  Verhandlungen  ergibt. 

Ich  habe  bei  der  Ausarbeitung  dieser  Schrift  sehr  oft 
meines  gefallenen  Freundes  gedacht,  gerade  seiner,  weil  uns 
bei  vieler  Verschiedenheit  der  Auffassung  und  Methode 
doch  in  langjähriger  gemeinsamer  Arbeit  das  verband,  daß 
wir  beide  unbedingte  Sachlichkeit  für  das  Grunderfordernis 
zur  Behandlung  aller  politischen  Probleme  hielten. 

Greifswald,  April  1915. 

L.  Bergstraßen 
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I.  Vorbemerkung  über  das  Material  und  seine 

Behandlung. 

Das  Aktenmaterial  über  die  Verhandlungen,  die  zum 
Ausbruche  des  Weltkrieges  führten,  ist  allmählich  recht 
umfangreich  geworden.  Alle  beteiligten  Staaten  haben  dazu 
beigetragen. 

Die  zeitlich  erste  Veröffentlichung  ist  das  deutsche 
Weißbuch:  „Vorläufige  Denkschrift  zum  Kriegsausbruch 
vom  3.  August  1914'S  Reichstagsdrucksachen,  13.  Legislatur- 
periode, II.  Session,  Nr.  19;  abgedruckt  in  der  Norddeut- 
schen Allgemeinen  Zeitung  vom  9.  August,  dann  unter  dem 
Titel:  „Wie  Rußland  Deutschland  hinterging  und  den  Euro- 
päischen Krieg  entfesselte",  bei  Liebheit  &  Thiesen  in  Berlin 
erschienen,  48  S.  in  8^  Das  deutsche  Weißbuch  besteht  in 
einer  Denkschrift,  der  eine  kleine  Auswahl  von  Aktenstücken 
beigegeben  ist;  der  schon  im  Titel  ausgedrückte  vorläufige 
Charakter  der  Publikation  ist  durch  sein  Erscheinen  vor  der 
englischen  Kriegserklärung  zu  verstehen  und  hat  sich  deut- 
lich dadurch  gezeigt,  daß  die  deutsche  Regierung  die  Akten- 
beigabe wiederholt  durch  nachträgliche  Veröffentlichungen 
ergänzt  hat,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  Verhandlungen 
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mit  England  beziehen.  Diese  werden,  wie  ähnliche  Nach- 
zügler anderer  Mächte,  im  Laufe  der  Darstellung  erwähnt 
werden. 

Dann  folgt  das  sog.  englische  Weißbuch,  es  wurde  dem 
Parlament  schon  am  5.  August  vorgelegt:  White  Paper ^ 
Miscellaneous  Nr.  6  (1914),  Cd.  7467.  Dazu  kommen  noch 
zwei  Ergänzungen  am  21.  August  und  im  September:  Mise. 
Nr.  8,  Cd.  7444,  enthaltend  den  Schlußbericht  Goschens,  und 
Nr.  10,  Cd.  7596,  enthaltend  den  Bunsens.  Diese  Stücke 
wurden  dann  vermehrt  durch  Reden  von  Grey  und  Asquith 
und  versehen  mit  einer  Einleitung  als  Blaubuch  heraus- 
gegeben: Great  Britain  and  the  European  Crisis,  London 
1914.    102  S.  in  8o.i) 

Das  englische  Blaubuch  enthält  im  ganzen  161  Num- 
mern, von  denen  eine  Nr.  28  noch  während  des  Druckes 
weggelassen  worden  ist.  Es  ist  in  letzter  Zeit  ergänzt  worden 
durch  ein  neues,  Mitte  Februar  veröffentlichtes  Weißbuch, 
das  nach  den  bekannt  gewordenen  Auszügen  nur  einen  Brief 
Poincares  an  den  König  von  England  vom  31.  Juli  und 
dessen  Antwort  vom  1.  August  enthält.  Ich  benutze  beide 
in  der  von  der  Frankfurter  Zeitung  in  ihrer  Nr.  53  (1915) 
veröffentlichten,  offenbar  vollständigen  Übersetzung,  da  mir 
die  Originalausgabe  zurzeit  nicht  zugänglich  ist. 

Zeitlich  folgt  auf  die  englische  Veröffentlichung  das  rus- 
sische Orangebuch,  ausgegeben  am  7.  August:  Recueil  de 
Documents  diplomatiques.  Negociations  ayant  precedi  la 
guerre,  10/23  juillet  —  24  juillet/öaoüt  1914.  Petrograde,  Im- 
primerie  de  TEtat.    59  S.  in  4<^,  enthaltend  79  Nummern. 

Anfang  Oktober  folgt  dann  das  m.  E.  bisher  zu  wenig 
beachtete  belgische  Graubuch:  Correspondance  diplomatique 
relative  ä  la  guerre  de  1914  (24  juillet  —  29  aoüt).  Reimpres- 
sion textuelle  publice  par  la  Ugation  de  Belgique  ä  la  Haye^ 


1)  Das  Exemplar,  das  mir  von  privater  Seite  aus  Dänemark 
zukam,  enthält  noch  eine  ganz  kurze  Zusammenfassung  in  Schreib- 
maschinenschrift, die  auf  der  ersten  Umschlagseite  eingeklebt  ist  und 
beweisen  soll,  daß  England  bis  zuletzt  für  den  Frieden  gearbeitet  hat, 
daß  es  darin  auch  erfolgreich  gewesen  wäre,  wenn  nicht  Deutschland 
diese  Möglichkeit  am  31.  Juli  mit  dem  Ultimatum  an  Rußland  und 
Frankreich  abgeschnitten  hätte. 


La  Haye,  Martinus  Nijhoff.    1914.    27  S.  in  2«.    Es  enthält 
79  Nummern. 

Im  November  legte  die  serbische  Regierung  der  Skup- 
schtina  ein  Blaubuch  vor,  das  Korrespondenzen  vom  29.  Juni 
bis  zum  16.  August  enthält.  Es  ist  in  serbischer  Sprache 
verfaßt,  einen  französischen  Auszug  enthält  die  Nummer 
des  Journal  des  Dibats  vom  18.  Dezember  1914.  Herr  Pro- 
fessor Zupitza  in  Greifswald  hatte  die  überaus  große  Liebens- 
würdigkeit, mir  die  wichtigsten  der  übrigen  Stücke  zu  über- 
setzen. Ich  danke  ihm  auch  an  dieser  Stelle  herzlichst  da- 
für, um  so  mehr  als  einige  Ergebnisse  der  folgenden  Dar- 
legungen nur  hierdurch  gewonnen  werden  konnten.  Es  ist 
ein  Heft  von  64  S.  in  8^  und  enthält  52  Stücke  und  hat 
den  Titel :  „CpncKo-AycTpujcKH  h  EßponcKH  paT  jijHnjioMaTCKH 
H  ;3;pyrH  ;i;oKyMeHTH.  KHBura  npsa  CpncKa  ^nnjiOMaTCKa 
üpenHCKa.  Hnm,  H3;i;aHi>e  ii  niTaMna  ;i,paeaBHe  niTaMnapnje 
KpajibeBHHe  cpönje  1914.'^ 

Ein  Vergleich  mit  dem  Originale  zeigt,  wie  der  Auszug 
des  Journal  des  Dibats  mit  durchsichtiger  Absicht  alle  die 
Stücke  übergeht,  aus  denen  sich  Schlüsse  auf  die  russische 
Politik  gerade  auch  schon  vor  der  Überreichung  der 
österreichisch-ungarischen  Note  ziehen  lassen.  Diese  Stücke 
aber  sind  für  uns  besonders  wichtig. 

Am  1.  Dezember  folgte  die  französische  Regierung:  Do- 
cuments  Diplomatiques.  1914.  La  guerre  europeenne,  Paris, 
Imprimerie  nationale.  216  S.  in  4^,  enthaltend  160  franzö- 
sische Dokumente  und  einen  Anhang  mit  Auszügen  aus  den 
Veröffentlichungen  von  England,  Belgien,  Deutschland,  Ruß- 
land. Eine  bei  Ausgabe  von  der  Agence  Havas  veröffentlichte 
offizielle  Einleitung  ist  nicht  mitabgedruckt.  Die  Frank- 
furter Zeitung  brachte  sie  in  wörtlicher  Übersetzung  in 
Nr.  334  vom  2.  Dezember  1914. 

Den  Reigen  beschließt  die  Österreich-ungarische  Re- 
gierung mit  einem  Rotbuche:  Österreich-ungarisches  Rot- 
buch. Diplomatische  Aktenstücke  zur  Vorgeschichte  des 
Krieges  1914.  Volksausgabe.  Wien,  Manz.  1915.  Erschienen 
Mitte  Februar.  144  S.  in  8^,  enthaltend  69  Nummern  vom 
'29.  Juni  bis  zum  24.  August,  dazu  eine  kurze  Einleitung. 
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Nimmt  man  zu  diesen  großen  offiziellen  Sonderpublika- 
tionen noch  all  das  Material,  das  gelegentlich  veröffentlicht 
worden  ist  und  die  einschlägigen  Reden  der  leitenden  Staats- 
männer, so  ließe  sich  nach  dem  Umfang  der  Aktenstücke 
wohl  annehmen,  daß  man  aus  ihnen  einen  vollständigen 
Überblick  über  den  Gang  der  Verhandlungen  gewinnen 
könnte,  und  es  ist  selbstverständlich,  daß  sie  auf  den,  der 
ähnliche  Untersuchungen  für  weiter  zurückliegende  Zeiten 
schon  unternommen  hat,  einen  großen  Anreiz  ausüben,  seine 
dort  gewonnene  Methode  nun  auch  auf  diese  aktuellen  Dinge 
anzuwenden. 

Es  sind  auch  schon  eine  Reihe  von  Versuchen  gemacht 
worden,  dieses  Material  aufzuarbeiten.  Ich  erwähne  als  auch 
wohl  zeitlich  erste  Arbeit  den  vorzüglichen  Aufsatz,  den 
Dr.  Erich  Zechlin-Posen  als  „Chronik  der  Weltpolitik*'  in 
Bd.  4,  Heft  2  des  Weltwirtschaftlichen  Archivs  (Chronik, 
S.  282—306)  veröffentlicht  hat;  er  ist  am  15.  August  ab- 
geschlossen und  benutzt  außer  den  später  erschienenen 
Aktenstücken  auch  das  russische  Orangebuch  nicht.  Ein 
Gegenstück  zu  diesem  ersten  Versuche  sachlicher  Darstel- 
lung bietet  die  einseitige  Parteischrift,  die  Oxforder  Histo- 
riker unter  dem  Titel:  ,yWhy  we  are  at  war''  veröffentlicht 
haben  (Oxford  at  the  Clarendon  Press.  1914.  206  S.  8^). 
Für  meine  Arbeit  kommt  vor  allem  Kapitel  V  Negociators 
and  Negociations  S.  67—107  in  Betracht.  Von  deutscher 
Seite  hat  dann  der  jetzige  Reichsschatzsekretär  versucht,  in 
einer  scharfsinnigen  Untersuchung  die  Frage  zu  beantworten, 
wem  die  Schuld  am  Ausbruche  des  Weltkrieges  zuzuschreiben 
sei:  Dr.  Karl  Helfferich,  Die  Entstehung  des  Weltkrieges  im 
Lichte  der  Veröffentlichungen  der  Dreiverbandmächte,  Berlin, 
Stilke.  1915.  47  S.  S^.  Das  Büchlein  enthält  eine  Fülle 
kritischer  Bemerkungen  und  hat  mir  wertvolle  Anregungen 
gegeben,  wenn  ich  auch  zu  anderen  Ergebnissen  komme  als 
der  Verfasser.  Helfferich  standen  die  serbische  und  die 
österreichisch-ungarische  Veröffentlichung  nicht  zur  Ver- 
fügung, die  belgische  scheint  er  nicht  benutzt  zu  haben. 
Schließlich  gibt  Friedrich  Luckwaldt  in  dem  letzten  Kapitel 
seines  Buches:  Die  Vorgeschichte  des  Krieges  (Danzig  1915) 
eine  kurze  und  summarische  Skizze  der  Verhandlungen. 
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Allen  meinen  Vorgängern  ist  gemeinsam,  daß  ihnen 
nicht  das  ganze  veröffenth'chte  Material  zur  Verfügung  steht. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  würde  sich  also  mein  Unter- 
nehmen ohne  weiteres  rechtfertigen,  um  so  mehr  als  sie  alle 
nur  Teile  der  Verhandlungen  darstellen.  Anders  steht  es  mit 
der  Frage,  ob  es  überhaupt  möglich  ist,  an  das  Problem 
vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  heranzutreten,  und, 
wenn  dies  der  Fall  sein  sollte,  ob  es  einen  Zweck  hat.  Ich 
denke  dabei  zunächst  weniger  an  die  alte  und  so  oft  um- 
strittene Frage  nach  der  möglichen  Objektivität;  es  handelt 
sich  bei  diesem  wie  bei  jedem  anderen  geschichtlichen  Stoff 
zunächst  einmal  darum,  den  tatsächlichen  Verlauf  fest- 
zustellen, soweit  es  das  Material  ermöglicht;  das  ohne  Vor- 
eingenommenheit zu  tun,  muß  sich  der  Historiker  zutrauen, 
wenn  er  überhaupt  noch  einen  Glauben  an  seine  Wissen- 
schaft und  seine  Wissenschafthchkeit  hat.  Dann  erst  han- 
delt es  sich  darum,  Schlüsse  zu  ziehen,  und  dabei  allerdings 
wird  man  einem  aktuellen  Stoff  gegenüber  noch  vorsichtiger 
sein  müssen  als  bei  Vorgängen,  die  schon  vollständig  histo^ 
risch  geworden  sind  und  auch  in  ihren  Auswirkungen  schon 
der  Vergangenheit  angehören. i) 

Der  wichtigere  Einwand  scheint  mir  der  zu  sein,  daß 
das  Material  zwar  umfangreich,  aber  sehr  lückenhaft  und 
ebenso  verdächtig  sei.  Verfechter  dieser  Ansicht,  die  zurzeit 
die  deutsche  öffentliche  Meinung,  und  zwar  gerade  der  eng- 
lischen Publikation  gegenüber  beherrscht,  pflegen  eine  Äuße- 
rung Palmerstons  aus  der  Zeit  des  Krimkrieges  zu  zitieren, 
nach  der  diesen  offiziellen  Veröffentlichungen  kein  anderer 
Zweck  innewohne,  als  zu  täuschen.  Nun  sind  gewiß  diese 
Veröffentlichungen  in  gewissem  Sinne  Streitschriften,  und  es 
wäre  nicht  das  erste  Mal,  daß  auf  solche  eine  wissenschaft- 
liche Untersuchung  aufgebaut  wird;  sie  sollen  darüber  hin- 
aus die  Tätigkeit  der  leitenden  Staatsmänner  vor  der  eigenen 
öffentlichen  Meinung  rechtfertigen,  besonders  in  England,  wo 
durchaus  nicht  damit  zu  rechnen  war,  daß  der  Krieg  eine 

1)  Die  gleiche  Frage  hat  Karl  Hagen  in  Bd.  5,  S.  297  ff.  von 
Schmidts  Zeitschrift  für  Geschichtswissenschaft  schon  1844  behandelt 
in  einem  Aufsatze:  Über  die  Geschichte  der  neuesten  Zeit.  Erster 
Artikel,   Quellen  und  Behandlung  der  neuesten  Geschichte. 
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ungeteilte  Zustimmung  finden  werde.  Schon  in  dieser  dop- 
pelten Absicht  der  gleichzeitigen  Einwirkung  auf  die  öffent- 
liche Meinung  im  Lande  und  draußen  liegt  für  die  Zusammen- 
stellung ein  Dilemma,  das  für  den  Historiker  Frucht  trägt; 
die  Auswahl  kann  nicht  so  einseitig  sein,  wie  wenn  das  Buch 
nur  dem  einen  Zwecke  diente.  Dazu  kommt  noch  ein  wei- 
teres. Während  in  Fällen  friedlicher  Lösung  politischer 
Gegensätze  derartige  Veröffentlichungen  nur  ausgegeben 
werden,  wenn  die  Gegenseite  ihr  Einverständnis  erklärt  hat, 
ist  das  diesmal  nicht  der  Fall;  die  Veröffentlichungen  sind 
nicht  doppelt  gesiebt,  ergänzen  sich  also  besser.  Auch  die 
Meinung,  daß  in  den  Veröffentlichungen  Aktenstücke  auf- 
genommen seien,  die  so  nicht  oder  überhaupt  nicht  ab- 
gesandt worden  seien,  erscheint  hinfällig.  Man  hat  be- 
hauptet, die  englischen  Korrespondenzen  würden  schon  in 
der  Zeit  der  Verhandlungen  doppelt  geführt,  d.  h.  neben 
Stücken,  bei  deren  Abfassung  eine  spätere  Veröffentlichung 
im  Auge  behalten  sei,  liefen  andere,  die  eigentlich  wichtigen, 
geheimen  und  auch  in  Zukunft  geheim  zu  haltenden  ein- 
her; eine  einfache  Überlegung  der  Sachlage  bei  Entstehung 
der  Dokumente  läßt  ein  solches  Verfahren  unmöglich  er- 
scheinen, ganz  abgesehen  davon,  daß  wir  sehr  viele  und 
gerade  wichtige  Aktenstücke  der  einen  Regierung  durch 
die  der  anderen  kontrollieren  können.  Da  natürlich  jede 
Regierung  in  der  Lage  wäre,  Fälschung  ganzer  Aktenstücke 
durch  ihren  Gegner  nachzuweisen,  so  schließt  schon  dies 
allein  derartige  Machenschaften  bei  all  den  Stücken  aus, 
die  der  Kontrolle  auch  nur  einer  feindlichen  Regierung 
unterliegen.  Wir  können  im  allgemeinen  wohl  sagen,  daß 
die  mitgeteilten  Aktenstücke  echt  sind,  d.  h.  daß  ihr  Wort- 
laut mit  den  Originalen  übereinstimmt.  Eine  andere  Frage 
ist  es  allerdings,  ob  die  abgedruckten  Stücke  vollständig 
sind.  Verschiedentlich  läßt  sich  nachweisen,  daß  dies  nicht 
der  Fall  ist.  Ebenso  läßt  sich  wiederholt  der  Beweis  er- 
bringen, daß  einzelne  Daten  gefälscht  worden  sind.  Für 
das  Schreiben  Nr.  105  des  englischen  Blaubuches  ist  der 
Nachweis  in  der  Einleitung  der  von  F.  Siegmund-Schultze 
herausgegebenen  Übersetzung  geführt  worden.^)  Im  Anschluß 

^)  Die  Eiche.    Berlin,  F.  Ziilesen.    2.  Jahrg.   Nr.  4. 


daran  hat  Herr  Professor  Lewison  festgestellt,  daß  auch 
in  Nr.  106  des  französischen  Buches  die  Daten  nicht  stim- 
men können.^)  Eine  Fälschung  im  russischen  Buche  hat 
das  Wiener  Fremdenblatt  aufgedeckt,  einige  andere  der- 
artige kritische  Erörterungen  werde  ich  selbst  im  Verlaufe 
meiner  Darstellung  bringen.  In  diesem  Zusammenhange 
möchte  ich  nur  den  allgemeinen  Schluß  vorwegnehmen,  daß 
sie  gerade  mit  beweisen,  daß  die  Aktenstücke  an  sich  echt 
sind;  sonst  hätte  sich  ja  eine  Fälschung  der  Daten  erübrigt, 
oder  man  hätte  sie  nicht  erkennen  können.  Überdies  bieten 
die  Fälschungen  wichtige  und  interessante  Handhaben,  die 
Motive  der  Regierungen  zu  erkennen;  aus  dem  Motiv  zur  Fäl- 
schung kann  man  das  damalige  Motiv  des  Handelns  ableiten. 
Man  könnte  paradox  sagen,  daß  der  Historiker  für  derartige 
Fälschungen  nur  dankbar  sein  muß.  Es  sind  das  Fälle, 
wo  eine  allzu  große  Klugheit  zur  Dummheit  wurde.  Man 
versuchte  mit  den  Fälschungen  zu  beweisen,  während  es 
doch  bequemer  gewesen  wäre,  durch  Auslassung  der  be- 
treffenden Stücke  über  den  unangenehmen  Zusammenhang 
hinwegzugehen.  Auch  der  letztere  Ausweg  ist  ja  oft  genug 
gewählt  worden.  Im  englischen  Blaubuch  ist  die  Nr.  28 
noch  während  des  Druckes  ausgeschieden  worden,  so  spät, 
daß  man  die  Zählung  nicht  hat  ändern  können,  und  sich  da- 
mit behalf,  unter  Nr.  28  ein  ,,Nir*  zu  setzen.  Häufig  läßt 
sich  aus  dem  Vergleich  der  Publikationen  nachweisen,  daß 
wichtige  Stücke  fehlen.  So  ist  aus  dem  russischen  Buche 
zu  entnehmen,  daß  die  russische  Regierung  am  25.  Juli 
abends  oder  am  26.  Juli  früh  ihrem  Geschäftsträger  in  Ser- 
bien wichtige  Mitteilungen  für  die  dortige  Regierung  zu- 
kommen ließ.  Das  Telegramm  ist  nicht  in  der  Aktensamm- 
lung enthalten;  wir  kennen  den  Gegenstand  und  können 
aus  ihm  Rückschlüsse  auf  den  Inhalt  ziehen.  Für  Einzel- 
heiten verweise  ich  auf  die  folgende  Darstellung;  es  kam 
mir  nur  darauf  an,  zu  zeigen,  daß  die  Möglichkeit  einer 
wissenschaftlichen  Bearbeitung  dieses  ganzen  Materials  be- 
steht. Das  erschien  mir  gerade  in  dieser  Zeitschrift  not- 
wendig, deren  Geiste,  wie  dem  der  deutschen  Wissenschaft 


1)  Kölnische  Zeitung  1915,  Nr.  78. 
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Überhaupt  es  widersprechen  würde,  selbst  in  dieser  Zeit  in 
der  Form  wissenschafthcher  Arbeit  PoHtik  zu  treiben  und 
damit  die  Wissenschaft  zur  Dienerin  der  Tendenz  zu 
machen. 


II.  Vom  Attentat  bis  zur  ungenügenden  Ant'wort 

Serbiens. 

Das  Attentat  auf  den  Erzherzog-Thronfolger  war  ein 
poHtisches.  Die  Österreich-ungarische  Regierung  konnte  sehr 
bald  aus  einwandfreien  Zeugenaussagen  feststellen,  was  sie 
sofort  annehmen  mußte,  daß  dieses  Attentat  aus  großserbi- 
schen Gedankengängen  entstanden  sei.  Träger  und  Organi- 
satoren dieser  Idee  waren  Serben  des  Königsreichs,  war  der 
dortige  Kulturverein  Narodna  Odbrana.  Seine  Leiter  waren 
Beamte  des  serbischen  Staates.  Er  kämpfte  seit  1909,  seit 
der  Annexion  Bosniens  und  der  Herzegowina  gegen  die 
Doppelmonarchie.  Bald  ließ  sich  auch  beweisen,  daß  die 
Leiter  der  Narodna  Odbrana  und  eine  Reihe  ihrer  Ver- 
trauensleute von  dem  beabsichtigten  Attentat  Kenntnis  ge- 
habt und  zur  Ausführung  mitgeholfen  hatten.  „Das  End- 
ziel dieser  Politik  war  die  allmähliche  Revolutionierung  und 
schließliche  Lostrennung  der  südöstlichen  Gebietsteile  der 
Österreich-ungarischen  Monarchie  und  ihre  Vereinigung  mit 
Serbien.''  i) 

Mit  diesen  Zielen  des  serbischen  Nationalvereins  deckten 
sich  die  der  serbischen  Regierung  seit  1909  wenigstens. 
Wenn  auch  nicht  zu  beweisen  war,  daß  die  serbische  Re- 
gierung den  serbischen  Nationalverein  direkt  unterstütze,  so 
war  doch  sicher,  daß  sie  von  ihm  Kenntnis  hatte  und  ihn 
stillschweigend  duldete.  Für  die  Doppelmonarchie  aber  be- 
deutete diese  politische  Agitation  eine  um  so  größere  Ge- 
fahr, als  Sonderbestrebungen  einzelner  Nationalitäten,  die 


1)  WB  S.  1.  Ich  verwende  folgende  Abkürzungen:  WB  =  deut- 
sches Weißbuch,  benutzt  in  der  Ausgabe  von  Liebheit  &  Thiesen^ 
BB  =  englisches  Blaubuch,  GB  =  französisches  Gelbbuch,  GrB 
=  belgisches  Graubuch,  OB  =  russisches  Orangebuch,  RB  =  Öster- 
reich-ungarisches Rotbuch,  sbBB  =  serbisches  Blaubuch. 
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auf  eine  Auflösung  des  Staatsverbandes  der  Monarchie  hin- 
arbeiteten, auch  außerhalb  dieses  südslawischen  Gebietes 
sich  geltend  machten.  Die  Monarchie  konnte  es  auf  die  | 
Dauer  nicht  dulden,  daß  solche  Bestrebungen  offen  von 
Beamten  eines  benachbarten  Staates  gefördert  wurden,  ohne 
in  Gefahr  zu  geraten,  daß  der  Bestand  des  Staates  gefährdet 
würde.  Es  war  also  von  vornherein  zu  erwarten,  daß  sie 
aus  Anlaß  dieses  besonders  abschreckenden  Vorfalles  an  die 
Regierung  des  benachbarten  Staates  auf  diplomatischem 
Wege  die  Forderung  stellen  werde,  ihrerseits  alles  zu  tun, 
daß  ähnliche  Vorkommnisse  in  Zukunft  unmöglich  würden. 
Da  die  serbische  Regierung  schon  1909  auf  den  Druck 
der  Mächte  hin  eine  Erklärung  abgegeben  hatte,  mit  Öster- 
reich-Ungarn freundnachbarliche  Beziehungen  pflegen  zu 
wollen,  so  war  zu  erwarten,  daß  man  in  Wien,  weil  diese 
Erklärung  unwirksam  geblieben  war,  jetzt  seine  Forderungen 
spezialisieren  werde  und  bis  ins  einzelne  hinein  Garantien 
würde  haben  wollen.  Nun  war  es  selbstverständlich,  daß 
das  kleinere  Serbien  der  Großmacht  Österreich-Ungarn 
gegenüber  seine  intransigente  Haltung  die  Jahre  hindurch 
nicht  beibehalten  hätte,  wenn  es  nicht  an  Rußland  1908/09 
einen  Rückhalt  gehabt  und  gehofft  hätte,  einen  solchen 
immer  wieder  bei  der  Macht  zu  finden,  die  sich  mehr  und 
mehr  als  die  Vormacht  und  Schützerin  der  slawischen  Staaten 
auf  dem  Balkan  und  insonderheit  Serbiens  betrachtete  und 
bewährte.  Das  komplizierte  von  vornherein  die  Verhält- 
nisse und  ließ  auf  alle  Fälle  zumindest  eine  scharfe  Span- 
nung zwischen  der  Doppelmonarchie  und  ihrem  östlichen 
Nachbarn  erwarten.  Dies  um  so  mehr,  als  seit  1908  zwi- 
schen beiden  Mächten  ein  Zustand  dauernder  Gereiztheit 
und  starken  Mißtrauens  bestand,  und  als  beide  seitdem 
offen  um  die  Vorherrschaft  am  Balkan  rangen.  Die  Wiener 
Regierung  war  sich  darüber  klar.^)  Sie  war  sich  ebenso 
dessen  bewußt,  daß  sie  einen  Erfolg  in  der  angestrebten 
Richtung,  der  dauernden  Beunruhigung  seitens  der  ser- 
bischen Nationalpartei  ein  Ende  zu  machen,  nur  erreichen 
würde,  wenn  sie  ihre  Stärke  der  serbischen  Schwäche  gegen- 

1)  RB  Nr.  26. 
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über  dokumentieren  könne.  D.  h.  sie  mußte  von  vornherein 
entschlossen  sein,  wenn  sie  einmal  einen  Schritt  getan  und 
Forderungen  aufgestellt  hatte,  diese  Forderungen  dann  un- 
bedingt durchzusetzen  und  nicht,  auf  wessen  Veranlassung 
auch  immer,  einen  Schritt  zurückzuweichen;  tat  sie  es  doch, 
so  erlitt  sie  eine  ungeheure  Niederlage,  die  zu  den  alier- 
schwersten  Schädigungen  führen  mußte.^) 

Sie  war  dabei  insofern  in  einer  günstigen  Lage,  als  der 
Mord  in  Serajevo  in  allen  nichtslawischen  Kreisen,  auch  da, 
wo  man  Österreich-Ungarn  sonst  nicht  hold  war,  einen  tiefen 
Eindruck  gemacht  und  wirklichen  Abscheu  erregt  hatte. 
Die  öffentliche  Meinung  auch  z.  B.  Englands  hielt  die  Be- 
schuldigungen, die  von  der  gesamten  Österreich-ungarischen 
Presse  Serbien  gegenüber  ausgesprochen  wurden,  für  gerecht- 
fertigt; ebenso  wie  im  ganzen  Verlaufe  der  Angelegenheit 
von  keiner  nichtslawischen  Seite  an  der  Richtigkeit  des  von 
Österreich-Ungarn  vorgelegten  Materials  gezweifelt  worden 
ist.  Die  französische  Regierung  hat  den  sog.  Dossier,  d.  h. 
das  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  zusammenfassende 
Memoire  der  Österreich-ungarischen  Regierung  noch  in 
ihrem  Gelbbuche  abgedruckt,  ohne  auch  nur  den  Versuch 
zu  machen,  es  zu  entkräften  oder  zu  widerlegen. 

Eingehendere  Verhandlungen  haben  zwischen  Serbien 
und  Österreich-Ungarn  vor  dem  23.  Juli  nicht  stattge- 
funden. Wir  wissen  nur  von  einem  Schritt  der  k.  und  k. 
Regierung  in  Belgrad.  Am  30.  Juni  fragte  in  Abwesenheit 
des  Gesandten  Legationsrat  Ritter  von  Storck  den  General- 
sekretär des  Auswärtigen  Amtes,  ,, welche  Maßregeln  die 
serbische  Polizei  ergriffen  habe  resp.  zu  ergreifen  gedenke, 
um  die  Fäden  des  Attentats,  welche  notorisch  nach  Ser- 
bien hinüberspielen,  zu  verfolgen".  Er  erhielt  zur  Antwort, 
„daß  sich  die  serbische  Polizei  bisher  mit  dem  Gegenstande 
überhaupt  nicht  befaßt  hätte".  2)  Diese  Anfrage  hat  im 
Verlauf  der  ganzen  Angelegenheit  gewertet  eine  größere 
Bedeutung,  als  ihr  auf  den  ersten  Blick  zuzukommen  scheint. 
Die  Wiener  Regierung  hat  ihr  Vorgehen  vom  23.  Juli  wieder- 

^)  Dies  ist  in  einem  Berichte  Giesls  —  RB  Nr.  6  — ,  Belgrad, 
21.  Juli,  sehr  l<lar  entwickelt. 
2)  RB  Nr.  2. 


^)  RB  Nr.  9.  Berchtold  an  Mensdorff ;  übereinstimmend  BB 
Nr.  3.  Grey  an  Bunsen;  einer  der  vielen  Fälle,  wo  die  Bücher  sich 
gegenseitig  kontrollieren. 

2)  RB  Nr.  9. 

3)  SbBB  Nr.  30  vom  11.  Juli  macht  Pasitsch  in  einer  Zirkular- 
note darauf  aufmerksam,  daß  Österreich-Ungarn  kein  Ersuchen  auf 
]yiithilfe  der  serbischen  Regierung  gestellt  habe. 
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holt  damit  gerechtfertigt,  daß  Serbien  ,,es  in  der  Hand  ge- 
habt hätte,  den  ernsten  Schritten,  die  es  unserseits  erwarten 
mußte,  die  Spitze  abzubrechen,  wenn  es  seinerseits  spontan 
das  Notwendige  vorgekehrt  hätte,  um  auf  serbischem  Boden 
eine  Untersuchung  gegen  die  serbischen  Teilnehmer  am 
Attentat  einzuleiten  und  die  Verbindungen  aufzudecken,  die 
erwiesenermaßen  von  Belgrad  nach  Serajevo  führten. i)  Sie 
hat  ferner  darauf  hinweisen  können  und  darin  keinen  Wider- 
spruch gefunden,  daß  die  serbische  Regierung,  statt  solche 
Untersuchung  zu  führen,  vielmehr  die  vorhandenen  Spuren 
zu  verwischen  trachtete,  wenigstens  bezüglich  des  kompro- 
mittierten Ciganowitsch.2)  In  dieser  Beziehung  bedeutet 
also  die  Anfrage  vom  30.  Juni  einen  sehr  deutlichen  Hin- 
weis, was  die  k.  u.  k.  Regierung  von  Serbien  erwarte;  wollte 
die  serbische  Regierung  einem  Konflikte  aus  dem  Wege  | 
gehen,  so  wäre  es  klug  gewesen,  wenigstens  den  Schein 
eines  gewissen  Eingehens  auf  diese  Wünsche  zu  wahren; 
es  gab  ja  immer  noch  Möglichkeiten  genug,  jedes  wirkliche 
Ergebnis  einer  Untersuchung  zu  vermeiden;  Serbien  hat 
nichts  getan,  wenigstens  seinen  guten  Willen  durch  eine 
anscheinende  Tat  zu  zeigen.  Von  Österreich-ungarischer 
Seite  ist  das  erste  Ersuchen  offenbar  nicht  wiederholt  wor- 
den; weder  in  der  von  ihr  ausgehenden  Publikation  noch 
in  der  serbischen  findet  sich  irgend  ein  Anzeichen. 3)  Durch 
die  vielen  Berichte  des  serbischen  Gesandten  in  Wien  geht 
vielmehr  die  dauernde  Klage,  daß  er  nichts  Positives  darüber 
erfahren  könne,  was  Österreich-Ungarn  eigentlich  vorhabe; 
so  füllt  er  die  Seiten  mit  Mitteilungen  aus  der  Presse,  mit 
Erzählung  der  Demonstrationen  gegen  die  Gesandtschaft. 

Nur  zweimal  hat  er  ernstliche  Unterredungen  mit  dem 
Sektionschef  Macchio.  Die  erste  fällt  auf  den  30.  Juni; 
Jowanowitsch  gibt  da  die  Erklärung  ab,  die  serbische  Re- 
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gierung  verurteile  das  Attentat,  sie  gebe  die  Versicherung, 
daß  sie  loyal  alles  tun  werde,  um  zu  verhindern,  daß  auf 
ihrem  Gebiete  eine  Agitation  oder  Aktion  aufkomme,  die 
den  schon  so  empfindlichen  Beziehungen  zu  Österreich- 
Ungarn  schaden  könne.  ,,Ich  denke,  daß  meine  Regierung 
bereit  ist,  jeden  Mitschuldigen  den  Gerichten  zu  übergeben, 
wenn  bewiesen  ist,  daß  solche  sich  in  Serbien  befinden/*  i) 
Den  Versicherungen  entsprachen  die  Taten  nicht;  die  ser- 
bische Regierung  hinderte  die  Presse  nicht  an  schärfsten 
Ausfällen  gegen  die  Doppelmonarchie.  Als  bei  einer  weiteren 
Besprechung  am  3.  Juli  Baron  Macchio,  Sektionschef  im 
Ministerium  des  Äußeren  in  Wien,  sich  darüber  beschwerte, 
entgegnete  Jowanowitsch,  daß  die  serbische  Presse  nur  auf 
die  Wiener  antworte;  die  Wiener  Presse  sei  in  der  Hand 
der  Regierung,  die  serbische  sei  frei;  es  sei  klar,  daß  die 
Wiener  Presse  von  der  Regierung  ermächtigt  sei,  das  Atten- 
tat zu  Angriffen  gegen  Serbien  zu  benutzen. 2)  Wenn  man 
weiß,  wie  frei  die  Presse  in  Österreich-Ungarn  in  Friedens- 
zeiten gestellt  ist  —  Jowanowitsch  selbst  macht  in  einem 
Bericht  vom  14.  Juli  darauf  aufmerksam,  daß  die  ,,Zeit'* 
und  die  ,, Arbeiterzeitung"  ein  schroffes  Vorgehen  gegen 
Serbien  bekämpfen  3)  — ,  so  kann  man  diese  Antwort  des 
serbischen  Gesandten  wohl  am  besten  als  patzig  bezeichnen. 
Irgendeine  Spur  von  Entgegenkommen  oder  auch  nur  Aus- 
weichen läßt  sie  nicht  erkennen.  Ähnlich  wie  die  Haltung 
des  Gesandten  ist  die  der  serbischen  Regierung.  Pasitsch 
weist  die  Vertreter  des  Königreichs  an,  den  von  der  Wiener 
Presse  ausgehenden  Verleumdungen  entgegenzutreten,  man 
könne  ein  Verbrechen,  das  von  Staatsangehörigen  der  Doppel- 
monarchie begangen  sei,  nicht  Serbien  in  die  Schuhe  schieben 
und  wiederholt  die  Erklärung,  die  Jowanowitsch  schon  am 
30.  Juni  abgegeben  hat.*) 

Nun  muß  wohl  allerdings  zugegeben  werden,  daß  es 
für  die  serbische  Regierung  nicht  ganz  leicht  war,  von  sich 
aus  eine  Initiative  zu  ergreifen,  um  die  drohenden  Gegen- 

1)  SbBB  Nr.  5  nach  der  Übersetzung  des  Journal  des  Debats, 

2)  SbBB  Nr.  12. 

3)  SbBB  Nr.  22. 

*)  SbBB  Nr.  8,  20,  21,  30,  zwischen  1.  und  19.  Juli. 


—     13     — 

Sätze  von  vornherein  zu  beheben.  Wenn  sie  einen  Konflikt 
auf  alle  Fälle  vermeiden  wollte,  konnte  sie  auf  die  Anfrage 
vom  30.  Juni  hin  handeln,  sie  konnte  ihre  prinzipielle  Bereit- 
willigkeit erklären  und  um  nähere  Angaben  bitten.  Nach- 
dem dies,  wie  wir  annehmen  müssen,  im  ersten  Augenblick 
nicht  geschehen  ist,  war  es  für  die  serbische  Regierung 
schwer,  nochmals  auf  diese  Angelegenheit  zurückzukommen, 
wenn  Österreich-Ungarn  sie  nicht  seinerseits  nochmals  zur 
Sprache  brachte.  Das  geschah  in  wohlüberlegter  Absicht 
nicht.  Man  brachte  durch  dieses  Vorgehen  Serbien  in  eine 
unangenehme  Lage,  in  eine  Art  Zwickmühle.  Nachdem  es 
nicht  sofort  am  30.  Juni  auf  die  Anfrage  eingegangen  war, 
war  es  jetzt  schwierig,  auf  sie  zurückzukommen;  Serbien 
hätte  dadurch  seine  Schwäche  oder  seine  Schuld  eingestan- 
den. Ebenso  schwer  war  es  nachträglich  selbständig  zu  han- 
deln und  eine  Untersuchung  einzuleiten;  auch  das  hätte 
dieselbe  Wirkung  gehabt  und  die  Wiener  Diplomatie  bei 
den  auf  solches  Entgegenkommen  Serbiens  folgenden  Ver- 
handlungen in  die  günstigste  Lage  gebracht.  Es  ist  also  zu 
verstehen,  daß  Serbien  derartige  Schritte  unterließ.  Und 
es  braucht  noch  nicht  in  dem  Sinne  einer  unbedingten  In- 
transigenz  gedeutet  zu  werden.  Immerhin  mußte  die  ser- 
bische Regierung,  wenn  sie  überhaupt  daran  dachte,  den 
Konflikt  beizulegen,  alles  unterlassen,  ihn  zu  verschärfen; 
das  ist  aber  nicht  geschehen.  Im  Gegenteil  läßt  alles,  was 
wir  wissen,  darauf  schließen,  daß  es  dem  Konflikt  bewußt 
entgegenging,  obwohl  seit  Mitte  Juli  wenigstens  kein  Zweifel 
mehr  darüber  bestehen  konnte,  daß  Österreich-Ungarn  die 
Gegensätze  in  irgendeiner  Form  zum  endgültigen  Austrag 
bringen  wollte.  Am  15.  Juli  wurde  der  ungarische  Minister- 
präsident Graf  Tisza  zum  zweiten  Male  im  ungarischen  Ab- 
geordnetenhause über  das  Verhältnis  zu  Serbien  interpelliert. 
Während  er  am  8.  Juli  noch  ausweichend  gesagt  hatte,  über 
die  eventuellen  Schritte  bei  Serbien  könne  er  sich  nicht 
äußern,  führte  er  diesmal  aus,  die  Beziehungen  zu  Serbien 
müßten  geklärt  werden;  er  könne  sich  über  die  Methode 
noch  nicht  definitiv  äußern;  die  verantwortlichen  Faktoren  I  (y 
seien  sich  bewußt,  welche  Interessen  sich  an  die  Erhaltung 
des  Friedens  knüpften.  Die  schwebende  Angelegenheit  müsse 


—     14     — 

nicht  unbedingt  zu  kriegerischen  Entscheidungen  führen, 
doch  ein  Staat,  der  den  Krieg  nicht  als  ultima  ratio  be- 
trachte, könne  sich  als  Staat  nicht  behaupten. i) 

Diese  Ausführungen  kamen  einer  Warnung  an  Serbien 
gleich;  wenn  man  dort  nicht  auf  sie  hörte,  so  deswegen 
nicht,  weil  man  in  Serbien  schon  vor  dem  23.  Juli,  wenn 
nicht  die  verbriefte  Sicherheit,  so  doch  die  feste  Überzeugung 
und  wichtige  Anhaltspunkte  dafür  hatte,  daß  man  die  Aus- 
einandersetzungen mit  Österreich-Ungarn  nicht  allein  werde 
ausfechten  müssen.  Man  stützte  sich  dabei  nicht  etwa  nur 
auf  Argumente  aus  der  Vergangenheit,  indem  man  die  Hal- 
tung Rußlands  während  der  bosnischen  Annexionskrisis  und 
während  der  beiden  Balkankriege  1912/1913  betrachtete^) 
und  daraus  schloß,  daß  es  wieder  helfen  werde.  Es  hatten  viel- 
mehr, wie  aus  der  serbischen  Veröffentlichung  hervorgeht, 
wiederholt  zwischen  dem  serbischen  Gesandten  in  St.  Peters- 
burg, Spalaikowitsch,  und  Sassanow  Unterredungen  statt- 
gefunden, in  denen  Sassanow  ganz  den  serbischen  Stand- 
punkt eingenommen  hatte.  Am  4.  Juli  sagt  Sassanow  dem 
serbischen  Gesandten,  die  Vergewaltigungen,  die  die  Serben 
in  Bosnien  erfahren  hätten,  würden  die  Sympathien  Europas 
Serbien  gegenüber  vermehren;  er  versichert,  daß  Europa 
den  Anklagen,  die  von  Wien  gegen  Serbien  kommen,  keinen 
Glauben  schenken  wird.  In  einer  Unterredung  am  11.  JuH 
wundert  sich  Sassanow,  daß  man  in  Wien  nichts  unter- 
nehme, um  die  sterile  Agitation  in  der  Wiener  Presse  zu 
unterdrücken,  die  nur  Österreich-Ungarn  selbst  schade.^) 
Das  sind  die  Anhaltspunkte,  die  uns  das  serbische  Blaubuch 
gibt.  In  der  russischen  Veröffentlichung  steht  hiervon 
charakteristischerweise  nichts. 

Selbst  wenn  wir  annehmen,  daß  die  russische  Diplo- 
matie sich  Serbien  gegenüber  auf  diese  Äußerungen  be- 
schränkt habe,  so  gab  sie  damit  Serbien  die  Gewißheit, 
daß  Rußland  nach  wie  vor  in  seinen  allgemeinen  Anschau- 


1)  Deutscher  Geschichtskalender  1914,  II,  S.  8f. 

2)  Vgl.  hierzu  mein  Büchlein  „Die  Balkankrisis,  Berlin  1914", 
auf  das  ich  hiermit  für  alle  meine  Ausführungen  über  die  Balkanfrage 
und  die  darauf  bezüglichen  Verhandlungen  der  Mächte  verweise. 

8)  SbBB  Nr.  14  u.  Nr.  29. 
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ungen  des  Verhältnisses  zu  Österreich-Ungarn  mit  Serbien 
übereinstimme.  Die  serbische  Regierung  konnte  daraus  den 
Schluß  ziehen,  daß  sie  in  etwaigen  Unterhandlungen  mit 
Österreich-Ungarn  wieder  wie  1909  und  1912/13  von  Ruß- 
land unterstützt  werde. 

Aber  die  russische  Politik  beschränkte  sich  gar  nicht 
auf  diese  Äußerungen.  Wir  erfahren  aus  einem  Berichte  des 
französischen  Botschafters  in  St.  Petersburg,  daß  Sassanow 
dem  österreichischen  Geschäftsträger  gegenüber,  als  dieser 
davon    sprach,    daß    die    Österreich-ungarische    Regierung 
vielleicht  genötigt  werde,  auf  serbischem  Gebiete  nach  den 
Anstiftern  des  Attentats  zu  suchen,  antwortete:  Rußland 
habe  mehr  wie  jedes  andere  Land  unter  Attentaten  zu  leiden, 
die  im  Auslande  vorbereitet  worden  seien,  und  doch  habe  es 
niemals  gegen  ein  anderes  Land  ein  Verfahren  eingeschlagen 
ähnlich  dem,  womit  die  Wiener  Presse   Serbien  bedrohe. 
Der  von  Sassanow  benutzte  Vergleich  verschiebt  die  Ange-   ^ 
legenheit  absichtlich.   Die  Attentate  in  Rußland  waren  aus-  . 
schließlich  solche  russischer  Anarchisten,   und  so  ziemlich  \ 
alle  Regierungen  anderer  Staaten  haben  die  russische  Polizei  , 
in    der  Unterdrückung    der    anarchistischen    Bestrebungen   i 
unterstützt,  während  dieses  Attentat  von  einer  nationalen   o 
Partei  im  andern  Lande  ausging,  deren  Führer  Beamte  des   : 
Landes  selbst  waren.    Die  Äußerung   Sassanows  war  als  | 
Warnung  an  Österreich-Ungarn  gedacht;  Pol^ologue  hat  sie   | 
so  aufgefaßt.!)    Darüber  hinaus  hat   Rußland  schon   vor 
Übergabe   der    Österreich-ungarischen   Note   sich   ein   Pro- 
gramm   aufgestellt,  wie  weit  es  Österreich-Ungarn  werde 
gehen  lassen.    Der  russische  Botschafter  in  Wien  hat  es 
am  21.  Juli  dem  französischen  Botschafter  dortselbst  mit- 
geteilt^):    Rußland  wird  nichts  einzuwenden  haben  gegen 
Schritte,  die  auf  Bestrafung  der  Schuldigen  und  Auflösung 
der  erwiesenermaßen  revolutionären  Vereine  abzielen,  aber 
es  wird  Forderungen  nicht  zulassen  können,  die  für  das 
serbische  Nationalgefühl  erniedrigend  sind.  —  Es  ist  an  sich 
ohne  weiteres  anzunehmen,  daß  die  Vertreter  Serbiens  und 
die  serbische  Regierung  von  diesen  Äußerungen  und  von 

1)  GB  Nr.  10. 
'      2)  GB  Nr.  18. 
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diesem  Programm  Kenntnis  gehabt  haben.  In  seinem 
Schkißbericht^)  erwähnt  der  serbische  Gesandte  in  Wien 
ausdrückHch  sein  enges  Zusammengehen  mit  den  Bot- 
schaftern des  Dreiverbandes.  Erhärtet  wird  diese  Annahme 
dadurch,  daß  eine  Äußerung  des  serbischen  Vertreters  in 
Berlin  gegenüber  der  deutschen  Regierung  mit  dem  russi- 
schen Programm  vollständig  übereinstimmt.  Auch  danach 
erklärt  sich  Serbien  bereit  zu  gerichtlicher  Beihilfe,  der 
Gesandte  ist  aber  beauftragt,  die  deutsche  Regierung  zu 
warnen,  daß  es  gefährlich  sei  zu  versuchen,  durch  diese 
Untersuchung  dem  Prestige  Serbiens  Abbruch  zu  tun.^) 
Vieldeutige,  dehnbare  Begriffe.  Wann  ist  die  Grenze  über- 
schritten? In  der  russischen  Äußerung  lag  die  Ankündi- 
gung einer  eventuellen  Intervention.  Serbien  mußte  an  eine 
solche  weitgehende  Hoffnungen  knüpfen,  um  so  mehr,  als 
es  den  engen  Zusammenhang  zwischen  Rußland  und  Frank- 
reich kannte. 

Frankreich  hat  sich  zwar,  so  weit  wir  sehen  können, 
Serbien  gegenüber  weit  mehr  zurückgehalten  als  Ruß- 
land. Viviani  empfiehlt  am  4.  Juli,  Serbien  solle  kaltblütig 
und  mutig  bleiben  und  Österreich-Ungarn  keine  Gelegen- 
heit zu  neuer  Aufregung  geben. 3)  Es  zeigt  sich  also  schon 
hier  ein  gewisser  Unterschied  in  der  Politik  der  beiden  ver- 
bündeten Mächte,  den  wir  aus  der  Kenntnis  der  späteren 
Vorgänge  dahin  feststellen  können,  daß  Rußland  durchaus 
die  treibende  Kraft  gewesen  ist  und  Frankreich  ins  Schlepp- 
tau nahm,  ein  Verhältnis,  das  im  großen  und  ganzen  für 
das  französisch-russische  Bündnis  überhaupt  charakteristisch 
ist.*)  Eine  kleine  Schattierung  kommt  in  die  französische 
Politik  noch  dadurch  hinein,  daß  der  französische  Botschafter 
in  Wien  wohl  dem  russisch-serbischen  Standpunkt  noch  etwas 
deutlicher  entgegenkam  als  seine  Regierung.^) 

0  SbBB  Nr.  52. 

2)  GB  Nr.  15. 

3)  SbBB  Nr.  13. 

^)  Vgl.  hierüber  meinen  Aufsatz:  Die  Entstehung  des  franzö- 
sisch-russischen Bündnisses  in  der  Prager  Zeitschrift  „Deutsche 
Arbeit",  Jahrg.  14  (1914/15),  Heft  8. 

^)  Das  scheint  mir  wenigstens  aus  GB  Nr.  14  und  sbBB  Nr.  52 
hervorzugehen. 
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Von  der  Stellung,  die  die  englisciie  Regierung  in  dieser 
Phase  der  Angelegenheit  einnahm,  ist  nichts  bekannt;  es 
ist  aber  aus  ihrer  späteren  Haltung  anzunehmen,  daß  sie 
—  sehr  in  Rücksicht  auf  die  öffentliche  Meinung  —  nichts 
tat,  was  die  serbische  Regierung  irgendwie  in  einem  Wider- 
stand gegen  Österreich-Ungarn  hätte  festigen  können. 

Sehr  wenig  wissen  wir  auch  davon,  was  die  beiden  an- 
deren Mächte  des  Dreibundes  in  dieser  Angelegenheit  vor 
dem  23.  Juli  getan  haben.  Deutschland  wurde  in  der  Presse 
und  wird  in  den  Berichten  einiger  Gesandter  der  feindlichen 
Mächte  beschuldigt,  daß  es  eigentlich  die  treibende  Kraft 
bei  dem  energischen  Auftreten  der  Wiener  Regierung  ge- 
wesen sei.  Ab  und  zu  wird  die  Behauptung  aufgestellt, 
die  deutsche  Regierung  habe  die  Note  mitverfaßt.  Da- 
von kann  keine  Rede  sein^);  Jagow  sowohl  wie  Schön 
haben  wiederholt  betont,  die  deutsche  Regierung  habe  den 
Text  der  österreichisch-ungarischen  Note  vor  ihrer  Über- 
reichung nicht  gekannt.2)  In  den  Berichten  der  Vertreter  der 
Entente  in  Wien  taucht  auch  die  Bemerkung  auf,  der  deut- 
•sche  Botschafter  in  Wien,  v.  Tschirschky-Bögendorf,  habe 
zum  Konflikt  getrieben,  er  sei  Verfasser  der  Note.  Dieses 
Gerücht  läßt  sich  natürlich  nicht  nachprüfen;  wahrscheinlich 
klingt  es  nicht;  viel  eher  plausibel  erscheint  eine  Meldung 
des  serbischen  Gesandten  in  Wien,  Graf  Forgasz,  Sektions- 
chef im  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  früher 
einmal  Gesandter  in  Belgrad,  habe  die  Note  ausgearbeitet. 

Wenn  die  deutsche  Regierung  auch  den  Text  der  Note  , 
nicht  vorher  kannte,  so  ist  sie  doch  über  das  Vorgehen  f 
Österreich-Ungarns   im    allgemeinen    unterrichtet   gewesen;  • 
sie  wußte,  daß  man  weitgehende  Forderungen  stellen  und 
versuchen  werde,  die  Frage  endgiltig  zu  lösen.     Im   deut- 
schen Weißbuch  heißt  es  darüber:  ,,Die  k.  u.  k.  Regierung 
benachrichtigte  uns  von  dieser  Auffassung  und  erbat  unsere 
Ansicht.   Aus  vollem  Herzen  konnten  wir  unserem  Bundes- 
genossen unser  Einverständnis  mit  seiner  Einschätzung  der 
Sachlage  geben  und  ihm  versichern,  daß  eine  Aktion,  die  er 


1)  WB  S.  3,  GB  Nr.  30. 

2)  Jagow:  GB  Nr.  30.     Schön:  GB  Nr.  57. 
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für  notwendig  hielte,  um  der  gegen  den  Bestand  der  Mon- 
archie gerichteten  Bewegung  in  Serbien  ein  Ende  zu  machen, 
unsere  Billigung  finden  würde.**  ,,Wir  ließen  Österreich  völlig 
freie  Hand  in  seiner  Aktion  gegen  Serbien.  Wir  haben  an 
den  Vorbereitungen  dazu  nicht  teilgenommen. "i)  Noch  am 
21.  Juli  konnte  Jagow  dem  russischen  Geschäftsträger  ver- 
sichern, daß  er  von  dem  Inhalt  der  Note,  die  Österreich- 
Ungarn  vorbereite,  absolut  keine  Kenntnis  habe.  2) 

Auch  der  italienischen  Regierung  ist  offenbar  von  Wien 
aus  eine  allgemeine  Information  zugegangen,  daß  Österreich- 
Ungarn  an  Serbien  eine  energische  und  rigorose  Note  richten 
werde.  Nach  allem,  was  wir  von  der  Politik  der  italienischen 
Regierung  im  Juli  wissen,  hat  sie  diesen  Schritt  im  all- 
gemeinen gebilligt.  Auch  sie  hat,  wie  der  Marquis  di  San 
Giuliano  dem  französischen  Botschafter  formell  versichert, 
von  dem  Inhalt  der  Note  vorher  keinerlei  Kenntnis  gehabt.^) 
Wenn  Barrere  weiter  berichtet,  di  San  Giuliano  habe  nicht 
vermutet,  daß  die  Note  eine  solche  Form  annehmen  könne, 
so  lassen  wir  dahingestellt,  ob  diese  Äußerung  so  gefallen 
ist;  möglich  ist  es  immerhin,  denn  das  Erstaunen  über  die 
Schroffheit  der  Note  war  nicht  nur  in  der  breiteren  Öffent- 
lichkeit, sondern  auch  in  den  Kreisen  der  Diplomatie  all- 
gemein. Vielleicht  deswegen,  weil  man  von  der  Doppelmon- 
archie ein  so  kurzangebundenes  Auftreten  nicht  gewöhnt 
war  und  es  darum  auch  jetzt  für  nicht  möghch  hielt;  erinnern 
>,'*^'l*  wir  uns  doch  noch  gut  genug,  wie  bange  Stunden  wir  in 
^H^^l  der  Zeit  bis  zum  23.  Juli  durchlebten  und  wie  wir  im  wohl- 
L.  '  erwogenen  Interesse  Österreich-Ungarns  immer  wieder  fürch- 
teten, es  werde  sich  doch  nachgiebiger  zeigen,  als  manche 
Ankündigungen  erwarten  ließen.  Die  Wiener  Regierung 
hatte  selbst  diese  Befürchtung  bestärkt;  die  Presse  nahm 
in  der  Zeit  unmittelbar  vor  Übergabe  der  Note  einen  etwas 
"^  1   '      gedämpfteren  Ton  an;  maßgebende  Zeitungen  aller  großen 


1)  WB  S.  2f. 

2)  GB  Nr.  15.  Der  russische  Geschäftsträger  hatte  das  Gegenteil 
behauptet.  Die  deutsche  Regierung  hat  sogar  am  25.  Juli  eine  Ver- 
balnote in  St.  Petersburg  überreicht  —  OB  Nr.  18  — ,  die  diese  Auf- 
fassung widerlegt. 

3)  GB  Nr.  72. 
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Staaten  sahen  die  Lage  hoffnungsvoll  an.  Darum  wirkte  die 
Note,  als  sie  am  24.  Juli  bekannt  wurde,  wie  ein  scharfer 
Schlag. 

War  diese  allgemeine  Empfindung  im  Inhalt  der  Note 
begründet? 

Die  Note^)  erinnert  daran,  daß  Serbien  sich  im  Jahre 
1909  feierlich  verpflichtete,  die  Haltung  des  Protestes  und 
der  Widerstände  gegen  die  Annexion  Bosniens  und  der 
Herzegowina  aufzugeben  sowie  künftighin  mit  Österreich- 
Ungarn  auf  dem  Fuße  freundnachbarlicher  Beziehungen  zu 
leben.  Trotzdem  hat  die  serbische  Regierung  eine  Bewegung 
in  Serbien  geduldet,  deren  Ziel  die  Vereinigung  der  süd- 
slawischen Gebiete  ist.  Diesen  Umtrieben,  die  eine  ständige 
Bedrohung  für  die  Ruhe  der  Monarchie  bilden,  will  sie 
ein  Ende  bereiten.  Darum  verlangt  sie  von  der  serbischen 
Regierung  eine  offizielle  Versicherung,  daß  diese  die  gegen 
Österreich-Ungarn  gerichtete  Propaganda  verurteilt  und 
sich  verpflichtet,  sie  mit  allen  Mitteln  zu  unterdrücken. 
Ein  solches  allgemeines  Ersuchen  hätte  keinerlei  Aufsehen 
erregt,  es  wäre  überall  als  selbstverständliche  Folgerung  aus 
dem  Attentat  erschienen.  Neu  war  es  aber,  daß  des  weiteren 
in  der  Note  bis  ins  einzelne  hinein  der  serbischen  Regierung 
vorgeschrieben  wurde,  wie  sie  diese  Forderungen  durch- 
zuführen habe.  Einiges  war  demütigend  für  den  Stolz  der 
Regierung  und  des  Volkes,  so  der  Zwang,  eine  Erklärung 
im  Regierungsorgan  und  einen  Tagesbefehl  an  die  Truppen 
zu  erlassen.  Die  Annahme  einiger  anderer  Forderungen 
schien  sogar  auf  den  ersten  Blick  mit  der  Souveränität 
des  Staates  eigentlich  nicht  vereinbar.  Die  österreich- 
ungarische Regierung  verlangte  als  Punkt  5  ,, Einwilligung, 
daß  in  Serbien  Organe  der  k.  u.  k.  Regierung  bei  der  Unter- 
drückung der  gegen  die  territoriale  Integrität  der  Mon- 
narchie  gerichteten  subversiven  Bestrebungen  mitwirken", 
und  in  Punkt  6,  daß  von  der  k.  u.  k.  Regierung  delegierte 
Organe  an  den  Erhebungen  (recherches)  bezüglich  der  ge- 
richtlichen Untersuchung  gegen  jene  Teilnehmer  des  Kom- 


1)  RB  Nr.  7;  sie  ist  in  allen  anderen  Büchern  auch  abgedruckt, 
ebenso  wie  die  Antwort  Serbiens. 
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plottes  vom  28.  Juni,  die  sich  auf  serbischem  Territorium 
befinden,  teihiehmen.  Auch  wenn  man  den  feinen  Unter- 
schied, der  zwischen  recherches  und  enquete  judiciaire  be- 
steht, dahin,  daß  zu  einer  enquete  judiciaire  die  Teilnahme 
richterHcher  Organe  gehört,  ihre  Vornahme  also  auf  Grund 
eines  direkten  Ausflusses  der  höchsten  Staatsautorität  statt- 
findet, während  die  recherches  nur  die  polizeilichen  Vor- 
erhebungen darstellen,  welche  das  Material  für  die  Unter- 
suchung herbeizuschaffen  und  sicherzustellen  haben  i),  auch 
wenn  man  diesen  Unterschied  auf  den  ersten  Blick  machte 
und  somit  erkannte,  daß  es  der  k.  u.  k.  Regierung  ,, nicht 
beigefallen  war,  k.  u.  k.  Organe  an  dem  serbischen  Gerichts- 
verfahren teilnehmen  lassen  zu  wollen 2),  so  blieb  immerhin 
die  Tragweite  des  Punktes  5  im  unklaren  und  auch,  wenn 
nur  die  Erhebungen  gemeinsam  stattfanden,  so  weiß  jeder- 
mann, wie  stark  eine  Gerichtsverhandlung  von  der  Art 
solcher  Erhebungen  abhängig  sein  kann;  überdies  hätte  die 
k.  u.  k.  Regierung  die  Ergebnisse  der  Erhebungen  gekannt 
und  damit  die  Gerichtsverhandlung  unter  eine  gewisse  Kon- 
trolle, wenn  nicht  tatsächlicher,  so  doch  eben  moralischer 
Natur  gestellt.  Faßte  man  Punkt  6  so  auf,  so  mußte 
Punkt  5  erscheinen  als  der  Versuch  der  Wiener  Regierung, 
sich  eine  dauernde  Kontrollmöglichkeit  gegenüber  der  ser- 
bischen Regierung  bezüglich  eines  Teiles  ihrer  politischen 
Polizei  zu  verschaffen.  —  So  ist  es  verständlich,  daß  nicht 
nur  die  Botschafter  des  Dreiverbandes  in  Wien  die  Note 
als  unannehmbar  betrachteten,  sondern  daß  auch  Grey, 
als  der  österreichisch-ungarische  Botschafter  ihn  mit  der 
Note  bekanntmachte,  fand,  daß  Forderung  Nr.  5  kaum  mit 
der  Aufrechterhaltung  von  Serbiens  unabhängiger  Souverä- 
nität übereinstimme,  wenn  sie  bedeuten  solle,  wie  es  mög- 
lich scheine,  daß  Österreich-Ungarn  mit  dem  Recht  aus- 
gestattet werden  sollte,  Beamte  anzustellen,  die  innerhalb 
der  Grenzen  Serbiens  Autorität  haben  würden*'. 3)  Mens- 
dorff  erwiderte  darauf,  „Kollaboration  von  z.  B.  Polizeiorga- 


1)  RB  Nr.  34,  Beilage,  Anmerkungen  der  k.  u.  k.  Regierung  zu 
der  serbischen  Antwort.    Die  angezogene  Stelle  S.  113  des  RB. 

2)  A.  a.  O.  ebd. 

3)  BB  Nr.  5. 
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neu  tangiere  keineswegs  Staatsautorität**. ^)  Auch  dem  ver- 
tretenden Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  Frank- 
reichs, Bienvenu-Martin,  fällt  Punkt  5  besonders  auf,  er  läßt 
sich  denselben  zweimal  vorlesen. 2)  Der  Botschafter  hat 
offenbar  keine  Erläuterungen  gegeben.  Da  auch  die  Antwort 
Mensdorffs  an  Grey  nur  eine  Umschreibung,  keine  Erläute- 
rung ist,  so  ist  anzunehmen,  daß  die  Österreich-ungarische 
Regierung  ihrem  Botschafter  nicht  mit  der  Note  zugleich 
auch  Erläuterungen  mitgeteilt  hat.  Solche  sind  vielmehr 
erst  im  Verlaufe  der  Unterhandlungen  vom  Ministerium  in 
Wien  gegeben  worden.  Sie  führen  im  einzelnen  schon  mitten 
hinein  in  die  Verhandlungen  der  Mächte,  deren  Folge  und 
Ergebnisse  sie  sind. 

Der  Eindruck,  den  die  Forderungen  Österreich-Ungarns 
an  sich  machten,  wurde  noch  verstärkt  durch  die  Form,  in 
die  sie  gekleidet  waren.  Diese  hatte  einen  durchaus  impera- 
tiven Charakter.  ,,Die  k.  u.  k.  Regierung  erwartet  die  Ant- 
wort der  königlichen  Regierung  spätestens  bis  Samstag,  den 
25.  d.  M.,  um  6  Uhr  nachmittags",  sie  gab  also  eine  Frist 
von  nur  48  Stunden.  Allgemein  wurde  dies  so  aufgefaßt, 
als  habe  die  k.  u.  k.  Regierung  hiermit  an  Serbien  ein  Ulti- 
matum gerichtet  und  werde  also  auf  eine  ungenügende  oder 
eine  ausbleibende  Antwort  den  Krieg  erklären.  Dieses  war 
die  Meinung  der  Dreiverbandsbotschafter  in  Wien 3),  ebenso 
die  Greys^)  und  Sassonows^);  nur  Bienvenu-Martin  schien 
nicht  ganz  sicher  zu  gehen  und  fragte  den  deutschen  Bot- 
schafter, der  eine  Antwort  ablehnte.^) 

Die  Befristung  der  Note  war  ebenso  glücklich  wie  ihr 
ganzer  Ton;  sogar  dies  scheint  Absicht  gewesen  zu  sein,  ;   ^ 
daß  man  gerade  in  der  Zeit  vor  Übergabe  der  Note  in  Wien  \ 
geradezu  geflissentlich  eine  günstige  und  beruhigende  Auf- 

1)  RB  Nr.  10.  Bericht  Mensdorffs  über  diese  Unterhaltung.  In 
BB  Nr.  5,  dem  Bericht  Greys  an  Bunsen  über  dieselbe  Unterhaltung 
fehlt  merkwürdigerweise  die  Erwähnung  dieser  Antwort.  Ob  mit  Ab- 
sicht? 

2)  RB  Nr.  11. 

3)  SbBB  Nr.  52. 

*)  RB  Nr.  10,  ergänzend  BB  Nr.  5. 
5)  OB  Nr.  4. 
«)  GB  Nr.  28. 


I 
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.  fassung  der  ganzen  Angelegenheit  zeigte.  Alle  Einzelheiten 
I  wirken  dahin  zusammen,  den  Eindruck  des  österreich-unga- 
I  fischen  Vorgehens  zu  verschärfen,  klarzumachen,  daß  die 
^  Doppelmonarchie  entgegen  ihrer  oft  gezeigten  Langmut  hier 
i  ihr  letztes  Wort  gesprochen  habe.  Man  hat  durchaus  die 
i  Empfindung,  als  sei  dies  in  wohlüberlegter  Absicht  geschehen. 
Warum  hat  man  diesen  Eindruck  bewußt  verstärkt? 
Einmal  natürlich,  weil  man  damit  rechnen  zu  können 
glaubte,  daß  die  serbische  Regierung  unter  diesem  Ein- 
drucke vielleicht  eine  Nachgiebigkeit  zeigen  werde,  die  sonst 
nicht  von  ihr  zu  erwarten  sei.  Dann  aber,  um  den  Groß- 
mächten, die  sich  etwa  Serbiens  annehmen  wollten,  ein  War- 
nungszeichen zu  geben.  Sie  sollten  durch  die  kategorische 
Form  und  die  Befristung  der  Note  darauf  aufmerksam  ge- 
macht werden,  daß  Österreich-Ungarn  sich  von  seinen  For- 
derungen unter  keinen  Umständen  etwas  werde  abhandeln 
lassen,  weder  von  Serbien  noch  von  einer  intervenierenden 
Macht.  Erst  am  24.  Juli  morgens  gaben  die  Vertreter  der 
Doppelmonarchie  den  einzelnen  Regierungen  Kenntnis  von 
der  Note^),  es  blieb  also  für  eine  etwaige  Intervention  nur 
eine  ganz  kurze  Frist;  sie  ließ  es  von  vornherein  unmöglich 
erscheinen,  über  die  Einzelheiten  der  Forderungen  selbst 
etwa  zwischen  den  Großmächten  Verhandlungen  zu  führen, 
vielleicht  in  der  Richtung,  daß  eine  mittlere  Linie  zwischen 
dem,  was  Österreich-Ungarn  forderte,  und  dem,  was  Serbien 
hätte  zugestehen  wollen,  wäre  gefunden  worden.  Man  wollte 
in  Wien  jede  auf  die  eigenen  Forderungen  bezügliche  Inter- 
vention der  Mächte  ausschließen;  das  geht  schon  daraus 
hervor,  daß  den  Botschaftern  die  an  Serbien  gerichtete  Note 
und  die  Instruktion  darüber  schon  unter  dem  22.  zugestellt 
wurde,  jedoch  so,  daß  sie  erst  am  24.  davon  Gebrauch  machen 
konnten. 2) 

Den  Botschaftern  war  offenbar  überdies  zur  Pflicht 
gemacht,  darauf  hinzuweisen,  daß  es  sich  um  eine  Frage 
handle,  die  direkt  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Serbien 

1)  RB  Nr.  11,  GB  Nr.  25  für  Paris;  RB  Nr.  14  für  St.  Peters- 
burg. 

2)  RB  Nr.  8.  Die  Instruktion  ist  nicht  telegraphisch  übermittelt 
worden. 
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ausgetragen  werden  müsse.^)  Der  englischen  Regierung  war, 
„da  unter  den  Ententemächten  England  am  ehesten  für  eine 
objektive  Beurteilung  unseres  heutigen  Schrittes  in  Belgrad 
zu  gewinnen  sein  dürfte*',  eine  eingehendere  Begründung 
dieser  Auffassung  mitgeteilt  worden:  ,,Wir  können  die  For- 
derungen, deren  Erfüllung  wir  von  Serbien  verlangen,  und 
die  eigentlich  im  Verkehr  zwischen  Staaten,  die  in  Friede 
und  Freundschaft  leben  sollen,  nur  Selbstverständlichkeiten 
enthalten,  nicht  zum  Gegenstand  von  Verhandlungen  und 
Kompromissen  machen  und  können  mit  Rücksicht  auf  unsere 
volkswirtschaftlichen  Interessen  nicht  riskieren,  die  poli- 
tische Methode,  wonach  Serbien  die  entstandene  Krisis  nach 
seinem  Belieben  zu  verlängern  in  der  Hand  hätte,  zu  akzep- 
tieren/'2) 

Die  Volkswirtschaft  der  Doppelmonarchie  hatte  1908/09 
und  dann  wieder  1912/13  schwer  unter  den  mit  Teilmobil- 
machungen verbundenen  Krisen  gelitten.  Abgesehen  davon 
entbehrte  der  Standpunkt  des  Wiener  Kabinetts  auch  in 
anderer  Hinsicht  nicht  der  Berechtigung.  Wenn  sich  das 
Wiener  Kabinett  einmal  auf  den  Standpunkt  gestellt  hatte, 
daß  die  von  ihm  erhobenen  Forderungen  in  ihrer  Gesamtheit 
allein  genügen  würden,  um  Ruhe  zu  schaffen,  so  war  es 
nicht  möglich,  sich  von  ihnen  etwas  abhandeln  zu  lassen, 
ohne  Gefahr  zu  laufen  —  man  kann  fast  sagen,  ohne  sicher 
zu  sein  — ,  daß  man  das  Ziel  eben  dadurch  nicht  erreichen 
werde.  Diplomatische  Vermittlungen  sind  sehr  wohl  mög- 
lich, wo  sich  Forderungen  des  einen  auf  wägbare  Dinge  er- 
strecken, auf  einen  Gebietszuwachs,  auf  eine  Geldentschä- 
digung; da  kann  bei  gutem  Willen  fast  immer  eine  mittlere 
Linie  gefunden  werden;  wo  es  um  Imponderabilien  der 
Politik  geht,  ist  eine  mittlere  Linie  an  sich  viel  schwerer  z  u 
finden,  ganz  abgesehen  davon,  daß  jegliches  Verhandeln 
die  Stellung  der  Doppelmonarchie  geschwächt,  Serbien  nur 

1)  Das  geht  aus  RB  Nr.  11  hervor.  Neben  der  Instruktion,  die 
als  Nr.  8  mitgeteilt  ist,  läuft  offenbar  noch  eine  andere,  nicht  mit- 
geteilte Weisung  einher. 

2)  RB  Nr.  9.  Telegramm  Berchtolds,  Wien,  23.  Juli,  an  Mens- 
dorff;  Telegramm,  während  die  Weisung  vom  22.,  auf  Grund  deren 
der  Botschafter  in  Paris  handelt,  offenbar  nicht  als  Telegramm  ab- 
gegangen war. 
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unnachgiebiger  gemacht  hätte.  Gab  Österreich-Ungarn  in 
etwas  nach,  so  mußte  Serbien  meinen,  wenn  man  nur  die 
Angelegenheit  lange  genug  hinausziehe,  werde  es  auch  noch 
mehr  zurückweichen.  Eine  solche  Politik  hätte  aber  dazu 
geführt,  daß,  selbst  wenn  Serbien  sich  im  Augenblick  zu 
mancherlei  energischen  Maßregeln  verpflichtet  hätte,  es  doch 
über  kurz  oder  lang  versucht  hätte,  sich  denselben  zu  ent- 
ziehen, in  der  Hoffnung,  bei  neuen  Verhandlungen  wieder 
durch  Interventionen  zu  gewinnen. 

Die  Auffassung  des   Wiener   Kabinetts  war  also   der 
ganzen  Sachlage  nach  durchaus  verständlich  und  gut  moti- 
viert.   Sie  mußte  aber  bei  der  allgemein -politischen  Lage, 
die  nun  einmal  bestand,  zu  einer  Verschärfung  der  Gegen- 
sätze führen.   Nicht  zwischen  Serbien  und  der  Doppelmonar- 
chie —  das  war  nicht  mehr  möglich  — ,  wohl  aber  zwischen 
ihr  und  Rußland.    Ganz  abgesehen  von  der  panslawistischen 
Partei  konnte  auch  die  russische  Regierung,  so  gut  wie  das 
Londoner  Kabinett,  im  guten  Glauben  sein,  wenn  sie  zu- 
nächst meinte,  daß  die  Wiener  Note  und  ihre  Annahme  mit 
der  Souveränität  Serbiens  nicht  vereinbar  sei.    Und  selbst, 
wenn  man  sich  dahin  belehren  ließ,  daß  dies  nicht  der  Fall 
I  sei,  daß  auch  die  Forderungen  unter  5  und  6  durchaus  keine 
I  Eingriffe  in  die  Souveränität  und  Selbständigkeit  des  Staates 
I  bedeuteten,  so  blieb  die  Folge  einer  Annahme  dieser  Forde- 
I  rungen  durch  Serbien  doch  immerhin  für  Rußland  überaus 
I  unerwünscht.    Es  mußte  bei  den  Balkanstaaten,  vor  allem 
'  auch  bei  Serbien  selbst,  eine  Einbuße  an  Prestige  erleiden, 
da  man  dort  auf  Rußlands  Hilfe  baute,  wie  wir  sahen,  mit 
Recht  bauen  durfte,  und  dann  gesehen  hätte,  daß  man  auf 
Sand  baute.   Darüber  hinaus  durfte  man  sich  in  Petersburg 
I   fragen:  wenn  Österreich-Ungarn  die  Annahme  seiner  Forde- 
'■    rungen  einmal  durchgesetzt  hatte,  würde  es  nicht  die  Lage 
ausnutzen   und  noch  weiter  gehen.    Dann  —  und  dieser 
Gedankengang  war  noch  wichtiger  — :  Wenn  Serbien  die 
\    Forderungen  ablehnte;  dann  erklärte  Österreich-Ungarn  den 
I    Krieg  und  das  besiegte  Serbien  war  dem  Feinde  auf  Gnade 
■    und  Ungnade  ausgeliefert. 

In  Wien  war  man  selbstverständlich  nicht  darüber  im 
unklaren,  daß  durch  dieses  Vorgehen  eine  überaus  gefährliche 
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Spannung  herbeigeführt  werde.^)  Wenn  man  trotzdem  diesen 
Weg  ging,  so  natürlich  nur,  weil  man  die  Überzeugung  hatte, 
daß  Lebensinteressen  des  Reiches  auf  dem  Spiel  standen. 
Erfahrungen  der  letzten  Zeit  hatten  deutlich  gemacht,  daß 
Rußland  eine  Agitation  ähnlich  der  serbischen  in  den  süd- 
slawischen Gebieten  bei  den  Ruthenen  Galiziens  und  der 
Bukowina  schon  angebahnt  hatte  und  mit  allen  Mitteln 
förderte.  Der  Hochverratsprozeß  in  Marmaros-Sziget  war 
noch  in  aller  Erinnerung;  man  konnte  fürchten,  daß  bei 
weiterer  Duldung  derartiger  Bestrebungen  schließlich  die 
panslawistische  Agitation  in  weiterem  Maße  auch  auf  die 
Tschechen  übergreifen  müßte,  deren  Führer,  wie  Kramarsch, 
ohnehin  schon  ständige  Beziehungen  zu  den  russischen  Pro- 
pagandisten unterhielten.  All  dies  ist  natürlich  bei  der 
Wertung  des  österreichisch-ungarischen  Vorgehens  in  Be- 
tracht zu  ziehen.  Die  deutsche  Regierung  hat  sich  aus  diesen 
Gründen  den  Gesichtspunkten  des  Wiener  Kabinetts  ange- 
schlossen, ,,aus  vollem  Herzen  ihr  Einverständnis  gegeben*'^) 
und  sofort  ihre  Stellung  nicht  nur  danach  gewählt,  sondern 
auch  bei  der  ersten  möglichen  Gelegenheit  den  Mächten  des 
Dreiverbandes  mitgeteilt.  Schön  am  23.  Juli  erging  an  die 
Botschafter  bei  den  Dreiverbandsmächten  eine  offenbar  tele- 
graphische Weisung  in  diesem  Sinne:  „Es  hat  sich  in  un- 
zweideutiger Weise  kundgetan,  daß  es  weder  mit  der  Würde 
noch  mit  der  Selbsterhaltung  der  Österreich-ungarischen 
Monarchie  vereinbar  sein  würde,  dem  Treiben  jenseits  der 
Grenze  noch  länger  tatenlos  zuzusehen,  durch  das  die  Sicher- 
heit und  die  Integrität  ihrer  Gebiete  dauernd  bedroht  wird." 
Wie  dem  Ziele,  so  stimmte  die  deutsche  Regierung  auch 
dem  Wege  zu,  auf  dem  es  zu  erreichen  sei;  sie  war  durch- 
aus damit  einverstanden,  daß  Österreich-Ungarn  jede  Inter- 
vention bezüglich  seiner  Forderungen  an  Serbien  ausschließen 
wollte,  und  wies  die  Botschafter  an,  „insbesondere  der  An- 
schauung nachdrücklich  Ausdruck  zu  verleihen,  daß  es  sich 
in  der  vorliegenden  Frage  um  eine  lediglich  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Serbien  zum  Austrag  zu  bringende  Ange- 


1)  RB  Nr.  26,  vgl.  oben. 

2)  WB  S.  2. 
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legenheit  handle,  die  auf  die  beiden  zunächst  Beteiligten  zu 
beschränken  das  ernste  Bestreben  der  Mächte  sein  müsse**.^) 
Damit  war  aufs  deutlichste  ausgesprochen,  daß  Deutschland 
seinen  Verbündeten  im  Durchfechten  der  ganzen  Angelegen- 
heit diplomatisch  und  gegebenenfalls  auch  militärisch  unter- 
stützen werde.  Den  deutschen  Bundesregierungen  gegenüber 
ist  diese  Politik  damit  gerechtfertigt  worden,  daß  die 
panslawistische  Agitation  die  Zertrümmerung  Österreich- 
Ungarns  und  somit  eine  völlige  Isolierung  Deutschlands 
zur  Folge  haben  werde^),  also  derselbe  Gedanke,  aus  dem 
heraus  Bismarck  1879  das  Bündnis  geschlossen  und  begründet 
hatte:  es  sei  für  Deutschland  unmöglich,  zwischen  Frank- 
reich und  Rußland  zu  bestehen,  wenn  es  nur  ein  geschwächtes 
oder  zerschlagenes  Österreich-Ungarn  neben  sich  habe.  Die 
deutsche  Note  wurde  in  den  Hauptstädten  des  Dreiverbandes 
am  24.  Juli  überreicht,  jeweils  kurz  nachdem  der  Botschafter 
Österreich-Ungarns  von  dessen  Note  an  Serbien  offizielle 
Mitteilung  gemacht  hatte.  Beide  Noten  zusammen  bilden 
zunächst  die  Grundlage,  auf  der  die  weiteren  Verhandlungen 
sich  bewegen.  Es  mag  erwähnt  werden,  daß  die  englische 
Regierung  von  dem  Standpunkte  der  verbündeten  Mächte, 
daß  sie  irgendwelche  Intervention  in  der  serbischen  Ange- 
legenheit ablehnten,  schon  am  23.  Juli  früh  durch  Äußerungen 
Mensdorffs  und  durch  ein  Telegramm  des  Vertreters  in  Berlin 
unterrichtet  war,  demgegenüber  Jagow  diesen  Standpunkt 
schon  am  22.  Juli  abends  entwickelt  hatte.  Das  Wiener 
Kabinett  hat  absichtlich  die  Londoner  Regierung  früher 
informiert,  vom  deutschen  Staatssekretär  darf  man  anneh- 
men, daß  seine  Äußerung  ebenso  absichtlich  gewesen  ist. 
Man  hat  England  vorweg  benachrichtigt,  weil  man  von 
ihm  mehr  Verständnis  für  die  Lage  Österreich-Ungarns  er- 
wartete als  von  den  beiden  anderen  Mächten  des  Dreiver- 
bandes. Mit  Recht.  Denn  es  ist  zwar  nicht  zu  erkennen, 
daß  England  auf  diese  Benachrichtigung  hin  noch  vor  dem 
24.  Juli  irgend  etwas  getan  habe,  es  geht  aber  doch  aus  den 
Verhandlungen,  die  unter  den  Dreiverbandsmächten  am  24. 
I    und  25.  Juli  stattfanden,  hervor,  daß  England  eine  ganz 

1)  WB  Anlage  1. 

2)  WB  Anlage  2,  S.  EZ. 
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andere,    einem  Ausgleicli    günstigere  Stellung   einnahm  als 
die  beiden  anderen  Mächte. 

Ganz  einseitig  und  eindeutig  war  von  vornherein  Ruß- 
lands Stellungnahme.  Der  Österreich-ungarische  Botschaf- 
ter teilte  dem  russischen  Minister  des  Auswärtigen  die 
Note  am  24.  Juli  morgens  10  Uhr  mit.^)  Sassonow  verab- 
redete darauf  sofort  mit  dem  französischen  Botschafter  eine 
Besprechung  in  der  französischen  Botschaft,  zu  der  auch 
der  englische  Botschafter  durch  eine  telephonische  Benach- 
richtigung hinzugezogen  wurde.^) 

1)  OB  Nr.  3. 

2)  BB  Nr.  6,  auch  für  das  Folgende  zu  vergleichen ;  ein  russischer  | 
Bericht   über  diese   Unterredung  fehlt  ebenso  wie  ein  französischer.  \ 
Einem  Bericht  Paleologues  vom  24.  Juli,  der  kurz  nach  der  Unter- 
redung abgefaßt  sein  muß,  wenigstens  ehe  Sassonow  den  deutschen 
Botschafter  empfing,  da  dessen  Äußerungen  sonst  erwähnt  sein  müßten, 
ist  nur  zu  entnehmen,  daß  eine  Unterredung  zwischen  Sassonow  und 
Paleologue    stattgefunden    hat;    ganz    offensichtlich    ist    der    Bericht  \ 
Paleologues  —  GB  Nr.  31  —  gekürzt.    Der  Grund  ist  ersichtlich,  wenn  \ 
man  den  englischen  Bericht  vergleicht.    Es  mag  hier  ganz  allgemein  \ 
zur  Charakteristik  der  französischen  Veröffentlichung  bemerkt  werden,  \ 
daß  sich  aus  den  anderweit,  sei  es  von  Gegnern,  sei  es  von  Freunden,  * 
mitgeteilten  Aktenstücken  erweisen  läßt,  daß  die  französischen  Stücke  I 
besonders  häufig  Streichungen  aufweisen.    Das  ganze  Buch  ist  so  zu-  ' 
recht  gemacht,  daß  eine  logisch  klare  Linie,  man  möchte  sagen  der 
gerade  Weg  eines  rechtschaffen  durchs   Leben  Wandelnden,  heraus- 
konstruiert ist.    So  fehlt  hier  jeder  Hinweis  darauf,  daß  Paleologue 
sofort  erklärte,  Frankreich  werde  alle  Bündnisverpflichtungen  auf  sich 
nehmen,  es  fehlt  in  dem  Berichte  über  die  Unterredung  Bienvenu-Martins 
mit  dem  Österreich-ungarischen  Botschafter  das  Zugeständnis,  daß  der 
Schritt  der  Wiener  Regierung  einer  gewissen  Berechtigung  nicht  ent- 
behre (RB  Nr.  11   im  Vergleich  mit   GB  Nr.  25,  ebenso   GB  Nr.  28 
und  RB  Nr.  13);  was  hier  ohne  weiteres  aus  dem  Vergleich  der  Akten- 
stücke hervorgeht,  wird  für  die  deutsch-französischen  Verhandlungen 
von  einer  unterrichteten  Stelle   versichert   (Münchner  Neueste  Nach- 
richten  1915,  Nr.  26),  die  niemand  anders  sein  kann,  als  der  Bot- 
schafter Frhr.  von  Schön  selbst.    Da  wir  seine  Mitteilungen,  wie  wir 
sehen,  nicht  nur  an  dem  Österreich-ungarischen,   sondern   auch  am 
englischen  Material  nachprüfen  können,  müssen  wir  sie  in  dieser  Hin- 
sicht wenigstens   auch   bei   Anwendung   aller   Regeln   geschichtlicher 
Kritik  für  zuverlässig  halten.    Einzelne  weitere  Ergebnisse  dieser  kri- 
tischen Prüfung,  die  sich  in  der  gleichen  Richtung  bewegen,  werden 
noch  zu  erwähnen  sein.  — 

Neben  Freiherrn  von  Schön  hat  auch  das  Auswärtige  Amt  an 
dem  GB  Kritik  geübt.  In  einer  Mitteilung  der  Norddeutschen  Allge- 
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I 


Die  Zusammenkunft  fand  statt,  ehe  der  russische  Mini- 
sterrat die  neue  Lage  beriet  und  hatte  einen  doppelten 
Zweck:  dem  Ministerrat  mitteilen  zu  können,  wie  die  Bot- 
schafter der  befreundeten  Mächte  die  Lage  auffaßten  und 


meinen  Zeitung  vom  4.  Januar  1915  ist  die  Kritik  des  GB  veröffent- 
licht. Darin  ist  vor  allem  Nr.  5  des  GB  etwas  unter  die  Lupe  ge- 
nommen. Das  Stück,  vom  30,  Juli  1913  datiert,  ist  eines  der  sechs 
einleitenden  Schriftstücke,  aus  denen  bewiesen  werden  soll,  daß  Deutsch- 
land den  Krieg  gegen  Frankreich  schon  damals  als  Präventivkrieg  be- 

y  absichtigte,  derselbe  Vorwurf  also,  der  1875  laut  wurde  und  bezüglich 
1875  erst  ganz  allmählich  in  Frankreich  verstummt  ist.  Dieses  Stück  5 
ist  eine  Note  an  den  Minister  des  Auswärtigen :  „sur  Vopinion  publique 
en  Allemagne,  d'aprts  les  rapports  des  agents  diplomatiques  et  consu- 
laires/'  In  einem  der  Sätze  des  Berichtes  wird  gesagt,  daß  Kiderlen 
hören  lasse,  er  werde  an  Frankreich  Rache  nehmen.    Daraus  folgert 

I  die  N.  A.  Z.  mit  Recht,  daß  der  Bericht  nachträglich  verfaßt  ist; 
denn  Kiderlen  starb  schon  im  Dezember  1912.  Es  ist  aber  m.  E.  nicht 
richtig,  zu  folgern,  daß  dieser  Bericht  erst  für  das  GB  fabriziert  sei; 
vielmehr  ist  der  Bericht  wohl  aus  1913,  aber  aus  Exzerpten  entstan- 

j  den,  die  auf  eine  ganze  Reihe  von  Monaten,  vielleicht  auf  ein  Jahr 
zurückgehen;  er  beweist  also  nichts  in  der  Richtung,  die  das  GB  an- 
strebt, beweist  aber  auch  nicht  das,  was  die  Mitteilung  der  N.  A.  Z. 
meint.  Unter  den  sechs  Aktenstücken  aus  1913  befindet  sich  eines, 
dem  in  der  feindlichen  Presse  besondere  Wichtigkeit  beigelegt  wurde, 
die  Anlage  zu  Nr.  2;  sie  ist  als  „rapport  officiel  et  secret  sur  le  renforce- 
ment  de  Varmee  allemande*'  bezeichnet,  und  die  französische  Regierung 
hat  in  einer  Mitteilung  an  einen  Korrespondenten  des  Journal  de  Ge- 
neves  ausdrücklich  versichert,  das  Schriftstück  trage  die  Unterschrift 

j  eines  Generals  (Frankfurter  Zeitung,  erstes  Morgenblatt  vom  3.  Januar 
1915  bringt  einen  Auszug  aus  dem  Artikel  des  Journal  de  Gen^ves)] 
:  den  Namen  hat  sie  leider  nicht  genannt.  Wenn  man  das  Stück  genau 
j  durchliest,  erkennt  man  sofort,  daß  es  nicht  von  einer  offiziellen  Seite 
!  stammen  kann.  Es  ist  darin  die  Rede  davon,  daß  unsere  Diplomatie 
'  Belgien  dazu  bestimmen  müsse,  mit  uns  zu  gehen:  „Un  vaste  champ 
est  doric  oüvert  ä  notre  diplomatie  pour  travailler,  dans  ce  pays,  dans 
le  sens  de  nos  interets/'  Schon  das  ist  für  eine  offizielle  Stelle  ein  un- 
möglicher Gedankengang.  Wenn  die  Denkschrift  aber  mit  folgenden 
Sätzen  schließt:  „L'aigle  provoque  prendra  son  vol.  ...  Nous  nous 
souviendrons  alors  que  les  provinces  de  Vancien  empire  allemand:  Comti 
de  Bourgogne  et  une  belle  part  de  la  Lorraine,  sont  encore  aux  mains 
des  Francs;  que  des  miliers  de  frhes  allemands  des  provinces  baltiques 
gemissent  sous  le  joug  slave.  Cest  une  question  nationale  de  rendre  ä 
VAllemagne  ce  qu'elle  a  autrefois  possedi'\  so  wird  jeder  Kenner  unserer 
inneren  Politik  keinen  Augenblick  Bedenken  tragen,  auf  einen  All- 
deutschen, und  nur  auf  einen  solchen,  als  Verfasser  zu  raten.     Es 
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welche  Stellung  sie  meinten,  daß  ihre  Regierungen  einneh- 
men würden.  Sassonow  erklärte  dabei  sofort  rund  heraus, 
einige  der  Österreich-ungarischen  Forderungen  seien  ganz 
unannehmbar,  und  schlug  vor,  England  solle  sich  einer 
Note  an  Österreich-Ungarn  anschließen,  des  Inhalts,  daß 
dessen  aktive  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten 
Serbiens  nicht  geduldet  werden  könne.  Paleologue  hatte 
sich  offenbar  schon  bereit  erklärt,  seine  Regierung  dazu 
aufzufordern,  sich  einer  solchen  russischen  Note  anzuschließen. 
Der  englische  Botschafter  Buchanan  stellte  die  Gegenfrage, 
ob  es  die  Absicht  der  russischen  Regierung  sei,  wenn  Öster- 
reich-Ungarn trotz  solcher  Vorstellungen  militärische  Maß- 
nahmen gegen  Serbien  ergreife,  sogleich  Österreich-Ungarn 
den  Krieg  zu  erklären.  Darauf  erwiderte  Sassonow,  er  selbst 
denke,  die  russische  Mobilmachung  müsse  in  jedem  Falle 

kann  immerhin  zugleich  ein  General  sein,  aber  sicher  keiner  in  ver-    I 
antwortlicher  Stelle.  ' 

Zwei  andere  von  diesen  Berichten  zeigen  deutlich,  daß  sie  ge- 
schrieben sind,  nicht  um  Tatsachen  mitzuteilen,  sondern  um  in  Frank-  ji 
reich  verwendet  zu  werden.  In  Anlage  2  zu  Nr.  1,  einem  Bericht  des  - 
Marineattach^s  Faramand  über  die  gegenseitigen  Kräfte,  heißt  es: 
„wenn  die  dreijährige  Dienstzeit  sofort  in  Frankreich  in  Anwendung 
kommt,  werden  die  Bedingungen  nächstes  Jahr  weniger  ungleich  sein". 
Er  ist  vom  15.  März  1913  datiert.  Ein  Bericht  Cambons  vom  6.  Mai 
1913  schließt,  nachdem  er  in  der  N.  A.  Z.  vom  21.  Dezember  als  un- 
richtig erwiesene  Äußerungen  des  Generalstabschefs  über  einen  Prä- 
ventivkrieg referiert  hat,  mit  der  Nutzanwendung:  ,,Cette  legon  peut 
itre  utile  ä  mediter  dans  le  moment  oü  le  Gouvernement  de  la  Republique 
demande  au  Parlement  les  moyens  de  fortifier  le  pays/'  Beide  Berichte 
fallen  in  die  Zeit  der  Verhandlung  über  das  Dreijahrsgesetz  und  haben 
nach  der  Äußerung  der  Regierung  selbst  (Journal  de  Geneves)  dazu 
gedient,  diese  in  der  Absicht  zu  stärken,  das  Dreijahrsgesetz  durch- 
zuführen. Sie  sind  wohl  dazu  verwendet  worden,  vertraulich  der 
Kommission  der  Deputiertenkammer  mitgeteilt  zu  werden,  um  die 
Opposition  niederzukämpfen.  Daraus  ergibt  sich,  daß  sie  zu  einem 
ganz  bestimmten  Zweck  verfaßt  sind  und  auf  Sachlichkeit  keinen 
Anspruch  machen.  Für  einige  weitere  kritische  Einzelheiten  über 
diese  einleitenden  Dokumente  verweise  ich  auf  N.  A.  Z.  a.  a.  0.  Her- 
vorzuheben wäre  noch,  daß  im  GB  Stellen,  die  die  Kriegsabsicht 
Deutschlands  beweisen  sollen,  und  zwar  oft  halbe  Sätze,  durch  das 
ganze  Buch  hin  kursiv  gedruckt  sind,  damit  der  Leser  ja  nicht  beim 
Durchblättern  den  roten  Faden  der  Tendenz  verliere.  Keine  andere 
Publikation  bedient  sich  dieses  Mittels. 
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ausgeführt  werden.  Nachmittags  werde  ein  Ministerrat  statt- 
finden, wahrscheinHch  am  nächsten  Tage  in  einem  weiteren 
unter  des  Zaren  Vorsitz  die  Entscheidung  fallen.  Aus  Sasso- 
nows  Äußerungen  geht  klar  hervor,  daß  er  für  sofortige 
Mobilmachung  war  und  die  Absicht  hatte,  sich  im  Minister- 
rat in  diesem  Sinne  auszusprechen.  Der  englische  Bot- 
schafter hatte  den  Eindruck,  daß  Rußland  und  Frankreich 
entschlossen  seien,  starken  Widerstand  zu  leisten,  selbst 
wenn  England  es  ablehne,  mit  ihnen  gemeinsame  Sache  zu 
machen.^) 

Er  selbst  wich  einer  bestimmten  Antwort  aus,  und  so 
konnte  Sassonow  in  den  Ministerrat  nur  die  volle  Zustim- 
mung des  französischen  Botschafters  mitnehmen.  Der 
Ministerrat  fand  nachmittags  statt  und  dauerte  fünf  Stun- 
den. Das  Ergebnis  wurde  noch  am  24.  in  Form  eines  offi- 
ziellen Communiques  bekanntgemacht:  ,,Die  letzten  Ereig- 
nisse und  das  Ultimatum  an  Serbien  beschäftigen  die  kaiser- 
liche Regierung  aufs  lebhafteste.  Die  Regierung  folgt  auf- 
merksam der  Entwicklung  des  serbisch-österreichischen 
Konflikts,  der  Rußland  nicht  indifferent  lassen  kann. ''2) 

Ferner  war  in  dem  Ministerrat  beschlossen  worden,  die 
Österreich-ungarische  Regierung  um  eine  Verlängerung  der 


1)  BB  Nr.  6. 

2)  OB  Nr.  10.  Das  Communique  ist  hier  vom  25.  datiert;  das 
ist  als  Fälschung  leicht  zu  erweisen,  da  das  Communique  schon  in 
den  Wiener  wie  in  den  deutschen  Morgenblättern  von  25.  Juli  erschien. 
Vgl.  hierzu  Auslassungen  des  Wiener  Fremdenbiattes  vom  18.  De- 
zember 1914.  In  einem  von  der  deutschen  Regierung  Mitte  Oktober 
veröffentlichten  Geheimbericht  an  einen  russischen  Großfürsten  (Ab- 
druck bei  Helmoit,  Die  geheime  Vorgeschichte  des  Weltkrieges,  S.  144) 
steht  nur,  daß  das  Communique  am  25.  Juli  im  Russischen  Invaliden 
erschienen  sei.  Unsere  Datierung  läßt  sich  damit  sehr  wohl  in  Ein- 
klang bringen,  da  es  schon  am  24.  abends  an  die  Presse  ausgegeben 
wurde;  sonst  hätte  es  nicht  am  25.  morgens  in  allen  Wiener  und 
allen  großen  deutschen  Zeitungen  abgedruckt  sein  können.  Das  Tele- 
gramm aus  Petersburg  lag  dem  Wolffschen  Bureau  in  Berlin  schon 
vor  Mitternacht,  also  noch  am  24.  Juli,  vor,  wie  es  mir  auf  eine  An- 
frage liebenswürdigerweise  mitgeteilt  hat.  Mit  der  Fälschung  wird 
beabsichtigt,  das  russische  Communique  hinzustellen  als  Folge  davon, 
daß  die  Wiener  Regierung  am  25.  die  von  Rußland  gewünschte  Frist- 
verlängerung ablehnte;  hierzu  vgl.  die  weitere  Darstellung. 
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Serbien  gestellten  Frist  zu  ersuchen.  Dieser  Wunsch  wurde 
damit  begründet,  ,,daß  die  Mächte  überrascht  worden 
seien,  und  daß  die  russische  Regierung  es  als  eine  natür- 
liche Rücksicht  des  Wiener  Kabinetts  gegen  die  anderen 
Kabinette  betrachten  würde,  wenn  den  letzteren  Gelegen- 
heit gegeben  würde,  die  Grundlagen  der  Österreich-unga- 
rischen Mitteilungen  an  die  Mächte  zu  prüfen  und  den  in 
Aussicht  gestellten  Dossier  zu  studieren."^)  Die  Begrün- 
dung widersprach  durchaus  der  Ansicht  des  Wiener  Kabi- 
netts, das  jegliche  Intervention  ablehnte  und  die  anderen 
Kabinette  von  dem  Schritte  Serbien  gegenüber  nur  zur  In- 
formation benachrichtigt  hatte.  Das  Ersuchen  wurde  darum 
abgelehnt.2)  Sassonow  hatte  die  Instruktion  an  den  Ge- 
schäftsträger in  Wien  zugleich  den  Regierungen  in  London, 
Berlin,  Paris,  Rom  und  Belgrad  mitteilen  lassen  mit  der 
Aufforderung  an  die  Großmächte,  sich  diesem  Schritt  in 
Wien  anzuschließen. 

Die  Mitteilung  nach  Belgrad  war  die  Antwort  minde- 
stens auf  den  ersten  Hilferuf,  der  von  dort  nach  Peters- 
burg ergangen  war.  Der  stellvertretende  Leiter  des  Mini- 
steriums, Patschu,  hatte  die  Österreich-ungarische  Note 
sofort  am  23.  Juli  dem  russischen  Geschäftsträger  mitgeteilt 
und  um  Rußlands  Unterstützung  gebeten. 3)  Am  24.  folgte 
dann  ein  Telegramm  des  Prinzregenten  Alexander  an  den 
Zaren  direkt,  in  dem  erklärt  wurde,  daß  man  bereit  sei, 
die  Forderungen  Österreich-Ungarns  anzunehmen,  die  mit 
der  Lage  eines  unabhängigen  Staates  verträglich  sind,  ebenso 
wie  diejenigen,  deren  Annahme  vom  Zaren  geraten  würde.*) 

In  dem  Augenblick,  wo  die  serbische  Regierung  von  dem  l 
offiziellen   Communique  und   der    Instruktion  an   den   Ge-  | 

^)  So  RB  Nr.  21  Berchtold  an  Szäpäry,  der  entscheidende  Satz 
der  Instruktion  Sassonows  an  den  Geschäftsträger  in  Wien  lautet 
wesentlich  schärfer  gegen  Österreich-Ungarn:  „En  ce  cas,  si  les  puls- 
sances  se  convainquaieni  du  bienfonde  de  certaines  des  exigences  aiitri- 
chiennes,  elles  se  irouveraient  en  mesure  de  faire  parvenir  au  Gouverne- 
ment Serbe  des  conseils  en  consiquence."    (OB  Nr.  4.) 

2)  RB  Nr.  21. 

^)  OB  Nr.  1.  Ähnliches  Telegramm  an  den  Botschafter  in  London 
erreicht  diesen  in  der  Nacht  vom  23.  auf  den  24.    GB  Nr.  33. 

*)  OB  Nr.  6,  sbBB  Nr.  37. 


'i 
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Schäftsträger  in  Wien  Kenntnis  hatte,  also  am  25.  früh, 
wußte  sie,  daß  sie  der  russischen  Unterstützung  sicher  sein 
könne;  der  Österreich-ungarische  Gesandte  berichtet,  daß 
am  24.  abends  und  am  25.  früh  ein  Ministerrat  in  Belgrad 
stattgefunden  habe.  Wenigstens  letzterem  lagen  die  beiden 
Dokumente  vor.^)  Es  ist  also  ohne  weiteres  erwiesen,  daß 
die  serbische  Regierung  ihre  Antwort  gab  in  dem  sicheren 
Bewußtsein,  an  Rußland  einen  Schutz  zu  haben.  2) 


^)  Es  ist  höchst  wahrscheinlich,  geht  aber  nicht  aus  den  offi- 
ziellen Dokumenten  hervor,  daß  das  russische  Ministerium  dem  ser- 
bischen Gesandten  in  Petersburg  am  24.  Juli  noch  weitere  Zusagen 
machte.  Nach  einer  am  10./23.  Dezember  in  der  Nowoje  Wremja  er- 
schienenen Auslassung  des  serbischen  Gesandten  (mitgeteilt  in  der 
Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung  am  3.  Januar  1915)  hatte  dieser 
am  24.  Juli  eine  Unterredung  mit  Sassonow,  und  zwar  nach  dem 
Ministerrat  und  nachdem  Sassonow  den  deutschen  Botschafter  emp- 
fangen hatte.  Hier  habe  Sassonow  „große  Entschlossenhert  an  den 
Tag  gelegt"  und  „in  kategorischer  Form  erklärt,  daß  Rußland  in 
keinem  Falle  aggressive  Handlungen  Österreichs  gegen  Serbien  zulassen 
könne".  Nach  WB  Anlage  4  erklärte  Sassonow  damals  schon  dem 
deutschen  Botschafter  „aufs  bestimmteste,  daß  die  serbisch-österrei- 
chische Differenz  zwischen  den  Beteiligten  allein  ausgetragen  werde, 
könne  Rußland  unmöglich  zulassen".  Nach  der  Auslassung  von  Spa- 
laikowitsch  hat  Sassonow  diesem  gesagt,  er  habe  dem  Vertreter  Deutsch- 
lands erklärt,  „daß  ein  Überfall  auf  Serbien  die  größten  Lebensinteressen 
Rußlands  berühre  und  deshalb  die  kaiserliche  Regierung  genötigt  sein 
werde,  diejenigen  Maßregeln  zu  ergreifen,  die  sie  im  gegebenen  Mo- 
mente für  notwendig  finden  werde".  Der  Unterschied  ist  klar,  denn 
die  letztere  Äußerung  bedeutet  eine  direkte  Kriegsdrohung  Österreich- 
Ungarn  gegenüber. 

2)  Es  ist  zu  diesem  Schlüsse  nicht  einmal  nötig  anzunehmen,  daß 
die  telegraphische  Antwort  des  Zaren  auf  die  Bitte  des  Prinzregenten 
nicht  erst,  wie  OB  datiert,  am  27.  Juli  ergangen  sei  (OB  Nr.  40,  glei- 
ches Datum  sbBB  Nr.  43),  sondern  schon  am  25.  vor  Ablauf  der  Ser- 
bien gestellten  Frist.  Und  doch  spricht  nicht  nur  alle  äußere  Wahr- 
scheinlichkeit dafür,  sondern  auch  innere  Gründe.  Der  Zar  spricht 
davon,  daß  seine  Regierung  alle  Kraft  anwende,  die  gegenwärtigen 
Schwierigkeiten  zu  beseitigen;  er  spricht  die  Hoffnung  aus,  daß  Ser- 
bien diesen  Versuch  unterstütze,  indem  es  nichts  unterlasse,  zu  einer 
Lösung  zu  kommen,  die  ermögliche,  die  Schrecken  eines  neuen  Krieges 
zu  vermeiden,  und  dabei  doch  zugleich  die  Würde  Serbiens  wahre. 
Das  hat  nur  Sinn  vor  dem  Ablauf  der  Frist;  nachher  konnte  Serbien 
in  dieser  Richtung  nichts  mehr  tun.  Überdies  stimmt  der  Schlußsatz 
des  zarischen  Telegrammes  —  Wenn  wir  (mit  unseren  Bestrebungen) 
keinen  Erfolg  haben,  können  Ew.  Hoheit  versichert  sein,  daß  Ruß- 
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Trotzdem  die  russische  Hilfe  für  den  letzteren  Fall 
sicher  war,  hat  Serbien  die  Forderungen  der  Doppelmonarchie 
weder  strikte  abgelehnt  noch  überhaupt  keine  Antwort  ge- 
geben. Das  geschah  nicht  so  sehr  um  des  Eindruckes  willen, 
den  ein  solches  Verfahren  auf  die  öffentliche  Meinung  der 
zunächst  unbeteiligten  Staaten  ausgeübt  hätte,  sondern  viel- 
mehr auf  Grund  eines  wohlüberlegten  Planes. 

Wir  haben  gesehen,  daß  Rußland  sofort  von  dem  Wiener 
Kabinett  eine  Erstreckung  der  Antwortfrist  verlangte,  damit 
die  Forderungen  von  den  Mächten  geprüft  werden  könnten. 
Man  dachte  sich  in  St.  Petersburg  den  weiteren  Verlauf  so, 
daß  eine  Konferenz  der  Mächte  zusammentreten,  die  Forde- 
rungen prüfen  und  irgendwie  entscheiden  solle.  Zur  Ver- 
wirklichung dieses  Planes  war  es  aber  nötig,  daß  nicht 
nur  von  Österreich-ungarischer  Seite  eine  Verhandlungs- 
grundlage geschaffen  wurde,  sondern  auch  von  serbischer; 
deshalb  keine  Ablehnung  und  keine  Nichtbeantwortung. 
Innerhalb  des  so  gesteckten  Rahmens  war  die  serbische  Ant- 
wort sehr  geschickt;  die  Wiener  Regierung  hat  nachgewiesen, 
wie  scheinbar  sehr  viel  konzediert,  in  Wirklichkeit  aber  alle 


land  in  keinem  Falle  an  dem  Schicksal  Serbiens  uninteressiert  sein 
wird  —  dem  Sinne  nach  denselben  Gedanken  aus,  wie  das  Commu- 
nique;  nur  ist  hier  die  Möglichkeit  und  die  Folge  eines  nicht  friedlichen 
Ausganges  stärker  unterstrichen  als  in  dem  Communique;  das  erklärt 
sich  zwanglos  aus  seinem  für  den  Augenblick  geheimen  Charakter.  ^ 
In  der  Annahme,  daß  dies  Aktenstück  falsch  datiert  sei,  werden  wir  * 
bestärkt  dadurch,  daß  sich  nachweisen  läßt,  daß  die  Antwort  des  Prinz- 1 
regenten  Alexander  auf  dieses  Telegramm  des  Zaren  im  OB  bewußt  | 
unter  einem  falschen  Datum  eingereiht  ist.    Im  OB  steht  diese  Ant-  1^ 
wort  als  Nr.  56  zwischen  Aktenstücken  vom  29.  Juli ;  Ort  und  Datum  * 
fehlen,  während  dasselbe  Stück  im  sbBB  als  Nr.  44  „Nisch  den  15./ 
28.  Juli"  datiert  ist.    Ebenso  merkwürdig  ist,  daß  im  OB  als  Nr.  57  ] 
vom  16./29.  Juli  ein  Bericht  des  Geschäftsträgers  in  Serbien  aus  Nisch  | 
mitgeteilt  ist,  folgenden  Inhalts:  „Ich  habe  Paschitsch  den  Text  der  * 
Antwort  des  Zaren  an  den  Prinzen  Alexander  mitgeteilt.    Nachdem 
Paschitsch  es  gelesen  hatte,  bekreuzigte  er  sich  und  sagte:  ,Herr,  der 
Zar  ist  groß  und  gnädig.*   Dann  umarmte  er  mich,  da  er  die  Bewegung 
nicht  zurückhalten  konnte,  die  ihn  übermannt  hatte."    Auch  diese 
ganze  rührselige  Geschichte  hat  nur  Sinn,  wenn  wir  sie  auf  den  25.  Juli 
verlegen.    Die  Absicht  der  Umdatierung  wäre  ja  deutlich,  und  daß 
einmal  eine  bewußte   Verschleierung  der   Daten   stattfand,   läßt   auf 
ein  schlechtes  Gewissen  schließen. 
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Zugeständnisse  so  verklausuliert  wurden,  daß  sie  für  die 
Doppelmonarcliie  kein  Instrument  mehr  bildeten,  der  Hetze 
wirklich  ein  Ende  zu  machen.  So  war  es  schließlich  eine 
ungenügende  Antwort,  und  der  Bruch  erfolgte  mit  der  Ab- 
reise des  Österreich -ungarischen  Gesandten  am  25.  Juli 
um  6  Uhr.^) 

Die  Durchführung  des  russischen  Planes  mußte  in  Wien 
auf  den  härtesten  Widerstand  stoßen  aus  Gründen,  die  wir 
schon  erwähnt  haben;  sie  hing,  auch  nach  der  Meinung 
der  russischen  Diplomatie  selbst,  wesentlich  davon  ab,  wie 
die  Mächte,  zunächst  wie  die  Ententegenossen  sich  zu  der 
russischen  Initiative  und  ferner,  wie  sie  sich  zu  der  ganzen 
Angelegenheit  überhaupt  stellen  würden.  Und  da  schien 
sich  für  Rußland  alles  zunächst  günstig  zu  entwickeln, 
indem  dem  ersten  Schritt,  den  das  russische  Kabinett  tat, 
dem  Ersuchen  um  Fristverlängerung,  ein  anderer  ent- 
gegenkam, den  England  schon  vorher  getan  hatte.  Als 
der  Österreich -ungarische  Botschafter  am  23.  Juli  die 
schon  erwähnte  Besprechung  mit  Grey  hatte,  in  der  er  die 
englische  Regierung  als  erste  über  die  Schritte  gegen  Ser- 
bien unterrichten  sollte,  äußerte  Grey  sehr  ernstliche  Be- 
denken gegen  die  Befristung  der  Note,  die  er  als  Ultimatum 
auffaßte  und  die  den  Mächten  keine  Zeit  lasse,  an  einem 
Ausgleich  zu  arbeiten.  Auf  den  Bericht  über  diese  Unter- 
redung bekam  Mensdorff  sofort  vom  Grafen  Berchtold  die 
Anweisung,  Grey  unverzüglich  dahin  aufzuklären,  daß  kein 
formelles  Ultimatum,  sondern  eine  befristete  Demarche  vor- 
liege, ,,die,  wie  E.  E.  Sir  E.  Grey  streng  vertraulich  mit- 
teilen wollen  —  wenn  die  Frist  fruchtlos  abläuft  — ,  einst- 
weilen nur  von  dem  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen 
und  von  dem  Beginne  notwendiger  militärischer  Vorberei- 
tungen gefolgt  sein  wird,  da  wir  unbedingt  entschlossen  sind, 
unsere  berechtigten  Forderungen  durchzusetzen". 2)  Der 
Unterschied,  der  hier  formuliert  wurde,  bestand  darin,  daß 
auf  ein  Ultimatum  sofortige  Kriegserklärung  und  der  Be-^ 

^)  Es  erübrigt  sich  auf  die  Einzelheiten  der  serbischen  Antwort 
einzugehen,  da  sie  in  den  Verhandlungen  keine  weitere  Rolle  mehr 
spielt. 

2)  RB  Nr.  17. 
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ginn    militärischer   Operationen   hätte   folgen    müssen,   auf 
eine  befristete  Demarche  nur  Vorbereitungen  hierzu.^) 

Diese  authentische  hiterpretation  war  überaus  geschickt; 
sie  vermied  die  Gefahr  der  Fristerstreckung,  die  darin 
bestanden  hätte,  daß  Serbien  dadurch  in  seinem  Wider- 
stand gestärkt  worden  wäre,  vielmehr  hielt  Österreich-Ungarn 
an  seinem  ursprünglichen  Standpunkte  fest,  daß  sich  in  den 
Konflikt  mit  Serbien  niemand  einzumischen  habe;  auf  der 
anderen  Seite  kam  man  dem  Wunsche  Englands  entgegen 
und  schuf  Gelegenheit,  ehe  militärische  Operationen  be- 
gonnen hatten,  den  Gegensatz  zwischen  der  Doppelmonarchie 
und  Rußland  auszugleichen.  Nur  wurde  sofort  die  Forderung 
von  Österreich-Ungarn  stipuliert,  daß  Serbien  die  Kosten 
der  etwaigen  militärischen  Vorbereitungen  ersetzen  müsse.^) 
Die  Mitteilung  wurde  Grey  am  24.  Juli  abends  spät  über- 
mittelt; er  schloß  daraus,  daß  den  Mächten  Zeit  gegeben 
sei,  zu  intervenieren  und  Mittel  zu  suchen,  um  die  Krise 
zu  entwirren. 3) 

Indem  Österreich-Ungarn  hier  entgegenkam,  zeigte  es,  1 
daß  es  durchaus   bereit   sei,   das  Seine  zu  tun,   um   einen  i 
friedlichen  Ausgleich  zu  ermöglichen.    Am  24.  Juli  tat  es 
in  dieser  Richtung  weitere  Schritte.     Graf  Berchtold    bat 
am    Morgen   dieses   Tages   den   russischen   Geschäftsträger 
in  Wien,    Fürsten   Kudascheff,   zu   sich   und  erklärte  ihm, 
die  Doppelmonarchie  beabsichtige  nur  ihre  eigene  Sicherung,  } 
keine  Demütigung  Serbiens  und  vor  allem  keine  Gebiets- 
erwerbung.  Es  liege  ihm  fern,  eine  Verschiebung  der  Macht-  ^^^ 
Verhältnisse  am  Balkan  herbeiführen  zu  wollen.^)    Das  wäre  I 
ein    gangbarer    Weg   zu    einem    Ausgleich    zwischen    Ruß-  l 
land  und  Österreich-Ungarn  gewesen;  die  weiteren  Verband-  | 
lungen  hätten  sich  in  der  Weise  abspielen  können,  daß  die  f 
Garantien,  die  das  Wiener  Kabinett  der  Petersburger  Re-  1 
gierung  zu  geben  gehabt  hätte  und  zu  geben  bereit  gewesen  * 


^)  Dies  hat  Grey  in  einem  Telegramm  an  den  englischen  Bot- 
schafter in  Paris  hervorgehoben.    BB  Nr.  14. 

2)  RB  Nr.  17. 

3)  GB  Nr.  40. 

*)  RB  Nr.  18,  WB  Anlage  3,  Bericht  des  deutschen  Botschafters 
über  dieses  Gespräch,  daraus  das  wörtliche  Zitat. 

3* 


^ 
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Wäre,  enger  umschrieben  und  genauer  festgelegt  worden 
wären.  Schon  die  Bereitwilh'gkeit  der  Doppelmonarchie  zu 
solchen  Garantien  bedeutete  ein  großes  Entgegenkommen, 
denn  sie  band  sich  damit  selbst  die  Hände  und  verzichtete 
von  vornherein  darauf,  die  Situation  bis  zum  Letzten  aus- 
zunutzen. Weiterzukommen  auf  diesem  Wege  war  aber  nur, 
wenn  die  russische  Regierung  ihrerseits  mitging,  und  wenn 
sie  etwaige  loyale  Erklärungen  des  Wiener  Kabinetts  als 
solche  aufnahm.  Berchtold  konnte  das  erwarten,  als  er  den 
russischen  Geschäftsträger  zu  sich  bat. 

Tatsächlich  waren  aber  die  Aussichten  gering.  Am 
Abend  desselben  Tages  empfing  Sassonow  den  deutschen 
Botschafter  zur  Übermittelung  der  deutschen  Erklärung. 
Dabei  erging  Sassonow  sich  in  maßlosen  Anklagen  gegen 
Österreich-Ungarn  1)  und  sprach  von  der  eventuellen  Ab- 
sicht der  Doppelmonarchie  ,,cf^  devorer  la  Serbie''.  Graf 
Pourtales  widersprach  dem,  da  es  dem  eigensten  Interesse 
der  Doppelmonarchie  entgegenlaufe.  Sassonow  aber  drückte 
seine  Zweifel  aus,  ob  Österreich-Ungarn,  selbst  wenn  hier- 
über Erklärungen  vorliegen  würden,  sich  hieran  genügen 
lassen  werde.^)  Damit  hatte  Sassonow  im  Grunde  den  Weg 
für  eine  direkte  Ausgleichung  zwischen  Rußland  und  Öster- 
reich-Ungarn schon  verbaut.  Wenn  der  eine  Partner  be- 
stimmteste Erklärungen  nicht  ernst  nehmen  will,  hat  es  für 
den  anderen  keinen  Zweck,  sie  abzugeben  oder  gar  immer 
wieder  von  neuem  auf  sie  zurückzukommen;  man  setzt  sich 
dadurch  höchstens  in  ein  falsches  Licht  und  legt  dem  an- 
deren nahe,  Schwäche  zu  sehen,  wo  Entgegenkommen  ge- 
meint ist.  Sassonow  hatte  dies  getan  in  dem  Augenblick, 
wo  der  englische  Ententegenosse  eben  daran  dachte,  einer 
gefährlichen  Spannung  zwischen  den  beiden  Staaten  ent- 
gegenzuwirken und  sie  zu  mildern  und  auszugleichen  noch 
ehe  sie  zum  ganz  offenen  Ausbruch  gekommen  war. 

Grey  stand  der  Auseinandersetzung  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Serbien  zunächst  wesentlich  anders  gegenüber  als 
Sassonow.  Er  hatte  gegenüber  dem  Botschafter  Österreich- 
Ungarns  dem  Vorgehen  des  Wiener  Kabinetts  eine  gewisse 

1)  WB  Anlage  4. 

2)  RB  Nr.  16. 
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Berechtigung  nicht  abgesprochen;  er  hatte  anerkannt,  daß  der 
Mord  und  einige  der  in  der  Note  aufgeführten  Serben  betref- 
fenden Umstände  Sympathien  erweckten;  er  hat  auch  die 
Tatsachen  der  Note  anerkannt  und  sich  dahin  geäußert,  daß 
England  keinen  Grund  habe,  sich  in  die  Auseinandersetzung 
zwischen  Österreich-Ungarn  und  Serbien  einzumischen. i) 
Er  war  bereit,  die  Angelegenheit  als  eine  solche  zu  betrachten, 
die  nur  Österreich-Ungarn  und  Serbien  berühre^),  und  stellte 
sich  damit  auf  den  Standpunkt  der  Wiener  Regierung,  den 
auch  die  deutsche  Diplomatie  zu  dem  ihrigen  gemacht 
hatte.  Darum  sah  er  auch  keine  Veranlassung,  sich  mit  der 
Angelegenheit  zu  befassen,  solange  sie  nicht  zu  einer  Schwie- 
rigkeit zwischen  Österreich -Ungarn  und  Rußland  führe. 
Allerdings  lehnte  er  es  angesichts  des  schroffen  Tones  der 
österreichischen  Note  als  unmöglich  ab,  einen  mäßigenden 
Einfluß  in  Petersburg  geltend  zu  machen.  Dazu  sei  er  außer- 
stande. Die  einzige  Möglichkeit,  einen  vermittelnden  und 
mildernden  Einfluß  auszuüben,  sei,  daß  Deutschland,  Frank- 
reich, Italien  und  England,  die  keine  Interessen  in  Serbien 
hätten,  zugunsten  des  Friedens  zusammen  handelten,  und 
zwar  gleichzeitig  in  Wien  und  in  St.  Petersburg.  Eine  solche 
Intervention  sah  Grey  zunächst  aber  als  möglich  und  nütz- 
lich voraus  nur  für  den  Gegensatz  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Rußland.  Es  blieb  also  von  seiner  Seite  aus 
zunächst  bei  nur  vorbereitenden  Schritten.  Eine  Mediation 
in  der  serbischen  Angelegenheit  lehnte  er  ab.  Als  von  Pe- 
tersburg am  25.  Juli  die  Bitte  kam,  er  möge  sich  dem  von 
Rußland  in  Wien  gestellten  Ersuchen  anschließen,  Serbien  die 
Frist  zu  verlängern,  hat  er  den  englischen  Botschafter  nicht 
instruiert,  dies  unbedingt  zu  tun,  sondern  nur  in  allgemeinen 
Ausdrücken  angewiesen,  den  von  dem  russischen  Kollegen 
getanen  Schritt  zu  unterstützen;  er  rechnete  damit,  daß 
Österreich-Ungarn  ablehnen  werde,  und  —  da  er  die  Er- 
klärung der  Wiener  Regierung,  daß  nur  eine  befristete  De- 
marche vorliege,  in  Händen  hatte  — ,  schien  ihm  diese  Ab- 
lehnung ungefährlich,  wenn  und  solange  nicht  Österreich- 


1)  BB  Nr.  5,  vgl.  auch  BB  Nr.  11  und  RB  Nr.  10. 

2)  RB  Nr.  10. 
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Ungarn  nicht  wieder  gut  zu  machende  Schritte  tue,  d.  h. 
in  Serbien  einrücke.^) 

Auch  Frankreichs  Politik  stimmte  in  diesen  ersten  Tagen 
mit  der  Rußlands  nicht  ganz  überein;  sie  war  aber  wiederum 
nicht  so  selbständig  wie  die  Englands,  sondern  vielmehr  die 
eines  Schwachen,  der  mit  einem  Stärkeren  zusammengeht, 
voraussieht,  daß  sie  angegriffen  werden  und  nun  nicht  recht 
weiß,  was  er  machen  soll;  bleibt  er  bei  dem  Stärkeren,  so 
hat  er  zu  befürchten,  daß  er  selbst  die  Hauptprügel  bekommt; 
erweckt  er  auch  nur  den  Anschein,  ihn  im  Stiche  zu  lassen, 
so  muß  er  befürchten,  daß  der  Stärkere  ihn  das  womöglich 
sofort  entgelten  läßt  und  die  Gegner  es  ihm  nicht  danken. 
So  kann  man  bildlich  die  Stellung  etwa  bezeichnen,  die  der 
damalige  Leiter  der  französischen  Politik  in  Paris  eingenom- 
men hat;  seine  Lage  war  besonders  schwierig,  da  er  das 
Außenministerium  nur  interimistisch  verwaltete  —  es  war 
der  Justizminister  Bienvenu-Martin  — ,  während  der  eigent- 
liche Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  Viviani  sich 
mit  dem  Präsidenten  Poincare  auf  der  Rückreise  von  Peters- 
burg befand.  In  Frankreich  empfand  man  diesen  Umstand 
lebhaft  als  Behinderung  und  war  von  vornherein  erbittert 
auf  das  Wiener  Kabinett,  das  sich  diesen  Termin  zur  Über- 
gabe der  Note  sicher  nicht  zufällig  ausgesucht  habe.^)  Es 
läßt  sich  an  der  Hand  des  Gelbbuches  deutlich  feststellen, 
daß  in  der  ersten  Etappe  der  Krise,  eigentlich  bis  zum  29.  Juli, 
keine  völlige  Einheitlichkeit  in  der  französischen  Politik  be- 
steht, wie  sie  denn  auch  bis  dahin  nach  keiner  Richtung 
hin  eine  ganz  klare  Stellung  einnimmt.  Einzelne  Vertreter 
der  Republik  machen,  in  gewissen  Grenzen  natürlich,  Politik 
auf  eigene  Faust,  und  das  Ministerium  wird  dadurch  behin- 
dert, daß  einzelne  seiner  diplomatischen  Vertreter  so  ein- 
seitig sind,  daß  sie  die  Dinge  nicht  so  sehen  können,  wie  sie 
sich  wirklich  abspielen,  sondern  ihre  vorgefaßten  Ansichten 
in  die  Dinge  hineintragen  —  im  Grunde  die  schlimmste 
Untugend,  die  ein  Politiker  haben  kann. 3) 

1)  BB  Nr.  26.    Grey  an  Bunsen. 

2)  GB  Nr.  25. 

^)  Das  gilt  z.  B.  von  Dumaine  in  Wien,  auch  vom  politischen 
.Direktor  Berthelot,  am  wenigsten  von  Jules  Cambon. 
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Schon  vor  Überreichung  der  Note  hatte  Frankreich  sich  [ 
mit  Rußland  auf  ein  gemeinsames  Vorgehen  in  der  serbi- 
schen Angelegenheit  geeinigt.  Bei  dem  Besuche  Poincares 
in  Reval  hatten  die  beiderseitigen  leitenden  Staatsmänner 
auch  diese  Frage  besprochen  und  waren  übereingekommen, 
nichts  zu  verabsäumen,  um  einem  Ersuchen  um  Aufklärung 
oder  einer  dringenden  Aufforderung  Österreich-Ungarns  an 
Serbien,  die  einer  Einmischung  in  Serbiens  innere  Angelegen- 
heiten gleichkäme,  und  die  dieses  als  eine  Verletzung  seiner 
Souveränität  und  Unabhängigkeit  ansehen  könnte,  vor- 
zubeugen. Infolgedessen  hatte  man  beschlossen,  dem  Grafen 
Berchtold  freundschaftlich  zur  Mäßigung  zu  raten.  Der 
englische  Botschafter,  der  hiervon  benachrichtigt  wurde, 
äußerte  sich  dahin,  seine  Regierung  werde  sich  ohne  Zweifel 
einem  Schritte  anschließen,  der  darauf  abziele,  eine  Gefahr 
zu  beseitigen,  die  den  allgemeinen  Frieden  bedrohen  könne  — 
d.  h.  vage  Zustimmung,  unter  deren  Maske  man  sich  freie 
Hand  hält.  So  faßte  denn  auch  Viviani  diese  Äußerung 
auf  und  ersuchte  Bienvenu-Martin,  den  französischen  Bot- 
schafter in  England  zu  instruieren,  er  solle  die  Anregungen, 
die  der  russische  Botschafter  in  dieser  Richtung  in  London 
geben  werde,  unterstützen.  Zugleich  solle  der  französische 
Botschafter  in  Wien  in  dem  erwähnten  Sinne  instruiert  wer- 
den. Das  Telegramm,  in  dem  Viviani  dies  alles  berichtete 
und  anordnete,  ging  am  24.  Juli  um  1  Uhr  nachts  von  Reval 
ab.^)  Es  erreichte  Bienvenu-Martin,  als  dieser  von  der  Über- 
gabe der  Note  an  Serbien  noch  keine  Nachricht  hatte.  Darum 
wurde  die  Instruktion  an  Dumaine  in  Wien  ausgefertigt,  die 
dann  sofort  von  den  Ereignissen  überholt  worden  ist.^)  Auch 
wenn  es  so  nicht  zu  einer  gemeinsamen  Aktion  der  Ver- 
bündeten kam,  mußte  Frankreich  sich  doch  durch  seine 
Zustimmung  zu  ihr  in  gewissem  Sinne  gebunden  fühlen; 
es  hatte  in  dieser  Frage  einem  russischen  Programm  zu- 
gestimmt und  sich  bereit  erklärt,  mit  Rußland  zu  gehen. 

Der  französischen  Regierung  wurde  wie  den  übrigen 
Großmächten  die  Österreich-ungarische  Note  am  24.  Juli 
morgens  mitgeteilt.    Der  Botschafter  Graf  Szecsen  betonte 

^)  GB  Nr.  22.    Viviani  an  Bienvenu-Martin. 
2)  GB  Nr.  23.    Bienvenu-Martin  an  Viviani. 
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dabei  sogleich,  daß  es  sich  um  eine  Frage  handle,  die  zwi- 
schen Serbien  und  der  Doppelmonarchie  ausgetragen  werden 
müsse.  Bienvenu-Martin  gab  bereitwillig  zu,  daß  die  Er- 
eignisse der  letzten  Zeit  und  die  Haltung  der  serbischen 
Regierung  ein  energisches  Einschreiten  begreiflich  erscheinen 
ließen,  er  vermied  jeden  Versuch,  die  Haltung  Serbiens 
irgendwie  zu  beschönigen  oder  zu  verteidigen. i)  Kurz  darauf 
gab  der  Direktor  der  politischen  Abteilung,  der  schon  dem 
Grafen  Szecsen  auf  Anweisung  des  Ministers  hin  seine  Be- 
unruhigung ausgesprochen  hatte,  dem  serbischen  Gesandten 
den  Rat,  Serbien  solle  versuchen,  Zeit  zu  gewinnen  und 
vor  allen  Dingen  dahin  streben,  der  direkten  Auseinander- 
setzung mit  Österreich-Ungarn  zu  entgehen,  indem  es  sich 
bereit  erkläre,  sich  dem  Schiedsgericht  Europas  zu  unter- 
werfen.2)  Das  war  vor  der  Übergabe  der  deutschen  Note. 
Diese  wurde  von  Freiherrn  von  Schön  nachmittags  um 
5  Uhr  dem  Minister  Bienvenu-Martin  vorgelesen.^)  Bienvenu- 
Martin  scheint  sich  auch  Schön  gegenüber  was  Serbien  be- 
trifft ähnlich  ausgesprochen  zu  haben,  wie  gegen  den  Grafen 
Szecsen;  wenigstens  behauptet  Schön,  daß  der  Minister  die 
Eröffnungen  freundschaftlicher  und  zustimmender  angenom- 
men habe,  als  das  Gelbbuch  erkennen  lasse.*)  Das  kann  sich 
nur  auf  Äußerungen  über  Serbien  beziehen.  Der  französische 
Minister  entwickelte  gegenüber  der  deutschen  Note,  die  nur 
von  Annahme  oder  Ablehnung  spreche,  eine  dritte  Möglich- 
keit, die  schon  von  dem  politischen  Direktor  vorbereitet  war, 
und  die  Frankreich  sich  ersichtlich  bestrebte,  zu  fördern: 
nämlich  daß  Serbien  sich  zunächst  bereit  erkläre,  Genug- 
tuung und  Garantien  für  die  Zukunft  zu  geben,  soweit  sie 
mit  Souveränität  und  Würde  des  Staates  vereinbar  seien, 
und  daß  dann  die  Modalitäten  ihrer  Anwendung  geprüft 

1)  RB  Nr.  11;  in  GB  Nr.  25,  dem  korrespondierenden  Stücke,  gibt 
Bienvenu-Martin  nur  den  Inhalt  der  Note  wieder  und  erwähnt  nichts 
von  einer  Unterredung;  es  wird  vielmehr  der  Eindruck  erweckt,  als 
habe  eine  solche  überhaupt  nicht  stattgefunden  und  nach  der  Form 
der  Mitteilung  nicht  stattfinden  können;  vgl.  S.  27  Anm.  2. 

2)  GB  Nr.  26. 

^)  GB  Nr.  28,   warum  nur  vorgelesen,  während  sie  in  London 
übergeben  wurde  (BB  Nr.  9)  ist  nicht  ersichtlich. 
*)  Münchner  Neueste  Nachrichten  a.  a.  O. 
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werden  könnten.  Als  Instanz  hierfür  schwebte  ihm  wohl 
irgendein  Organ  der  Mächte  vor.  Er  wies  darauf  hin,  daß 
es  vielleicht  gut  sei,  Mächten,  die  sich  weder  moralisch  noch 
gefühlsmäßig  an  Serbien  desinteressieren  könnten,  eine  Hal- 
tung nicht  schwer  zu  machen,  die  dem  deutschen  Wunsche 
nach  Lokalisierung  des  Konfliktes  entspreche.  Das  war  eine 
Abgrenzung  des  französischen  Standpunktes  gegen  den  deut- 
schen, eine  Feststellung  des  Unterschiedes  in  der  Auffassung, 
ein  deutlicher  Hinweis  auf  Frankreichs  Verpflichtungen 
gegenüber  Rußland,  aber  auf  dieser  Grundlage  hätte  sich 
im  Augenblicke  einer  Verschärfung  der  Lage  wohl,  wenn 
auch  nicht  direkt  zusammen,  doch  nebeneinander  her  auf 
verschiedenen  Wegen  vielleicht,  aber  mit  dem  gleichen 
Ziele  für  den  Frieden  arbeiten  lassen.  Das  Verhältnis  zwi- 
schen Frankreich  und  Deutschland  wurde  aber  plötzlich 
durch  einen  merkwürdigen  Zwischenfall  getrübt.  Am  25.  Juli 
morgens  erschien  in  der  als  deutschfeindlich  bekannten  Zei- 
tung „Echo  de  Paris''  ein  Artikel,  der  über  Schöns  Schritt 
bei  dem  französischen  Minister  ziemlich  genau  und  auch 
sachlich  zutreffend  berichtete,  an  diesen  Bericht  aber  Er- 
örterungen knüpfte,  die  ein  Zusammenarbeiten  aufs  äußerste,^  jX 
erschweren  mußten.  Der  Kommentar  des  Echo  de  Paris  ^  i<' 
stellte  den  Schritt  des  Botschafters  von  Schön  als  eine  -i'/S 
deutsche  Drohung  hin:  „Dieser  Schritt  des  deutschen  Bot-  f^  ^^ 
schafters  heißt  mit  anderen  Worten:  Wenn  Ihr  Österreich 
nicht  Serbien  zerschmettern  laßt,  so  werdet  Ihr  es  mit 
Deutschland  zu  tun  bekommen.  Es  besteht  also  die  Dro- 
hung einer  allgemeinen  Erniedrigung  der  Tripelentente  oder 
die  Aussicht  auf  einen  Weltkrieg.''^)                                    -^ 

Woher  stammt  dieser  Artikel?  Die  Informationen  über 
den  Schritt  des  deutschen  Botschafters  konnte  die  Zeitung 
nur  von  dem  französischen  Minister  oder  dem  politischen 
Direktor  im  Ministerium  haben.  Der  deutsche  Botschafter 
hatte  keinerlei  Interesse  daran,  diese  Informationen  in  die 
französische  Presse  kommen  zu  lassen,  noch  weniger  eine 
Anweisung,  dies  zu  tun.  Wenn  sie  also  aus  nächstbeteiligter 
französischer  Quelle  stammen  —  das  Blatt  selbst  sagt,  sie 

1)  Ein  Auszug  aus  dem  Artikel  in  der  Kreuzzeitung  1914  Nr.  344, 
Abendausgabe  vom  25.  Juli;  daraus  das  Zitat  wörtlich  entnommen. 
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seien  aus  bester  Quelle  — ,  so  müssen  wir  uns  fragen,  wel- 
chen Zweck  sie  verfolgten. 

Nun  wissen  wir  aus  dem  Gelbbuch  selbst,  daß  die 
französische  Regierung  der  falschen  Meinung  gewesen  ist, 
die  deutsche  Note  sei  nur  in  Paris  überreicht  worden,  nicht 
in  London. 1)  Wir  wissen  ferner,  daß  die  französische  Re- 
gierung am  26.  Juli,  als  der  deutsche  Botschafter  ihr  an- 
heimgab, bei  der  russischen  Regierung  im  Sinne  des  Frie- 
dens zu  intervenieren,  diesen  Schritt  auslegte  als  einen  Ver 
such  Deutschlands,  Frankreich  in  den  Augen  Rußlands  zu 
kompromittieren.^)  Die  französische  Regierung  war  sich  von 
vornherein  darüber  klar,  daß  Rußland  ihre  volle  Unterstüt- 
zung, diplomatische  wie  militärische,  verlangen  werde  und 
sie  dieselbe  geben  müsse. 

Andererseits  hat  man  wohl  die  Empfindung  gehabt, 
daß  man  militärisch  doch  nicht  ganz  fertig  sei;  noch  im 
Juli  hatten  im  Senat  die  Besprechungen  des  Heeresbudgets 
zu  einem  scharfen  Angriff  gegen  die  Heeresverwaltung  und 
zu  einer  vernichtenden  Kritik  geführt.  Die  Regierung  mußte 
sich  ferner  darüber  klar  sein,  daß  bei  aller  Revanchelust 
in  vielerlei  Kreisen  doch  die  große  Masse  der  Bevölkerung 
• —  ganz  abgesehen  von  der  sozialistischen  Partei  —  im 
Grunde  keinen  Krieg  wollte;  das  kam  schon  1905  bei  der 
Marokkokrise  deutlich  zu  Tage  und  hängt  mit  dem  Rentner- 
tum  aufs  engste  zusammen. 3)  Noch  weniger  mußte  natürlich 

1)  Diese  Meinung  mag  dadurch  entstanden  sein,  daß  der  franzö- 
sische Botschafter  in  London  sich  am  24.  abends  nach  Paris  begab, 
vielleicht  also  selbst  nicht  mehr  von  der  Überreichung  in  London 
Kenntnis  hatte  und  der  Botschaftsrat  sie  nicht  berichtete.  Daswäre  eine 
zwanglose  Erklärung.  —  Die  Abreise  Paul  Cambons  läßt  sich  fixieren 
dadurch,  daß  er  selbst  am  24.  nachmittags  noch  aus  London  berichtet 
(GB  Nr.  33).  Am  25.  berichtet  der  Botschaftsrat  de  Fleuriau  zum 
ersten  Male;  er  erwähnt  da  den  Schritt  des  deutschen  Botschafters 
in  dem  kurzen  Satze:  „L' Ambassadeur  d'Allemagne  est  venu  au  Fo- 
reign Office  affirmer  que  son  Gouvernement  refuserait  de  s'immiscer  dans 
le  conflit  qui  divise  VAutriche  et  la  Serbie/'  GB  Nr.  37.  In  GB  Nr.  53 
ist  Paul  Cambon  am  26.  April  als  in  Paris  anwesend  erwähnt;  aus 
BB  Nr.  42  geht  hervor,  daß  er  am  27.  abends  nach  London  zurück- 
kehrte.   Über  die  Bedeutung  dieser  Reise  siehe  S.  67. 

2)  GB  Nr.  62,  vgl.  Helfferich  S.  21. 

3)  Verfasser  hatte  1905  in  Paris  Gelegenheit,  dies  im  Verkehr  mit 
Personen  aus  den  verschiedenstenSchichten  der  Bevölkerung  festzustellen. 
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Stimmung  vorhanden  sein  für  einen  Krieg,  in  den  man 
auf  Grund  eines  Bündnisses  einbezogen  wurde  und  zunächst 
nicht  für  eigene,  sondern  für  fremde  Interessen.  Darum 
mußte  der  französischen  Regierung  vor  allem  daran  liegen, 
in  dieser  schweren  Krisis,  in  der  von  Anfang  an  mit  dem 
Ausbruche  eines  Krieges  zu  rechnen  war,  eine  günstige 
Stimmung  zu  schaffen.  Das  gelang  natürlich  sofort,  wenn 
man  eine  Verletzung  des  Nationalstolzes  herbeiführen  konnte. 
Was  war  dazu  geeigneter  als  Reden  von  menaces  alle- 
mandes}) 

Eine  Folge  der  Gebundenheit  Frankreichs  und  der 
Furcht,  sich  durch  selbständiges  Handeln  in  den  Augen 
des  Freundes  zu  kompromittieren,  war  es,  daß  das  franzö- 
sische Ministerium  sich  in  der  ganzen  ersten  Etappe  der 
Auseinandersetzungen  zu  weiter  nichts  entschloß,  als  seine 
Bereitwilligkeit  zu  erklären,  sich  jeder  Aktion  anzuschließen, 
die  in  Wien  Versöhnlichkeit  rate,  in  der  Hoffnung,  Öster- 
reich-Ungarn werde  nicht  seine  Wünsche  vollständig  auf- 
recht erhalten  gegenüber  einem  kleinen  Staate,  wenn  dieser 
sich  geneigt  zeige,  alle  die  Genugtuungen  zu  geben,  die  er  mit 
seiner  Unabhängigkeit  und  Souveränität  für  vereinbar  halte.-) 
Ganz  folgerichtig  hat  sich  Frankreich  am  25.  Juli  dem  rus- 
sischen Ersuchen  um  Fristverlängerung  in  Wien  anschließen 
wollen;  die  Instruktion  ist  an  den  dortigen  Botschafter  am 
25.  morgens  abgegangen,  hat  ihn  aber  erst  abends  erreicht, 
als  zu  einer  solchen  an  und  für  sich  ja  schon  aussichtslosen 
Aktion  gar  keine  Gelegenheit,  die  Frist  vielmehr  abgelaufen 
war.3)  Davon,  daß  verhindert  werden  müsse,  die  Span- 
nung zwischen  Petersburg  und  Wien  noch  schärfer  werden 
zu  lassen,  und  daß  gerade  Frankreich  als  Verbündeter  Ruß- 
lands hier  eine  Aufgabe  habe,  davon  ist  in  Paris  in  diesem 
vorbereitenden  Stadium  so  wenig  die  Rede,  wie  später. 
Frankreich  hat  nie  daran  gedacht,  seinem  Verbündeten  gegen- 
über die  selbständige  und  vermittelnde  Haltung  einzunehmen, 

^)  Danach  würde  das  Material  aus  dem  Auswärtigen  Amte  stam- 
men, und  es  wäre  wahrscheinlich,  daß  Berthelot  den  Artikel  verfaßt 
hätte. 

2)  GB  Nr.  34. 

3)  GB  Nr.  39,  OB  Nr.  36. 


—     44     — 

ZU  der  Deutschland  sein  gleiches  Verhältnis  Österreich-Ungarn 
gegenüber  bis  zum  letzten  ausgenutzt  hat. 

Während  Frankreich  sich  solchen  Wünschen  Deutschlands 
versagte,  hat  Deutschland  die  Anregungen  Englands  aufge- 
nommen, soweit  sie  sich  mit  seinem  Standpunkte  zu  decken 
schienen,  daß  in  den  Konflikt  mit  Serbien  sich  niemand  einzu- 
mischen habe.  Am  25.  Juli  wird  der  Botschafter  in  London  in- 
struiert: Wir  sind,  falls  ein  österreichisch-russischer  Streit  ent- 
stehen sollte,  bereit,  vorbehaltlich  unserer  bekannten  Bündnis- 
pflichten, zwischen  Rußland  und  Österreich  mit  den  anderen 
Großmächten  zusammen  eine  Vermittelung  eintreten  zu  las- 
sen.i)  Deutschland  war  sogar  noch  weiter  gegangen  und  hatte 
am  25.  Juli  morgens  einem  durch  ein  Telegramm  des  deut- 
schen Botschafters  in  London  vom  selben  Tage  10  Uhr  ein- 
gelaufenen Wunsche  Greys,  dem  Österreich-ungarischen 
Ministerium  sein  Ersuchen  um  Fristverlängerung  zu  über- 
mitteln, entsprochen.  Der  deutsche  Botschafter  in  Wiea 
war  instruiert  worden,  mit  dem  Grafen  Berchtold  über  diese 
Frage  zu  sprechen,  doch  ganz  offenbar  in  dem  Sinne,  wenn 
in  Wien  irgendeine  Geneigtheit  bestehe,  diesen  Wunsch  zu 
erfüllen,  dann  diese  Neigung  zu  bestärken.^)  Gleiches  tat 
Deutschland  auf  Wunsch  der  russischen  Regierung  mit  deren 
gleichem  Ersuchen,  wenn  es  auch  zweifelte,  ob  es  für  Öster- 
reich-Ungarn opportun  sei,  im  letzten  Augenblick  nachzu- 
geben, und  sich  fragte,  ob  das  nicht  die  Zuversicht  in  Ser- 
bien erhöhen  werde.^)  Deutschland  hatte  also  einen  diplo- 
matischen Versuch  in  Wien  gemacht,  der  sich,  was  man 
natürlich  wußte,  gegen  eine  der  Grundlagen  der  Wiener 
Politik  richtete;  trotzdem  und  gerade  weil  man  mit  der 
Doppelmonarchie  verbündet  war,  hatte  man  das  getan  in 
der  Erwägung,  daß  gute  Freunde  über  alles  miteinander 
sich  aussprechen  können.  Man  hatte  es  getan,  um  damit 
ganz  deutlich,  ich  möchte  fast  sagen  ostentativ,  die  eigene 
Friedensliebe  und  Geneigtheit  zu  dokumentieren  und  an  der 
Applanierung  der  Gegensätze  mitzuwirken.  Auch  dieser 
deutsche  Schritt  war  schon  rein  deswegen,  weil  er  den  von 

1)  WB  Anlage  13. 

2)  BB  Nr.  18. 

3)  OB  Nr.  14. 
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Wien  abwesenden  Grafen  Berchtold  nicht  zeitig  genug  er- 
reichte, erfolglos  geblieben. 

So  nahmen  die  Dinge  ihren  Lauf.  Abends  um  6  Uhr 
wurde  in  Belgrad  die  Antwort  übergeben,  die  der  Gesandte 
als  ungenügend  ansah;  darauf  wurden  die  diplomatischen 
Beziehungen  abgebrochen. 

III.  Bis  zur  Erklärung  des  Krieges  an  Serbien. 

Nach  der  Erklärung,  die  Berchtold  schon  am  24.  Juli  in 
London  abgegeben  hatte,  sollte  nun  noch  keine  kriegerische 
Aktion  erfolgen;  es  blieb  also  noch  Zeit  zu  weiteren  Ver- 
mittlungsversuchen. 

Sie  schienen  um  so  mehr  einen  günstigen  Boden  finden 
zu  können,  als  die  zunächst  engagierte  Macht,  Österreich- 
Ungarn  wiederum  die  Initiative  ergriff,  durch  neue  Erklä- 
rungen in  St.  Petersburg  zu  vermeiden,  daß  man  dort  aus 
dem  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  Folgerungen 
ziehe,  die  ohne  weiteres  zum  Konflikt  führen  müßten.  „Im 
Augenblicke,  wo  wir  uns  zu  einem  ernsten  Vorgehen  gegen 
Serbien  entschlossen  haben*',  am  25.  Juli  abends,  übersendet 
Graf  Berchtold  dem  Botschafter  in  Petersburg  neuerdings  ^ 

Anweisung,   dort  zu   erklären,   ,,daß   die   Doppelmonarchie  j  j^^ 
einen  etwaigen  Kampf  mit  Serbien  nicht  als  einen  solchen 
um  territorialen   Gewinn,  sondern  nur  als  ein   Mittel  der  \ 
Selbstverteidigung  und  Selbsterhaltung  ansehe".    ,,Die  Mon-  • 
archie  ist   territorial   saturiert  und  trägt  nach  serbischem 
Besitz  kein  Verlangen**,    sie  denkt  nicht  daran,   die   Sou-  iV 
veränität    des    Königreichs    anzutasten.     Der    allgemeinen 
Weisung  folgte  ein  weiteres  Telegramm,  in  dem  Graf  Berch- 
told  eine   authentische    Interpretation   des   Punktes  5   der 
Österreich-ungarischen    Note    gab,    da    dieser    Punkt    den 
besonderen  Widerspruch  des  Herrn  Sassonow  hervorgerufen 
habe.   Man  denke  bei  der  „co Ilaboration''  an  die  Errichtung 
eines  geheimen  ,,bureau  de  sareW  in  Belgrad,  „welches  nach 
Art  der  analogen  russischen  Einrichtungen  in  Paris  funk-  , 
tionieren  und  mit  der  serbischen  Polizei  und  Verwaltungs- 
behörde kooperieren  würde".  ^) 

1)  RB  Nr.  26  u.  27. 
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Darauf  fand  am  26.  Juli  nachmittags  eine  lange  Unter- 
redung zwischen  Sassonow  und  dem  Grafen  Szäpäry  statt, 
die  sich  in  einem  freundschafthchen  Tone  bewegte.^)  In  der 
Unterredung  ging  Sassonow  nochmals  die  Wiener  Forde- 
rungen durch;  er  erklärte  nunmehr  eine  größere  Anzahl  als 
früher,  wie  überhaupt  das  Vorgehen  Wiens,  im  allgemeinen  für 
berechtigt.  Bei  einigen  machte  er  Anstände,  bei  der  einen,  die 
collaboration  von  Polizeiorganen  betreffenden,  machte  der 
Botschafter  von  dem  Telegramm  seines  Ministers  Gebrauch, 
während  er  die  übrigen  Bemerkungen  nur  zur  Kenntnis 
nahm,  da  er  zu  weiterem  nicht  autorisiert  sei.  ,, Beide  Be- 
teiligten hatten  einen  befriedigenden  Eindruck.  Die  Ver- 
sicherung des  Botschafters,  daß  Österreich-Ungarn  keine 
Eroberungspläne  habe,  hat  den  Minister  sichtlich  beruhigt.** 2) 
Sassonow  hat  auf  dieses  Gespräch  hin  in  Wien  eine  direkte 
Aussprache  zwischen  beiden  Mächten  vorgeschlagen,  zu  der 
der  Österreich-ungarische  Botschafter  besondere  Vollmachten 
erhalten  solle.  Diese  Besprechungen  sollten  einen  privaten 
Charakter  haben. 

Solche  Verhandlungen  hätten  fruchtbar  sein  können, 
\i]^  11  wenn  sie  sich  nur  in  der  Richtung  bewegt  hätten,  daß 
Österreich-Ungarn  noch  weitere  und  zwar  enger  umschriebene 
Garantien  gegeben  hätte;  auch  wäre  wohl  die  Möglichkeit 
gewesen,  die  Tragweite  einzelner  Forderungen  der  an  Ser- 
bien gerichteten  Note  nachträglich  unter  der  Form  zu  ge- 
währender Informationen  authentisch  zu  interpretieren  und 
dadurch  da  und  dort  abzuschwächen,  ähnlich  wie  es  bei 

1)  über  diese  Unterredung  berichtet  Szäpäry  RB  Nr.  31 ;  das 
dort  angegebene  Datum  —  27.  Juli  —  ist  falsch;  der  Bericht  muß 
vom  26.  sein.  Das  geht  aus  dem  Stück  selbst  hervor,  da  am  Schluß 
erwähnt  wird,  die  Serben  hätten  „gestern"  mobilisiert,  worunter  nur 
der  25.  Juli  verstanden  sein  kann.  Ebenso  falsch  ist  das  Datum  des 
unter  Nr.  28  des  RB  mitgeteilten  Berichtes  von  Szäpäry  über  eine 
Unterredung  des  deutschen  Militärbevollmächtigten  in  Petersburg 
mit  dem  russischen  Kriegsminister.  Das  geht  aus  RB  Nr.  33  und 
WB  Anlage  11  hervor.  Dieser  Bericht  ist  vom  27.,  nicht  vom  26.  Juli. 
Beide  Berichte  müssen  also  miteinander  vertauscht  werden. 

Über  das  Gespräch  berichtet  ferner  Sassonow  in  Nr.  25  des  OB, 
hier  der  „ton  amical"  erwähnt.  Die  Zeitangabe  in  WB  Anlage  5. 
Vgl.  ferner  GB  Nr.  54,  BB  Nr.  44. 

2)  WB  Anlage  5. 
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Punkt  5  geschehen  war.  Sassonow  wollte  aber  mehr,  nämlich 
eine  Änderung  der  Note,  so  daß  zwar  Österreich-Ungarn 
zum  Ziele  komme,  sie  aber  doch  für  Serbien  annehmbar 
werde.^)  Darauf  konnte  das  Wiener  Kabinett,  nachdem  es 
einmal  erklärt  hatte,  bezüglich  seiner  Forderungen  keine 
Einmischung  zu  dulden,  nicht  eingehen,  ohne  daß  seine 
Bereitwilligkeit  vor  allem  in  Serbien  als  ein  Zurückweichen 
aufgefaßt  worden  wäre. 

Als  darum  am  27.  Juli  der  nach  Wien  zurückgekehrte 
Botschafter  Schebeko  dem  auswärtigen  Amte  den  Vorschlag 
von  Sassonow  unterbreitete,  wobei  er  einfließen  ließ,  daß 
Rußland  bei  einem  Angriffe  auf  Serbien  diesmal  nicht  wie 
1909  werde  nachgeben  können,  so  daß  der  Krieg  lokalisiert 
bleibe,  beschränkte  der  Sektionschef  Baron  Macchio  sich  dar- 
auf, zu  erklären,  er  werde  dem  Minister  diese  Vorschläge  unter- 
breiten. Der  Erwartung  des  Botschafters  gegenüber,  es  werde 
etwas  geschehen,  ehe  Serbien  tatsächlich  angegriffen  würde, 
meinte  er,  dies  sei  schwierig,  da  bereits  Scharmützel  an  der 
Donau  stattgefunden  hätten,  in  denen  die  Serben  die  An- 
greifer gewesen  seien, 2)  Am  folgenden  Tage  hatte  Schebeko 
bei  dem  Minister  selbst  Audienz,  der  ihm  eine  ähnliche  Ant- 
wort gab.  ,,Eine  Verhandlung  über  den  Wortlaut  der  ser- 
bischen Antwortnote  könne  bei  uns  (in  Österreich-Ungarn) 
niemand  billigen  und  niemand  verstehen 3);  er  könne  über 
keinen  einzigen  Ausdruck  der  Note  an  Serbien  mehr  disku- 
tieren.'' Erneuter  Hinweis  auf  von  Serbien  begonnene  Feind- 
seligkeiten. Damit  waren  direkte  Besprechungen  zwischen 
Petersburg  und  Wien  in  der  von  Sassonow  gewünschten 
Richtung  abgelehnt.  Am  selben  Tage  verschärfte  sich  die 
Lage  dadurch,  daß  Österreich-Ungarn  an  Serbien  den  Krieg 
erklärte  als  Antwort  auf  serbische  Beschießung  von  Grenz- 
soldaten.*) 

Inzwischen  hatte  noch  eine  andere  Vermittlungsaktion 
gespielt,  die  durch  die  Kriegserklärung  zwar  beeinflußt  und 

1)  Vgl.  OB  Nr.  32,  wo  Sassonow  spricht  von  der  „proposition 
que  fai  faite  d'une  revision  de  la  note  entre  les  deux  cabinets*'. 

2)  Nachricht  über  dieses  Gespräch  nur  BB  Nr.  56. 

3)  RB  Nr.  37. 
0  RB  Nr.  41. 
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modifiziert,  aber  nicht  ganz  abgebrochen  wurde.  Wir  er- 
innern uns,  daß  Sir  Edward  Grey  schon  am  24.  Juh  die 
Möghchkeit  erwog,  in  einem  Konfhkt  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Rußland  durch  eine  gemeinsame  Aktion  der 
übrigen  Mächte  zu  vermittehi.  Er  sprach  darüber  mit  dem 
deutschen  Botschafter^)  und  wies  den  enghschen  Geschäfts- 
träger in  BerHn  an,  auch  seinerseits  diesen  Gedanken  in 
unverbindhcher  Form  zu  erwähnen  und  zu  besprechen. 2) 
Der  deutsche  Staatssekretär  war  durchaus  bereit  auf  diese 
Anregung  einzugehen,  daß  die  vier  Mächte  in  Wien  und  in 
St.  Petersburg  zur  Mäßigung  raten  sollten,  für  den  Fall, 
daß  die  Beziehungen  zwischen  Rußland  und  Österreich- 
Ungarn  einen  drohenden  Charakter  annähmen. 3)  Auch  die 
anderen  Mächte  waren  unverbindlich  sondiert  worden  und 
hatten  schon  zugestimmt.  Grey  trat  aber  absichtlich  mit 
einem  offiziellen  Vorschlag  nicht  hervor,  ehe  er  nicht  der 
prinzipiellen  Zustimmung  Deutschlands  gewiß  war.  Deutsch- 
lands Mitarbeit  sei  wesentHch,  da  weder  von  Rußland  noch 
von  Österreich-Ungarn  eine  diplomatische  Intervention  oder 
Mediation  geduldet  werden  würde,  wenn  sie  nicht  deutlich 
unparteiisch  sei  und  beider  Verbündete  und  Freunde  ein- 
schließe.^) 

Nachdem  die  deutsche  Regierung  sich  über  die  unver- 
bindlichen Erwägungen  Greys  günstig  geäußert  hatte,  trat 

1)  BB  Nr.  11. 

2)  BB  Nr.  11. 

3)  BB  Nr.  18  vom  25.  Juli. 

*)  Grey  an  Buchanan  BB  Nr.  24.  Helfferich  a.  a.  O.  S.  27  hat 
die  Entstehung  dieses  Vermittlungsvorschlages  m.  E.  unzutreffend 
auf  Einflüsterungen  Paul  Cambons  zurückgeführt  (nach  GB  Nr.  32), 
während  doch  aus  BB  Nr.  10  ganz  deutlich  hervorgeht,  daß  Cambon 
bei  dieser  Unterredung  etwas  ganz  anderes  wollte  als  Grey;  Cambon 
dachte  an  eine  Vermittlung  im  Konflikt  Serbien-Österreich-Ungarn, 
Grey  nur  an  eine  solche  im  etwa  daraus  entstehenden  Konflikt  Ruß- 
land-Österreich-Ungarn; auf  die  weitere  Gestaltung  des  Konferenz- 
planes ist  Cambon  dann,  da  es  in  Paris  war,  ganz  ohne  Einfluß  ge- 
wesen; unhaltbar  ist  daraufhin  die  Folgerung,  Cambon  habe  mit 
seinem  Plan,  der  allerdings  von  vornherein  für  die  Zentralmächte 
unannehmbar  war,  die  Stimmung  des  Londoner  Kabinetts  gegen  die 
Zentralmächte  verschlechtern  wollen.  Die  Frage,  ob  die  Ablehnung 
des  Greyschen  Vorschlages  diese  Stimmung  verschlechtert  hat,  wird 
davon  natürlich  nicht  berührt. 
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Grey  am  26.  Juli  abends  mit  seinem  Vermittlungsplan  her- 
vor. Die  Botschafter  Deutschlands,  Frankreichs  und  Italiens 
sollten  mit  Grey  in  London  zu  einer  Konferenz  zusammen- 
treten zu  dem  Zweck,  einen  Ausweg  zur  Verhütung  der 
Verwicklungen  zu  finden.  Für  den  Fall  der  Zustimmung 
sollten  die  Regierungen  in  Belgrad,  Wien,  Petersburg  ge- 
meinsam ersucht  werden,  alle  aktiven  militärischen  Ope- 
rationen einzustellen,  solange  die  Ergebnisse  der  Konferenz 
in  der  Schwebe  seien. ^)  Schon  aus  der  Koordination 
Serbiens  mit  Österreich-Ungarn  und  Rußland  geht  her- 
vor, daß  Grey  daran  dachte,  die  Konferenz  solle  zwar  nur 
zusammentreten,  weil  nunmehr  die  Spannung  zwischen 
Wien  und  Petersburg  drohend  geworden  (was  Grey  schon 
vorher  als  Ausgangspunkt  für  eine  Vermittlung  erwähnt 
hatte),  sie  solle  aber  in  dem  Versuche  einer  Vermittlung 
zwischen  Petersburg  und  Wien  sich  mit  den  Forderungen 
der  Note  vom  23.  Juli  beschäftigen.  Das  geht  deutlicher 
als  aus  dem  Telegramm,  das  den  Vorschlag  enthält,  hervor 
aus  der  Rede,  in  der  Grey  am  27.  Juli  dem  Parlament  von 
seinem  Vorschlag  Kenntnis  gab;  er  spricht  da  davon,  daß 
in  Anbetracht  des  Textes  der  serbischen  Antwort  sein  Vor- 
schlag als  Grundlage  dienen  sollte,  eine  Beilegung  des  Kon- 
fliktes zu  finden. 2) 

Grey  hatte  schon  vorher  eine  ihm  telegraphisch  durch 
den  Gesandten  in  Belgrad  zugekommene  Inhaltsangabe  der 
serbischen  Antwort  dazu  benutzt,  den  Auszug  nach  Berlin 
zu  übermitteln  und  die  Bitte  auszusprechen,  Deutschland 
möge  Schritte  tun,  um  das  Wiener  Kabinett  dahin  zu  be- 
einflussen, daß  es  diese  serbische  Antwort,  falls  sie  mit  seinem 
Auszuge  übereinstimme,  für  genügend  erachte.  Deutschland 
hatte  diese  Wünsche  weitergegeben.  Hält  man  all  dies  zu- 
sammen, so  wird  deutlich,  daß  Greys  Vermittlungsaktion 
von  vornherein  einen  unparteiischen  und  einen  parteiischen 
Zug  hatte.  Sie  war  schon  in  ihrer  ersten  unverbindlichen 
Form  unparteiisch,  insofern  Grey  es  ablehnte,  sich  in  einen 
Konflikt  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Serbien  allein  ein- 

1)  BB  Nr.  36. 

2)  Nach  dem  Auszuge  in  der  Kreuzzeitung  und  anderen  deut- 
schen Blättern. 
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zumischen.  Auch  später  noch  hat  Grey  erklärt,  wenn  Öster- 
reich-Ungarn erreiche,  daß  es  in  Serbien  einrücken  könne 
und  Rußland  dazu  stillschweige,  sei  es  ihm  recht;  sie  war 
aber  parteiisch  insofern,  als  sofort  in  dem  Augenblicke,  wo 
Rußland  sein  Interesse  an  Serbien  aussprach,  Grey  nun- 
mehr zwar  in  dem  russisch-österreich-ungarischen  Konflikt 
vermitteln  wollte,  aber  auf  Grundlage  der  serbisch-Öster- 
reich-ungarischen Auseinandersetzungen.  In  dem  Augen- 
blick, wo  diese  seine  Tendenz  einwandfrei  hervortrat,  war 
der  Greysche  Vorschlag  für  Österreich-Ungarn  und  damit 
auch  für  Deutschland  unannehmbar.  Deutschland  lehnte 
ihn  ab  mit  der  Begründung,  daß  es  für  Deutschland  un- 
möglich sei,  seinen  Bundesgenossen  in  seiner  Auseinander- 
setzung mit  Serbien  vor  ein  europäisches  Gericht  zu  ziehen.^) 
In  Wien  erklärte  Graf  Berchtold  am  28.  Juli,  daß  er  das 
Konferenzprojekt  ablehnen  müsse. 2) 

Von  den  beiden  übrigen  Beteiligten  stimmte  Frankreich 
dem  Greyschen  Vorschlag  sofort  zu.  Er  entsprach  ja  jetzt, 
wo  er  doch  eine  Vermittlung  in  dem  Konflikt  zwischen  Ser- 
bien und  der  Doppelmonarchie  zum  Gegenstand  nahm, 
durchaus  den  Anschauungen,  die  der  französische  Bot- 
schafter in  London,  Paul  Cambon,  schon  am  24.  Juli  Grey 
gegenüber  vertreten  hatte,  als  dieser  zum  ersten  Male  seinen 
Plan  im  allgemeinen  erwähnte.  Als  Greys  endgültiger  Vor- 
schlag in  Paris  einging,  war  Paul  Cambon  dort  anwesend; 
er  wird  auf  Annahme  besonders  gedrungen  haben.  Schon 
am  27.  Juli  abends  gab  die  französische  Regierung  ihre  Zu- 
stimmung bekannt^);  sie  fertigte  sofort  die  nötigen  Voll- 
machten für  ihren  Botschafter  aus.*)  Zu  der  Stellung,  die 
die  französische  Regierung  in  der  ganzen  Angelegenheit  ein- 
nahm, paßte  Greys  Vorschlag  ja  auch  sehr  gut.   Er  erkannte 


1)  WB  Anlage  12  und  Text  S.  6;  RB  Nr.  35;  zu  Greys  Auffas- 
sung und  Absicht  vgl.   RB  Nr.  38  Bericht  Mensdorffs  vom  27.  Juli 
aus  London;  Grey  hatte  geglaubt,  die  serbische  Antwort  würde  eine 
Basis  liefern,  auf  welcher  die  vier  anderen  Regierungen  ein  befriedi- 
gendes Arrangement  ausarbeiten  könnten. 

2)  RB  Nr.  41,  BB  Nr.  62. 

3)  BB  Nr.  51  Anlage  1. 
*)  BB  Nr.  51  Anlage  2. 
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Rußland  als  in  der  Auseinandersetzung  über  Serbien  inter- 
essierte Macht  an  und  rechtfertigte  damit  die  Unterstützung, 
die  der  französische  Botschafter  in  Petersburg  djer  dortigen 
Regierung  schon  am  24.  Juli  versprochen  hatte. 

Die  italienische  Regierung  dagegen  erkannte  sofort,  als 
sie  von  Greys  offiziellem  Vorschlag  Kenntnis  erhielt,  daß  er 
für  Deutschland  ganz  unannehmbar  sei.  Der  englische  Bot- 
schafter berichtet  darüber  am  27.  Juli.  Der  Minister  des 
Auswärtigen  bezweifle  sehr,  daß  Deutschland  gewillt  sei, 
Österreich  zur  Einstellung  der  militärischen  Operationen  für 
die  Dauer  der  Konferenz  aufzufordern.  Der  Minister  sieht,  so- 
weit die  Sache  ihm  jetzt  bekannt  ist,  keine  Möglichkeit,  daß 
Österreich  auf  irgendeinen  Punkt  der  an  Serbien  gerichteten 
Note  verzichten  könne.  Dagegen  sieht  er  einen  anderen  Aus- 
weg. Er  hofft,  daß  durch  sofortigen  Zusammentritt  der 
Konferenz  die  militärischen  Operationen  praktisch  aufge- 
schoben werden  könnten.  Das  wäre  möglich  gewesen,  wenn 
Serbien  jeglichen  Angriff  auf  Österreich-ungarische  Truppen, 
Grenzbesatzungen  und  Gebietsteile  unterlassen  hätte.  So 
gut  Österreich-Ungarn  nach  dem  Abbruch  der  diplomati- 
schen Beziehungen  noch  drei  Tage  wartete,  bis  es  den  Krieg 
erklärte,  konnte  es  auch  schließlich  sechs  Tage  warten.  Es 
mußte  nur  die  Garantie  haben,  daß  die  Konferenz  nicht  zu 
einer  Entscheidung  kam,  die  die  Doppelmonarchie  nicht  an- 
nehmen konnte.  Der  italienische  Minister  weist  den  Weg, 
auf  dem  dieses  Ziel  zu  erreichen  wäre:  er  glaubt,  daß  Öster- 
reich-Ungarn seine  Aktion  aufschieben  könnte,  falls  es  Grund 
hätte  zu  glauben,  daß  der  Rat  der  Mächte  (durch  die  Kon- 
ferenz) dahin  ginge,  Serbien  solle  jetzt  noch  die  Note  an- 
nehmen.i)  Ein  verblüffend  einfacher  Ausweg,  der  doch  nicht, 
wie  es  auf  den  ersten  Blick  scheinen  möchte,  ganz  den 
Standpunkt  der  Doppelmonarchie  einnimmt  und  den  Ruß- 
lands außer  acht  läßt.  Di  San  Giuliano  sagte  selbst,  dieser 
Weg  wird  Serbien  erlauben,  zu  sagen,  es  habe  Europa  nach- 
gegeben und  nicht  Österreich-Ungarn  allein.  Damit  wären  j 
in  Serbien  schwere  innerpolitische  Folgen  der  Nachgiebigkeit 
vermieden  worden;  es  wäre  aber  auch  das  Prestige  Ruß- 

1)  BB  Nr.  57. 

4* 
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lands  nicht  geschädigt  worden,  wenn  es  Serbien  diesen  Weg 
hätte  gehen  lassen.  Die  ganze  Frage  wäre  dem  russisch- 
österreich-ungarischen  akuten  Gegensatz  entzogen  gewesen. 
Nimmt  man  hinzu,  daß  Österreich-Ungarn  in  derselben 
Zeit  in  Petersburg  die  Tragweite  der  anstößigsten  Forde- 
rung seiner  Note  als  relativ  harmlos  erklärte,  so  war 
hier  ein  Weg  gegeben.  Es  ist  für  die  Beurteilung  der  Ge- 
samtentwicklung der  diplomatischen  Verhandlungen  sehr 
wichtig  zu  wissen,  daß  diese  Auffassung  der  italienischen 
Regierung  in  London  in  demselben  Augenblick  etwa  bekannt 
wurde,  wie  die  deutsche  und  die  Österreich-ungarische 
Ablehnung.  Da  überdies  die  Botschafter  der  Entente  in 
Berlin  die  deutsche  Ablehnung  durchaus  in  dem  Sinne  auf- 
faßten, die  Ablehnung  richte  sich  gegen  die  Form  dieses 
Vorschlages,  aber  durchaus  nicht  gegen  eine  Vermittlung 
überhaupt,  so  hätte  sehr  wohl  die  Möglichkeit  bestanden, 
daß  die  englische  Regierung  ihren  Vorschlag  auf  Grund  der 
italienischen  Anregung  modifizierte.  Darauf  konnten  alle 
Mächte  eingehen,  und  die  Spannung  war  gelöst.  Warum  die 
englische  Regierung  das  nicht  getan  hat  und  wie  diese  Unter- 
lassung zu  werten  ist,  darauf  wird  später  einzugehen  sein. 
Zunächst  müssen  wir  die  Grundlagen  für  die  Beurteilung  er- 
weitern, indem  wir  uns  dem  Vermittlungsversuche  zuwenden, 
der  fast  gleichzeitig  mit  dem  Konferenzplan  Greys  entstan- 
den, neben  diesem  herläuft  und  sich  nach  doch  kürzerer 
Zeit  als  unmöglich  herausstellt.  Deutschland  unternimmt 
ihn  und  hat  zum  Ziele,  die  Gegensätze  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Rußland  auszugleichen. 

Die  deutsche  Regierung  ging  dabei  davon  aus,  daß 
Österreich-Ungarn  schon  gleich  zu  Beginn  der  ganzen  Aus- 
einandersetzungen erklärt  hatte  und  nunmehr  nach  Abbruch 
der  diplomatischen  Beziehungen  zu  Serbien  wiederholte,  es 
werde  die  Souveränität  und  Integrität  Serbiens  auch  nach 
einer  kriegerischen  Auseinandersetzung  nicht  antasten. 

Nachdem  dies  geschehen  war,  lag  die  Entscheidung,  ob 
es  zu  einem  europäischen  Kriege  kommen  sollte,  allein  bei 
Rußland;  begnügte  sich  dieses  mit  der  Erklärung,  indem 
es  von  ihr  ausgehend  etwa  noch  eine  engere  Umschreibung 
verlangte,  so  war  eine  Verhandlungsbasis  für  einen  Aus- 
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gleich  gegeben  und  eine  Einigung  sehr  wohl  möglich.  Um 
eine  solche  Stellungnahme  Rußlands  zu  erreichen,  war  es 
zunächst  nötig,  dahin  zu  wirken,  daß  Rußland  nicht  Schritte 
tat,  die  weitere  Verhandlungen  überhaupt  unmöglich  mach- 
ten, d.  h.  es  durften  von  Rußland  keine  militärischen  Vor- 
bereitungen getroffen  werden.  Nun  waren  gerade  am  26.  Juli, 
dem  Tage  der  neuerlichen  Erklärung  in  St.  Petersburg,  von 
dort  die  ersten  Meldungen  über  militärische  Vorbereitungen 
in  Berlin  eingelaufen.  Daraufhin  hat  die  deutsche  Regierung 
noch  am  26.  abends  die  Botschafter  in  Petersburg,  London 
und  Paris  angewiesen,  auf  die  Gefahr  einer  russischen  Mo- 
bilmachung energisch  hinzuweisen.^)  Wenn  sich  die  Nach- 
richt von  einer  auch  gegen  Deutschland  gerichteten  Mobil- 
machung bewahrheite,  werde  Deutschland  zu  Gegenmaß- 
regeln gezwungen  sein.^) 

Sassonow  versicherte  auf  die  diesbezügliche  Mitteilung, 
daß  die  Gerüchte  nicht  zuträfen,  daß  kein  Reservist  ein- 
berufen sei  und  es  sich  nur  um  Vorbereitungen  handle. 
Spät  abends  bat  dann  noch  der  russische  Kriegsminister 
auf  Sassonows  Aufforderung  den  deutschen  Militärattache 
zu  sich  und  erklärte  dasselbe  wie  Sassonow.  Nur  mit  dem 
wichtigen  Zusatz:  wenn  Österreich-Ungarn  die  serbische 
Grenze  überschreite,  werde  in  den  der  Doppelmonarchie 
benachbarten  Militärbezirken  mobilisiert  werden,  keinesfalls 
an  der  deutschen  Front.  Man  wünsche  dringend  Frieden 
mit  Deutschland.  Der  deutsche  Militärattache  gab  daraufhin 
zu  bedenken,  daß  auch  eine  Mobilmachung  gegen  Österreich- 
Ungarn  allein  sehr  bedrohlich  sei.^) 

Die  deutschen  Schritte  waren  wohl  begründet.  Wenn 
es  zu  einem  Kriege  kam,  so  hatte  Deutschland  in  seiner 
schnellen  Mobilmachung  einen  Vorteil  gegen  die  russischen 
Massen.  Das  mußte  unsere  Diplomatie  in  allen  Auseinan- 
dersetzungen mit  Rußland  unbedingt  beachten.  Sie  wurden 
gerechtfertigt  dadurch,  daß  die  Nachrichten,  auf  denen  sie 
fußten,  durch  spätere  Mitteilungen  als  durchaus  richtig  er- 

1)  WB  s.  5. 

2)  WB  Anlage  10. 

»)  WB  Anlage  11,  RB  Nr.  28  (über  Datum  von  RB  Nr.  28  vgl. 
S.  46  Anm.  1). 
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wiesen  worden  sind.  Wir  wissen  aus  einem  politischen  Ge- 
heimbericht, der  unserer  Diplomatie  in  die  Hände  gespielt 
wurde,  daß,  was  ja  ohnedies  anzunehmen  war,  schon  in 
dem  Ministerrat  vom  24.  Juli  über  etwaige  militärische 
Maßnahmen  verhandelt  worden  ist.  ,, Damals  hat  der 
Kriegsminister  sehr  energisch  gesprochen  und  bestätigt,  daß 
Rußland  zum  Kriege  bereit  sei,  und  die  übrigen  Minister 
haben  sich  voll  angeschlossen;  es  wurde  in  dementsprechenden 
Geiste  ein  Bericht  an  den  Zaren  fertiggestellt,  und  dieser 
Bericht  wurde  an  demselben  Abend  bestätigt."  i)  Wir  wissen 
ferner  aus  einem  Bericht  des  französischen  Botschafters, 
daß  der  am  25.  Juli  unter  dem  Vorsitze  des  Zaren  tagende 
Ministerrat  beschloß,  die  Mobilmachung  gegen  Österreich- 
Ungarn  ins  Auge  zu  fassen.  Dem  Minister  der  auswärtigen 
Angelegenheiten  wurde  es  überlassen,  das  Datum  der  Aus- 
führung zu  bestimmen. 2)  Selbstverständlich,  daß  von  die- 
sem Tage  an  Vorbereitungen  getroffen  worden  sind;  einzelne 
derselben  kamen  zur  Kenntnis  des  Militärattaches  und  des 
Generals  von  Chelius.^) 

Diese  russischen  militärischen  Vorbereitungen  fanden 
statt  und  wurden  fortgesetzt,  trotzdem  Österreich-Ungarn 
durch  die  offizielle  Erklärung  des  territorialen  Desinteresse- 
ments  die  ersten  Schritte  zu  einem  friedlichen  Ausgleich 
getan  hatte;  gerade  daß  trotzdem  die  russischen  militäri- 
schen Vorbereitungen  fortgesetzt  wurden,  zeigte,  wo  dem 
Weltfrieden  die  größte  Gefahr  drohte  und  wo  der  Hebel 
anzusetzen  war.  Aus  dieser  Auffassung  ist  der  deutsche 
Versuch  entsprungen,  durch  ein  gemeinsames  Vorgehen 
Frankreichs  und  Deutschlands  in  Petersburg  in  letzter  Stunde 
noch  eine  günstigere  Wendung  zu  erreichen. 

Am  26.  Juli  erging  die  bezügliche  Instruktion  an  den 
deutschen  Botschafter  in  Paris;  am  selben  Tage  um  5  Uhr 
nachmittags  hatte  er  eine  Unterredung  mit  Bienvenu-Martin, 
in  der  er  seiner  Instruktion  gemäß  die  Hoffnung  aussprach, 
daß  Frankreich  in  Petersburg  seinen  Einfluß  in  beschwich- 


1)  Helmolt  S.  144. 

2)  GB  Nr.  50. 

3)  WB  Anlage  6  u.  7. 
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tigendem  Sinne  geltend  machen  werde. i)  Schön  wies  da- 
bei darauf  hin,  daß  Deutschland  den  aufrichtigen  Wunsch 
habe,  den  Frieden  zu  erhalten,  und  erläuterte  an  Bei- 
spielen, was  es  in  dieser  Richtung  getan;  er  unterstrich 
energisch  das  in  dieser  Beziehung  gemeinsame  Interesse 
Frankreichs  und  Deutschlands,  dem  nur  durch  Schritte 
Frankreichs  in  Petersburg  gedient  werden  könne.  Der 
französische  Minister  wies  demgegenüber  darauf  hin,  daß 
Frankreich  wie  Rußland  in  demselben  Streben  einig  gehe, 
in  Petersburg  sei  man  sehr  gemäßigt;  ein  französischer 
Schritt  dort  werde  falsch  ausgelegt  werden  und  habe  einen 
entsprechenden  deutschen  Schritt  in  Wien  zur  Vorausset- 
zung; dies  werde  Deutschland  um  so  leichter  möglich  sein, 
da  die  serbische  Note  so  weit  entgegenkomme.  Also  wieder 
der  Versuch,  Deutschland  dazu  zu  bringen,  seinen  und 
Österreich-Ungarns  Standpunkt  der  Nichteinmischung  in  die 
Österreich -ungarisch -serbischen  Gegensätze  zu  verlassen; 
jetzt  mit  dem  besonderen  Hinweis  durch  Deutschland  müßte 
dahin  gewirkt  werden,  daß  militärische  Operationen,  die  auf 
eine  Besetzung  Serbiens  abzielten,  unterblieben.  Zur  Be- 
gründung wird  ausgeführt,  an  dem  Tage,  wo  die  Truppen 
die  serbische  Grenze  überschritten,  befinde  man  sich  einer 
Tatsache  gegenüber,  die  ohne  Zweifel  das  Petersburger  Kabi- 
nett zwinge,  zu  intervenieren.  Schön  machte  auf  den  deut- 
schen Standpunkt  der  Nichteinmischung  aufmerksam;  der 
französische  Minister  wies  zur  Antwort  auf  das  Konferenz- 
projekt hin,  das  Schön  als  ganz  untauglich  bekämpfte.  Er 
erklärte  sich  indessen  bereit,  um  das  französische  Mißtrauen 
zu  beseitigen,  bei  seiner  Regierung  gemeinschaftliche  freund- 
schaftliche Vorstellungen  Deutschlands  und  Frankreichs  in 
Wien  sowohl  wie  in  St.  Petersburg  anzuregen,  falls  er  dazu 
in  Paris  Ermutigung  finde.  Er  hat  auf  dieses  weitgehende 
Entgegenkommen  nur  eine  ausweichende  Antwort  erhalten, 
ein  Beweis  dafür,  daß  Frankreich  sich  zu  einer  vertrauens- 
vollen Stellung  zu  Deutschland  und  damit  zu  einem  den  all- 


1)  GB  Nr.  56,  57,  61,  62;  vgl.  dazu  Schön  selbst  in  Münchner 
Neueste  Nachrichten  a.  a.  0.  und  die  einschlägigen  russischen  Depe- 
schen OB  Nr.  28,  29,  34  u.  35. 
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gemeinen   Krieg  verhütenden  Verhalten  nicht  entschHeßen 
wollte/'i) 

So  hat  Schön  selbst  das  Ergebnis  formuliert.  Man  wird 
noch  etwas  weiter  gehen  können.  Der  Schritt  der  deutschen 
Regierung  stellt  einen  Versuch  dar,  die  friedlichen  Tendenzen, 
die  in  der  französischen  Politik  unbedingt  vorhanden  waren, 
so  zu  stärken,  daß  sie  in  dem  akuten  Falle  wirksam  würden. 
Der  Schritt  Schöns  war  natürlich  nur  ein  erster  Versuch, 
eine  tastende  Anfrage,  ob  ein  Zusammenarbeiten  in  dieser 
Richtung  mit  Frankreich  möglich  sein  werde  oder  nicht; 
mehr  sollte  diese  Initiative  zunächst  nicht  bedeuten;  in  wel- 
cher Richtung  weitere  deutsche  Vorschläge  sich  hätten  be- 
wegen können,  deutet  Schön  an.  Der  erste  Versuch  ergab, 
daß  dieser  Weg  völlig  ungangbar  war,  daß  die  französische 
Regierung  auf  ihm  nicht  folgen  wollte.  Sie  vermied  ängst- 
lich jeglichen  Anschein,  daß  sie  mit  Deutschland  irgendeine 
Gemeinschaft  haben  könne.  Sie  tat  das  aus  zwei  Gründen: 
Die  leitenden  Männer  glaubten  nicht  an  die  friedlichen  Ab- 
sichten Deutschlands,  faßten  die  Lage  vielmehr  so  auf,  als 
treibe  es  zum  Kriege  und  als  sei  Österreich-Ungarn  nur  der 
Geschobene,  Vorgeschobene.  Der  politische  Direktor  BeT- 
thelot  hat  das  Schön  gegenüber  privatim  ganz  offen  aus- 
gesprochen. Von  dieser  Voraussetzung  aus  mußte  man  den 
deutschen  Schritt  als  ein  Produkt  höheren  Machiavellismus 
auffassen,  als  einen  Versuch,  durch  Drohungen  Frankreich 
einzuschüchtern,  zu  Deutschland  hinüberzuziehen  und  es  so 
vor  seinem  russischen  Verbündeten  bloßzustellen.  Wenn  diese 
Absicht  sich  nicht  verwirklichen  ließ,  hatte  Deutschland 
immer  noch  den  Vorteil,  daß  es  dann  den  französischen 
Staatsmännern  bei  Ausbruch  eines  Krieges  die  Schuld  zu- 
schieben  konnte. 2)    Dies  der   Gedankengang  der  französi- 

1)  Wörtlich  aus  Münchner  Neueste  Nachrichten  a.  a.  O.  Die 
Tatsache  der  französischen  Ablehnung  bestätigt  OB  Nr.  28:  „Finale- 
meni  le  Ministre  (Bienvenu-Martin)  refusa  d'adherer  ä  la  proposition 
allemande.'' 

2)  Am  klarsten  OB  Nr.  35,  die  Äußerungen  Berthelots  GB  Nr.  57. 
Auch  hier  versucht  die  französische  Regierung  nachträglich  zu  retu- 

I  schieren.     Der   eigentliche    Bericht   Bienvenu-Martins   über   sein    Ge- 
J  sprach  mit  Schön,  GB  Nr.  56,  ist  stark  zusammengestrichen,  die  Ant- 
worten des  Ministers  sind  ganz  unvollständig  wiedergegeben,  während 
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sehen  Staatsmänner,  aus  dem  heraus  sie  es  ablehnten,  irgend- 
welche Schritte  in  Petersburg  zu  tun.  Und  dieser  Stand- 
punkt schien  in  Paris  so  selbstverständlich,  daß  selbst  das 
Gelbbuch  keinen  Versuch  macht,  zu  beweisen,  Frankreich 
habe  Rußland  gegenüber  auch  nur  akademisch  für  den 
Frieden  gewirkt. 

Gleichzeitig  mit  der  Instruktion  an  den  deutschen  Bot- 
schafter in  Paris,  dort  eine  friedliche  Einwirkung  auf  Ruß- 
land anzuregen,  erging  an  den  Botschafter  in  London  eine 
ähnliche  Aufforderung;  sie  unterstrich  die  Gefahr  russischer 
militärischer  Vorbereitungen,  betonte  das  deutsche  Bestreben, 
den  Frieden  zu  erhalten,  und  enthielt  die  Bitte,  in  Peters- 
burg mit  allem  Nachdruck  zu  wirken. i) 

In  der  Besprechung,  die  Fürst  Lichnowsky  daraufhin 
mit  Grey  hatte,  erwiderte  dieser,  die  serbische  Note  komme 
den  österreichischen  Forderungen  weiter  entgegen  als  man 
erwarten  konnte;  das  sei  das  Verdienst  des  mäßigenden  Ein- 
flusses, den  Rußland  in  Belgrad  ausgeübt  habe;  ohne  ihn 
hätte  die  serbische  Antwort  nicht  so  weit  gehen  können. 
Irgendeinen  mäßigenden  Einfluß  in  Petersburg  hielt  Grey 
daraufhin  nicht  für  angebracht,  vielmehr  einen  solchen  in 
Wien;  dort  müsse  auf  einige  Modifikationen  gedrängt 
werden.  2) 

Es  ist  das  erste  Mal,  daß  Grey  sich  ganz  auf  den  Stand- 
punkt stellt,  den  die  russische  Diplomatie  einnimmt.  In  der 
Zeit  bis  zum  27.  war  das  nicht  geschehen,  vielmehr  hatte 
sich  bis  dahin  die  englische  Politik  zu  wiederholten  Malen 


sich  aus  GB  Nr.  62  nachweisen  läßt,  daß  sie  im  Original  von  GB  Nr.  56 
genau  aufgezeichnet  sind.    In  GB  Nr.  62  findet  sich  nämlich  eine  Er- 
wähnung dieser  Antwort,  die  auf  GB  Nr.  56  anspielt  und  vollständiger 
ist,  d.  h.  einige  Punkte  mehr  enthält  als  GB  Nr.  56  selbst  (Einklamme- 
rung  im  drittletzten  Absatz  von   GB  Nr.  62).     Die  ganzen  Berichte  j 
des   GB  zeigen    deutlich,   wie    die    französischen   Staatsmänner   ihre  { 
Auffassung  den  Tatsachen  unterschieben  und  auf  Grund  derselben  die  1 
Tatsachen   schief  sehen;  der  einzige,  dessen   Berichte  sich  ganz  an  \ 
Tatsachen  halten  und  auf  Tatsachen  beschränken,  ist  Jules  Cambon,  ] 
während   z.  B.    Dumaine   (Wien)  in   Vermutungen   und   Konjekturen   ' 
geradezu  schwelgt. 

1)  WB  Anlage  10. 

2)  BB  Nr.  46. 
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Ireie  Hand  vorbehalten  und  deutlich  zu  verstehen  gegeben, 
daß  sie  nicht  in  allem  mit  der  russischen  gehen  könne.  Bis 
zum  27.  Juli  setzt  die  englische  Regierung  die  Politik  fort, 
die  sie  im  großen  und  ganzen  während  der  letzten  Balkan- 
krisis  eingenommen  hatte,  und  die  sie  ganz  offenbar  vor 
hatte,  in  der  neuen  Krisis  wieder  einzunehmen.^)  Wir  er- 
innern uns,  daß  in  den  Besprechungen  der  französischen 
und  russischen  Staatsmänner  verabredet  war,  gemeinsam  in 
Wien  Ratschläge  zu  erteilen;  der  englische  Botschafter  hatte 
auf  die  Mitteilung  von  diesem  Beschluß  nur  in  sehr  allgemei- 
nen Ausdrücken  geantwortet,  und  es  schien  den  Verbündeten 
noch  eine  ziemliche  Arbeit  zu  kosten,  die  befreundete  eng- 
lische Macht  zum  Anschluß  zu  bewegen.  In  der  ersten 
Unterredung,  die  in  Petersburg  über  die  Österreich-unga- 
rische Note  stattfindet,  lehnt  Buchanan  eine  englische  Soli- 
daritätserklärung als  nicht  im  englischen  Interesse  liegend 
ab;  er  warnt  am  25.  Juli,  Rußland  solle  nicht  durch  Mo- 
bilisierung den  Krieg  beschleunigen  und  erhält  am  selben 
Tage  Nachricht,  daß  Grey  sein  Verhalten  vom  24.  Juli  bil- 
ligt. Daraufhin  spricht  sich  Buchanan  noch  am  27.  Juli 
in  ähnlichem  Sinne  aus.  Er  verweist  direkt  auf  seine  Äuße- 
rungen vom  24.  Juli,  hält  sie  aufrecht  und  fügt  hinzu,  Sasso- 
now  sei  im  Irrtum,  wenn  er  glaube,  die  Sache  des  Friedens 
könne  dadurch  gefördert  werden,  daß  England  der  deutschen 
Regierung  sage,  falls  sie  Österreich  mit  den  Waffen  unter- 
stütze, werde  sie  es  ebenso  wie  mit  Rußland  und  Frankreich 
auch  mit  England  zu  tun  haben.  Eine  solche  Drohung 
werde  nur  den  Erfolg  haben,  daß  Deutschland  noch  schroffer 
werde.  Nochmals  warnt  Buchanan  den  russischen  Minister, 
nichts  zu  tun,  was  den  Konflikt  beschleunigen  könne.  Er 
spricht  die  Hoffnung  aus,  daß  Sassonow  den  Mobilmachungs- 
befehl solange  als  möglich  hinausschiebe;   selbst  wenn  er 


1)  Meine  Auffassung  der  englischen  Politik  stimmt  mit  Zechlin 
a.  a.  O.  überein,  ebenso  mit  der  bedeutsamen  Studie  des  Grafen  Julius 
Andrässy:  Wer  hat  den  Krieg  verbrochen?  (Besonders  S.  62f.)  Die 
vielfach,  neuerdings  wissenschaftlich  von  Haller  (Der  Ursprung  des 
Weltkrieges,  S.  77)  vertretene  These,  daß  England  den  Krieg  gewollt 
und  zielbewußt  auf  ihn  hingearbeitet  habe,  halte  ich  für  unrichtig; 
die  Akten  —  auch  die  deutschen  —  sprechen  dagegen. 
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ausgegebeil  sei,  dürften  die  Truppen  die  Grenze  nicht  über- 
schreiten.i) 

Aus  diesen  Aktenstücken  geht  hervor,  daß  der  engUsche 
Botschafter  wie  auch   Grey  durchaus  erkannten,   daß  die  I  /C 
größte  Gefahr  in  dieser  ersten  Etappe  der  Krisis  von  über- 
eilten russischen  Schritten  drohte.  Es  ist  aber  weiter  fest- 
zustellen, daß  England  zunächst  wenigstens  bestrebt  war, 
wirklich   und  ehrlich  zu   vermitteln,  in   voller  Erkenntnis, 
daß  bei  einer  Vermittlung  nicht  einseitig  dem  Standpunkte 
des  einen,  hier  Rußlands,  Rechnung  getragen  werden  darf. 
Bis  dahin  sind  der  russischen  Regierung  keinerlei  Erklärungen 
abgegeben  worden,  die  sie  in  ihrer  Stellung  hätten  ermutigen 
und  zu   Kriegslust  hätten  stärken  können. 2)    Am  27.  Juli 
änderte  die  englische  Regierung  ihre  Stellung  vollständig. 
Nicht  nur  daß  sie  die  Anschauungsweise  der  russischen  nun 
völlig  teilte,  wie  aus  dem   Gespräch  mit  Lichnowsky  her- 
vorgeht; schon  Grey  selbst  ging  in  diesem  Gespräch  noch 
einen   Schritt  weiter:  er  äußerte,   wenn  Österreich-Ungarn 
die   serbische   Antwort    als   wertlos   beiseite    lege   und    in 
Serbien    einmarschiere,   so   bedeute   dies,   daß   es   auf  alle 
Fälle  entschlossen  sei,   Serbien  zu  zermalmen  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Folgen,  die  daraus  erwachsen  könnten.    Er    | 
machte  dann  Andeutungen,  daß  aus  diesem  Vorgehen  Folgen 
entstehen  könnten,  die  andere  Mächte  hineinzögen,  und  der 
so  entstehende  Krieg  würde  der  größte  sein,  den  man  je  | 
gekannt  hätte.   Das  war  der  erste  deutliche  Hinweis  darauf,  | 
daß   England   von   einem   Kriege  nicht  unberührt  bleiben  1 
würde^);   für   Deutschland   war   es   selbstverständlich,    auf  | 
welcher   Seite  England  dann  stehen  werde.    Die  Äußerung  | 
Greys  ist  also,  wenn  noch  nicht  eine  Drohung,  so  doch  eine 
Warnung,  schon  bei  den  diplomatischen  Auseinandersetzun- 
gen die  Folgen  zu  bedenken  und  nicht  die  falsche  Rechnung 


■^ 


1)  Diese  Zusammenstellung  beruht  auf  GB  Nr.  22,  BB  Nr.  6,  17, 
24,  44. 

2)  Vgl.  hierzu  OB  Nr.  17,  Sassonow  an  den  Botschafter  in  London: 
„comptons  que  VAngleterre  ne  tardera  pas  de  se  ranger  nettement  du 
cöte  de  la  Russie",  was  also  bisher  nicht  geschehen  ist  und  worauf 
der  Botschafter  hinarbeiten  soll  (25.  Juli). 

3)  BB  Nr.  46. 
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aufzustellen,  England  werde  neutral  bleiben,  wie  es  das 
früher  in  kontinentalen  Händeln  so  oft  getan  hatte. 

Dabei  ist  es  nicht  von  Belang,  ob  der  Unterstaatssekretär 
Sir  Arthur  Nicolson  denselben  Gedankengang  Lichnowsky 
gegenüber  noch  deutlicher  ausgeführt  hat,  wie  der  franzö- 
sische Geschäftsträger  berichtet^);  es  ist  auch  nicht  von 
Bedeutung,  ob  Grey,  wie  der  französische  Geschäftsträger 
schreibt^),  gesagt  hat,  „andere  Mächte''  würden  an  diesem 
Kriege  teilnehmen,  oder  wie  der  russische  Botschafter  be- 
richtet^),  ,, alle  anderen  Mächte'';  denn  auch  wenn  Grey  ver- 
schleierte und  das  Kind  nicht  beim  Namen  nannte,  so  waren 
die  Schlußfolgerungen,  die  schon  aus  seinen  Andeutungen 
gezogen  werden  mußten,  ganz  klar.  Sie  wurden  verstärkt 
dadurch,  daß  an  demselben  Tage  die  Nachricht  amtlich 
ausgegeben  wurde,  daß  die  Flotte,  die  bei  Ausbruch  der 
Krisis  zu  Manövern  in  Portland  versammelt  war,  nicht  aus- 
einandergehen würde.  Der  erste  Lord  der  Admiralität  hatte 
diese  Verfügung  von  sich  aus  schon  früher  getroffen,  jetzt 
wurde  sie  veröffentlicht.*)  Sie  mußte  durch  ihre  Koinzidenz 
den  Eindruck  der  Greyschen  Äußerung  verstärken  und  jeden 
Zweifel  über  ihre  Bedeutung  lösen,  wenn  anders  ein  solcher 
bei  den  Beteiligten  noch  bestand,  was  nicht  anzunehmen  ist. 

Bedeutung  und  Tragweite  dieser  neuen  Stellungnahme 
Englands  ist  ohne  weiteres  klar.  Schwieriger  ist  es,  die 
Gründe  für  diese  Wandlung  der  englischen  Politik  zu  er- 
kennen. Wenn  wir  die  Frage  so  stellen,  sprechen  wir  damit 
bewußt  die  Ansicht  aus,  daß  bis  zu  diesem  27.  Juli  England 
eine  Vermittlung  wirklich  angestrebt  habe.  Diese  Auffas- 
sung wird  bei  Vielen  in  Deutschland  auf  Widerspruch  stoßen; 
denn  es  hat  sich  allgemach  nicht  nur  im  breiteren  Publikum, 
sondern  auch  bei  solchen,  die  sich  mit  diesen  Fragen  ein- 
gehender beschäftigt  haben,  die  Meinung  gebildet,  England 
habe  von  vornherein  den  Krieg  gewollt  und  habe  vom 
ersten   Augenblick   an   auf   den    Krieg   hingearbeitet.    Die 

1)  GB  Nr.  63. 

*)  GB  Nr.  66;  in  der  offiziellen  englischen  Übersetzung  des  GB 
steht  „alle".    Helfferich  S.  29,  Anm.  4. 
3)  OB  Nr.  42. 
*)  GB  Nr.  66. 
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Akten  sprechen  dagegen,  nicht  nur  das  Blaubuch,  sondern 
auch  deutsches  und  österreichisches  Material;  man  wird  be- 
haupten, das  beweise  noch  nichts;  es  würde  immerhin  für 
diesen  Aufsatz  genug  beweisen,  der  sich  an  das  gegebene 
Material  zu  halten  hatte.  Darüber  hinaus  scheint  mir  der 
schlüssigste  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung 
darin  zu  liegen,  daß  dieselben  englischen  Staatsmänner, 
deren  Politik  es  1914  zum  Kriege  hat  kommen  lassen,  1913 
den  Krieg  durch  eine  langwierige  und  umständliche  Vermitt- 
lungsaktion vermieden  haben.  Und  die  Lage  ist,  nach  den 
militärischen  und  sonstigen  Vorbereitungen  betrachtet,  1914 
für  die  Dreiverbandsmächte  nicht  besser  gewesen  als  1913. 
Es  gibt  auch,  wenn  man  die  Sachlage  rein  vom  Standpunkt 
englischer  Interessen  aus  betrachtet.  Gründe  genug,  die  da- 
für sprachen,  daß  England  neutral  blieb  und,  wenn  nicht  vor, 
so  doch  nach  dem  Kriege  zwischen  den  Mächten  vermittelte, 
wobei  letztere  Vermittlung  sich  leicht  zu  einer  Schieds- 
richterrolle  hätte  erweitern  können. 

Schließlich:  Wenn  wir  die  englische  Aktion,  die  am 
27.  Juli  beginnt,  ganz  sachlich  werten,  so  müssen  wir  sagen: 
sie  bedeutete  eine  Wendung  gegen  Deutschland,  aber  nicht 
eine  solche,  die  notwendig  zum  Kriege  hätte  führen  müssen, 
vor  allem  keine,  die  zum  Kriege  hat  führen  sollen. 

Vielmehr  hat  Grey  offenbar  gehofft,  durch  diese  Pression 
zu  erreichen,  daß  die  beiden  Zentralmächte  am  Ende  doch 
seinem  Vorschlag  einer  Mediation  der  vier  Mächte  in  dem 
serbisch-Österreich-ungarischen  Streite  zustimmten.  Schon 
in  seiner  Rede  vom  27.  Juli  hat  er  gesagt,  wenn  die  serbische 
Antwort  den  Zeitungsnachrichten  entspreche,  so  könne 
Österreich-Ungarn  sehr  wohl  zugestehen,  daß  sie  zur  Basis 
der  Verhandlungen  gemacht  werde.  Derselbe  Gedanken- 
gang findet  sich  verstärkt  und  zugespitzt  in  der  Unterredung 
mit  Lichnowsky  mit  dem  Zusatz,  die  deutsche  Regierung  solle 
in  Wien  darauf  drängen,  daß  die  dortige  Regierung  sich 
bereit  erkläre.  Grey  konnte  von  seinem  Gesichtspunkte  aus 
eine  Nachgiebigkeit  der  Wiener  Regierung  um  so  mehr  er- 
warten, als  er  die  serbische  Antwort  auf  die  Befolgung  guter 
Ratschläge  aus  Petersburg  zurückführte.^)    So  lohnten  sich 

1)  OB  Nr.  42. 
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die  Ratschläge,  die  Rußland  den  Serben  gegeben  hatte.  Aus 
dieser  irrigen  Überzeugung  heraus  gewann  jetzt  für  ihn  ein 
Gedankengang  auf  einmal  Bedeutung  und  innere  Wahrschein- 
lichkeit, der  von  der  russischen  Diplomatie  die  ganze  Zeit 
hindurch  in  den  englischen  Staatsmännern  genährt  worden 
war,  nämlich,  daß  ein  Nachgeben  der  Zentralmächte  sehr 
einfach  zu  erreichen  sei,  wenn  sie  nur  wüßten,  daß  England 
sich  im  Falle  des  Krieges  auf  die  Gegenseite  schlage;  dann 
würden  sie  schon  nachgeben;  ihre  Verstocktheit  komme  nur 
daher,  daß  sie  glaubten,  England  werde  neutral  bleiben. 
Wir  haben  einen  für  unsere  Auffassung  unverfänglichen  Zeugen 
in  dem  französischen  Geschäftsträger  in  London.  Er  berichtet 
am  27.  Juli,  daß  die  Erklärungen  Deutschlands  gegenüber 
gemacht  seien  „pour  peser  sur  VAllemagne  et  pour  eviter  an 
conflW;  dazu  sei  nötig  gewesen,  „qiie  celle-ci  (Deutschland) 
soit  ammenee  ä  tenir  pour  certain  qu'elle  trouverait  VAngleterre 
et  la  Russie  au  cötees  de  la  France''.^)  Er  berichtet  am  selben 
Tage  weiter,  daß  der  Wechsel  verdankt  werde  der  konzili- 
anten Haltung  Serbiens  und  Rußlands.^)  Wir  können  nach 
dieser  Auffassung  Grey  zunächst  Glauben  schenken,  wenn 
er  dem  russischen  Botschafter,  indem  er  ihm  die  Zusammen- 
haltung der  Flotte  mitteilt,  erklärt,  daß  die  Erwähnung 
dieser  Tatsache  nicht  als  etwas  anderes  aufgefaßt  werden 
dürfe,  als  daß  ein  diplomatisches  Vorgehen  versprochen  sei.^) 
Die  Wendung  war  zunächst  nur  gedacht  als  taktisches 
Mittel  gegenüber  den  Zentralmächten.  Es  zeigte  sich  aber 
sogleich,  daß  es  als  solches  unwirksam  war;  die  beiden 
Mächte  hatten  ihren  Standpunkt  der  Nichtintervention  so 
energisch  betont,  daß  sie  ihn  jetzt  auf  keine  Weise  auf- 
geben konnten,  ohne  eine  diplomatische  Niederlage  ein- 
gestehen und  die  ganzen  Folgen  einer  solchen  tragen  zu 
müssen.  Nutzte  die  Wendung  so  auf  der  einen  Seite  nichts, 
so  schadete  sie  auf  der  anderen  um  so  mehr.  Nachdem 
England  einmal  den  Standpunkt  eingenommen  hatte,  Öster- 
reich-Ungarn solle  die  serbische  Antwort  als  Verhandlungs- 

^)  GB  Nr.  63.    Die  sozusagen  egozentrische  Nuance  braucht  uns 
nicht  zu  stören. 

2)  GB  Nr.  66. 

3)  BB  Nr.  47. 
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basis  annehmen,  konnte  es  von  dieser  Annäherung  an  die 
russischen  Wünsche  nicht  mehr  weg,  war  es  selbst  als  Ver- 
niittlungsmacht  an  diese  Grundlage  gebunden,  wenigstens 
insofern,  als  es  nunmehr  keinen  neuen  Vorschlag  machen 
konnte,  der  den  Wünschen  der  Zentralmächte  mehr  ent- 
gegenkam, wenn  es  sich  nicht  vorher  des  russischen  Einver- 
ständnisses versichert  hatte.  England  war  jetzt  an  Rußland 
gebunden.^) 

Das  zeigte  sich  deutlich  in  der  ersten  Unterredung,  die 
der  englische  Botschafter  mit  Sassonow  hatte,  nachdem  die- 
sem die  Äußerungen  Greys  zu  Lichnowsky  bekannt  geworden 
waren.  Buchanan  meinte,  es  sei  wichtig,  die  wahren  Absichten 
der  russischen  Regierung  zu  kennen  im  Hinblick  auf  die  un- 
günstigen Nachrichten  aus  Wien,  d.  h.  darauf,  daß  man  dort 
die  serbische  Antwort  als  ungenügend  bezeichnete;  er  fragte 
direkt,  ob  Sassonow  die  Versicherungen,  die  der  österreich- 
ungarische Botschafter  bezüglich  der  serbischen  Integrität 
und  Unabhängigkeit  (im  Hinblick  auf  den  in  Aussicht  stehen- 
den Kriegszustand)  zu  geben  beauftragt  sei,  genügen  würden. 
Darauf  antwortete  Sassonow  in  dürren  Worten,  wenn  Ser- 
bien angegriffen  werde,  werde  Rußland  mit  keinerlei  Ver- 
sicherung bezüglich  dieser  beiden  Punkte  zufrieden  sein; 
vielmehr  werde  der  Befehl  zur  Mobilmachung  gegen  Öster- 
reich an  dem  Tage  ausgegeben  werden,  an  dem  dieses  die 
Grenze  überschreite.  Nunmehr  war  die  Sachlage  die:  Öster- 
reich-Ungarn konnte  nicht  mehr  zurück,  ohne  seine  Groß- 
machtstellung aufs  ernstlichste  zu  gefährden;  es  war  ein 
Krieg  gegen  Serbien  nur  noch  abzuwenden,  wenn  dieses 
nachträglich  noch  die  Note  annahm.  Dazu  hätte  es  von 
den  Mächten  veranlaßt  werden  können.  Aber  die  drei  Mächte 
der  Tripelentente  fanden  die  serbische  Antwort  genügend; 
nachdem  auch  England  zu  dieser  Überzeugung  gekommen 
war,  konnte  es  einen  Rat  auf  Annahme  um  so  weniger  mehr 
geben,  als  es  seinen  Freunden  seine  Auffassung  schon  mit- 

^)  In  Rußland  hat  man  die  Bindung  erkannt  und  vielleicht  nach 
Berichten  Iswolskys  oder  Benckendorffs  ihre  formale  Seite  überschätzt 
—  wenigstens  wenn  der  von  der  deutschen  Regierung  veröffentlichte 
Bericht  des  belgischen  Geschäftsträgers  in  St.  Petersburg  die  dortige 
Lage  richtig  schildert  (Helmolt  S.  218). 
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geteilt  hatte.  Wenn  aber  nun  Österreich-Ungarn  den  ihm 
unvermeidHchen  Krieg  begann,  so  war  Rußland  fest  ent- 
schlossen zu  mobilisieren,  einerlei,  welche  Erklärungen  Öster- 
reich-Ungarn abgab;  eine  Mobilmachung  mußte  aber  den 
Krieg  so  gut  wie  sicher  nach  sich  ziehen.  Buchanan  hat 
darum  die  Lage  richtig  gekennzeichnet,  wenn  er  kurz  nach 
dieser  Unterredung  mit  Sassonow  dem  deutschen  Bot- 
schafter sagte,  da  es  Rußland  bitter  ernst  meine,  könne  ein 
allgemeiner  Krieg  nicht  abgewandt  werden,  wenn  Serbien 
von  Österreich-Ungarn  angegriffen  werde.^) 

Geschaffen  wurde  diese  verfahrene  Situation  durch  die 
englische  Politik  vom  27.  Juli.  Sie  ist  im  wesentlichen  da- 
ran schuld,  daß  auch  der  italienische  Vorschlag  vom  selben 
Tage  nicht  zu  einer  Entwirrung  führte;  wohl  gab  die  eng- 
lische Regierung  diesen  Vorschlag  als  er  eingelaufen  war, 
sofort  nach  Petersburg  weiter;  hier  aber  erklärte  Sassonow 
sich  zwar  mit  allem  einverstanden,  was  die  vier  Mächte, 
ausmachen  würden,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  es 
für  Serbien  annehmbar  sein  müsse,  und  daß  irgendeine  nach- 
trägliche Feststellung  oder  Erklärung  gemacht  werden  müsse, 
um  den  scharfen  Ton  des  Ultimatums  abzudämpfen. 2)  Das 
kam  natürlich  einer  Ablehnung  gleich,  um  so  mehr,  als  vor- 
her schon  die  teilweise  Mobilmachung  erklärt  worden  war. 
Beschlossen  wurde  sie  schon  am  28.  Juli,  unmittelbar  nach- 
dem Österreich-Ungarn  an  Serbien  den  Krieg  erklärt  hatte. 
Am  29.  früh  wurde  sie  offiziell  bekanntgegeben.^) 

1)  Wie  die  Unterredung  mit  Sassonow  aus  BB  Nr.  72. 

2)  BB  Nr.  78. 

^)  Zur  Datierung  ist  zu  bemerken,  daß  am  29.  Juli  das  Reutersche 
Bureau  ein  Telegramm  in  London  ausgab,  daß  ,, gestern  abend  (also 
am  28.)  im  Süden  und  Südwesten  Rußlands  eine  teilweise  Mobil- 
machung angeordnet  worden  ist".  Das  Telegramm  ist  von  den  deut- 
schen Zeitungen  übernommen  worden,  z.  B.  Kreuzzeitung  vom  30.  Juli 
morgens  Nr.  352,  Berliner  Tageblatt  Nr.  381  vom  gleichen  Datum. 
Damit  stimmt  überein,  daß  Grey  am  29.  dem  deutschen  Botschafter 
mitteilt,  den  Zeitungskorrespondenten  in  St.  Petersburg  sei  gesagt 
worden,  die  russische  Regierung  würde  mobilisieren  (BB  Nr.  84).  Es 
ist  der  analoge  Vorgang  wie  bei  dem  Communique,  das  auch  offenbar 
am  24.  abends  schon  den  Zeitungskorrespondenten  mitgeteilt  wurde 
und  darum  in  den  europäischen  Hauptstädten  zur  selben  Zeit  bekannt 
wurde  wie  in  St.  Petersburg  selbst.  Die  Sicherheit  ergibt  sich  hier 
ganz  einfach  aus  einem  Telegramm  Sassonows  an  Swerbejef,  das  in 
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Am  Morgen  des  29.  Juli  gibt  Sassonow  dem  deutschen 
Botschafter  die  Teihiiobihnachung  bekannt,  am  selben  Tage 
erfolgte  die  gleiche  Mitteilung  in  Berlin,  so  zeitig,  daß  noch 
am  Abend  des  29.  der  deutsche  Botschafter  in  Petersburg 
im  Auftrag  seiner  Regierung  erklären  konnte,  Deutschland 
sei  entschlossen  zu  mobilisieren,  wenn  Rußland  seine  mili- 
tärischen Vorbereitungen  nicht  einstelle^);  nach  der  deut- 
schen Warnung  vom  26.  Juli  war  dieser  Schritt  zu  erwarten. 
Die  russische  Regierung  gab  diese  Zusage  nicht,  sie  zog  aus 
dem  Schritt  des  deutschen  Botschafters  vielmehr  die  Folge- 
rung, „daß  sie  ihre  eigenen  Rüstungen  beschleunigen  müsse 
und  damit  rechnen  müsse,  daß  der  Krieg  wahrscheinlich 
unvermeidbar  sei**.^)  Diese  Entscheidung  wurde  sofort  dem 
Botschafter  in  Paris  mitgeteilt,  der  noch  in  der  Nacht  vom 
29.  auf  den  30.  Juli  den  inzwischen  nach  Paris  zurück- 
gekehrten französischen  Ministerpräsidenten  Viviani  auf- 
suchte und  der  Mitteilung  von  der  deutschen  Erklärung  in 
Petersburg  auftraggemäß  hinzusetzte,  ,, Sassonow  rechne  auf 
die  Bündnishilfe  Frankreichs  und  sehe  es  als  wünschenswert 
an,  daß  England  sich  unverzüglich  Rußland  und  Frank- 
reich anschließe**. 2)  Viviani  erklärte  darauf:  ,, Frankreich 
ist  entschlossen,  alle  Verpflichtungen  des  Bündnisses  zu 
erfüllen.'**)  Für  Frankreich  war  die  Sachlage  sehr  einfach; 
hier  griffen  die  Abmachungen  des  Bündnisses  Platz. 

BB  Nr.  70  mitgeteilt  ist.    Sassonow  teilt  mit,  daß  die  Mobilmachung 
morgen  verkündet  wird,  das  Telegramm  selbst  ist  vom  28.  Juli, 

Daß  die  Mobilmachung  gegen  Österreich-Ungarn  nur  die  Ant- 
wort auf  dessen  Kriegserklärung  an  Serbien  ist,  nicht  auf  die  Ableh- 
nung direkter  Besprechungen,  die  seitens  des  Grafen  Berchtold  am 
28.  abends  erfolgte,  geht  aus  OB  Nr.  49  und  OB  Nr.  50  mit  aller 
Deutlichkeit  hervor.  OB  Nr.  49  erwähnt  ein  Gespräch  Sassonows 
mit  dem  deutschen  Botschafter,  das  am  29.  morgens  stattfand,  ehe 
Sassonow  das  Telegramm  Schebekos  empfangen  hatte,  in  dem  die 
Ablehnung  Berchtolds  mitgeteilt  war.  In  diesem  Gespräch  erwähnt 
aber  Sassonow  schon  die  militärischen  Vorbereitungen:  ,Je  Vai  informe 
des  mesures  militaires  prises  par  la  Russie,  dont  aucune,  lui  dis-je, 
n'etait  dirigie  contre  r AUemagne/' 

1)  OB  Nr.  58. 

2)  OB  Nr.  58,  vgl.  auch  OB  Nr.  64. 

3)  GB  Nr.  101. 

*)  Helfferich  hat  a.  a.  O.  S.  22  aus  den  Aktenstücken  schließen 
wollen,   die  französische   Regierung  habe  am  29.  Juli  —  gegenüber 
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Anders  stand  es  mit  England;  dieses  hatte  sich  trotz 
wiederholter  Bemühungen  seiner  beiden  Ententegenossen  nicht 
auf  feste  Abmachungen  eingelassen,  und  wenn  auch  seit  dem 

meiner  Darstellung  in  gewissem  Sinne  schon  insofern,  als  ich  die  Er- 
klärung auf  den  30.  Juli  verlege,  in  anderem  Sinne  erst,  da  ich  der 
Auffassung  bin,  daß  ein  Zweifel  an  einer  solchen  Erklärung  nie  in 
St.  Petersburg  bestand  noch  bestehen  konnte  —  der  russischen  die 
Erklärung  abgegeben,  sie  werde,  im  Falle  Rußland  in  den  Krieg  ver- 
wickelt werde,  dieses  unterstützen.  Er  scheint  mir  hier  fehlzugehen. 
Sassonow  ersucht  am  29.  Juli  abends  den  Botschafter  Iswolsky,  der 
französischen  Regierung  für  die  Erklärung  zu  danken,  die  der  fran- 
zösische Botschafter  ihm  in  deren  Auftrag  abgegeben  habe.  Damit 
ist  aber  m.  E.  nicht  irgendeine  Erklärung  gemeint,  die  etwa  bezeich- 
nenderweise im  GB  weggelassen  sei,  sondern  Sassonow  spielt  ganz 
einfach  auf  eine  Erklärung  an,  die  Iswolsky  in  einer  Depesche  aus 
Paris  vom  selben  Tage  erwähnt.  In  OB  Nr.  55  heißt  es:  „Viviani 
vient  de  me  confirmer  Ventiere  resolution  du  Gouvernement  Frangais 
d'agir  d'accord  avec  nous."  Nun  ist  Viviani  erst  am  29.  Juli  nach 
Paris  zurückgekehrt,  ebenso  Präsident  Poincar^.  Nach  ihrer  Rück- 
kehr fand  ein  Ministerrat  statt,  in  dem  beschlossen  wurde,  an  der 
bisherigen  Politik  festzuhalten,  d.  h.  wie  bisher  eng  mit  Rußland  zu- 
sammenzugehen. Viviani  hat  daraufhin  dem  russischen  Botschafter 
gegenüber  den  unangetasteten,  d.  h.  unerschütterten,  im  vorigen  Zu- 
stande beharrenden  Entschluß  (diese  Bedeutung  hat  entier  in  diesem 
Zusammenhang)  bekräftigt,  d.h.  bestätigt,  mit  Rußland  gemeinsam  zu 
handeln.  Man  kann  etwas  nicht  confirmer,  was  nicht  vorher  schon 
dagewesen  ist.  Hätte  diese  Erklärung  den  Sinn,  den  Helfferich  ihr 
gibt,  hätte  Viviani  das  Wort  confirmer  nicht  gebrauchen  können,  also 
auch  Iswolsky  nicht,  sondern  er  hätte  diesen  Entschluß  als  etwas 
Neues  nur  mitteilen  (communiquer)  können.  Vivianis  Äußerung  erklärt 
sich  daraus,  daß  bislang  wohl  der  französische  Botschafter  in  Peters- 
burg und  auch  der  interimistische  Minister  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten dieselben  Versicherungen  abgegeben  haben,  nicht  aber 
der  Ministerrat  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten,  da  dieser  nicht 
hat  tagen  können,  der  Reise  wegen.  Bei  der  ersten  Gelegenheit  wird 
nun  dieser  —  sagen  wir  einmal  —  Formfehler  nachgeholt.  Es  ist  auch 
falsch,  wenn  Helfferich  a.  a.  O.  S.  22  in  demselben  Zusammenhang 
behauptet,  daß  man  im  GB  vergeblich  eine  besondere  Erklärung 
suche,  in  der  Frankreich  die  französische  Hilfe  formell  versichert. 
Diese  Erklärung  ist  ganz  deutlich  in  dem  oben  mitgeteilten  Satze 
des  Stückes  Nr.  101  enthalten.  Dieses  ist  ein  Erlaß  Vivianis  an  die 
Botschafter  in  Petersburg  und  London,  und  wenn  es  darin  heißt: 
„Frankreich  ist  entschlossen,  alle  Bündnispflichten  zu  erfüllen",  so 
ist  das  eben  die  Erklärung,  die  Helfferich  merkwürdigerweise  ver- 
mißt; sie  erfolgt  an  die  russische  Regierung  durch  den  französischen 
Botschafter,  also  ganz  auf  dem  üblichen  Wege.  Das  von  Helfferich 
für  seine  These  verwandte  Argument  entfällt  damit. 
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27.  Juli  die  Erwartung  begründet  schien,  es  werde  sich  in 
diesem  Falle  auf  die  Seite  seiner  Freunde  stellen,  so  war  doch 
keinerlei  Sicherheit  vorhanden;  es  hatte  sich  bisher  noch 
nicht  gebunden,  und  es  war  nicht  sicher  vorauszusehen,  ob 
und  wann  es  dies  tun  werde.  Für  die  beiden  Mächte,  die 
nunmehr  den  Krieg  als  unabwendbar  ansahen,  war  es  aber 
natürlich  sehr  wichtig,  erstens  möglichst  schnell  Gewißheit 
zu  bekommen,  daß  es  sich  anschließen  werde,  zweitens  zu 
erreichen,  daß  es  diesen  Anschluß  möglichst  bald  vollziehe. 
Darauf  bezieht  sich  der  zweite  Teil  der  erwähnten  Äuße- 
rung Sassonow-Iswolskis;  er  enthält  das  Ersuchen  an  Frank- 
reich, mit  Rußland  zusammen  die  nötigen  Schritte  England 
gegenüber  zu  tun. 

Es  ist  nicht  das  erstemal,  daß  die  beiden  Verbündeten 
versuchen  und  es  für  nötig  erachten,  den  Ententefreund 
ganz  auf  ihre  Seite  zu  ziehen;  wir  erinnern  uns,  daß  es 
zwischen  dem  23.  und  27.  Juli  des  öfteren  geschah;  auch 
nach  dem  27.  Juli  ist  man  nicht  ganz  mit  dem  Freunde 
zufrieden;  Bertie,  der  englische  Botschafter  in  Paris,  meldet 
am  28.  Juli,  Bienvenu-Martin  erkenne  an,  daß  England  sich 
nicht  mit  Rußland  solidarisch  erklären  könne;  aus  dem  Zu-  ^ 

sammenhang  ist  zu  ersehen,  daß  Bienvenu-Martin  die  Soli-  ^ 

daritätserklärung  gewünscht  hätte. ^)     Im  Laufe  des  28.  Juli  / 

versucht  dann  wieder  Sassonow,  England  zu  einem  Drucke  \?  ^ 

auf  Berhn  zu  bewegen,  wo  der  Schlüssel  der  Situation  liege. 2)  |  '  <^ 

Am  selben  Tage  ist  Paul  Cambon  von  Paris  zurückgekehrt.  \^\.  J  / 
Es  ist  überaus  merkwürdig,    daß   dieser  in  einem  Augen-  j^^'^  y 
blick,   wo   ernsteste    politische   Auseinandersetzungen    auf-  1     ^^  ./ 
kommen,  seinen  Posten  verläßt,  während  alle  anderen  Diplo-  f        't 
maten  den  ihrigen  schleunigst  wieder  einnehmen;  das  läßt  I      m 
sich  kaum  anders  erklären,    als  daß   eben   auch   die  fran- 
zösische Regierung  eine  erfolgreiche  Einwirkung  auf  die  eng- 
lische als  das  wichtigste  ansah  und  darum  ihren  dortigen 
Vertreter  zu  persönlicher  Aussprache  herüberholte.    Am  28. 
abends  geht  dann  ein  weiteres  Telegramm  aus  Petersburg 
ab:  ,, Gegenüber  den  Feindseligkeiten  zwischen  Serbien  und 
Österreich-Ungarn  ist  es  notwendig,  daß  England  dringendst 

1)  BB  Nr.  58. 

2)  OB  Nr.  43  übernommen  in  BB  Nr.  54. 
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eine  Mediation  unternimmt,  und  daß  die  militärische  Aktion 
Österreichs  gegen  Serbien  sofort  unterbrochen  wird.  Andern- 
falls wird  die  Mediation  nur  als  Vorwand  dienen,  die  Lösung 
der  Frage  in  die  Länge  zu  ziehen,  und  wird  inzwischen 
Österreich  die  Möglichkeit  geben,  Serbien  vollständig  zu 
vernichten  und  auf  dem  Balkan  eine  beherrschende  Stellung 
einzunehmen/' 1)  Dieses  Telegramm  ist  auch  in  Paris  mit- 
geteilt worden  und  hat  höchstwahrscheinlich  dazu  geführt, 
daß  der  französische  Botschafter  instruiert  wurde,  die  russi- 
schen Wünsche  in  dringlichster  Weise  zu  unterstützen. 
Das  ist  denn  auch  geschehen,  und  die  Wirkung  ist  in  den 
Eröffnungen  zu  erblicken,  die  Grey  am  29.  dem  deutschen 
Botschafter  machte.  2) 

1)  OB  Nr.  48.  Es  ist  sehr  zu  beachten,  daß  das  BB  zwar  eine 
ganze  Reihe  von  Telegrammen  Sassonows  vom  27.,  28.  und  29.  Juli 
übernimmt  (BB  Nr.  53,  54,  93),  daß  aber  gerade  dieses  im  BB  fehlt; 
hieraus  kann  man  den  Schluß  ziehen,  daß  es  gerade  sehr  wichtig  gewesen 
ist  und  seine  Übernahme  geeignet  gewesen  wäre,  die  richtigen  Zusam- 
menhänge erkennen  zu  lassen,  die  so  nur  aus  dem  Vergleich  der  Bücher 
erschlossen  werden  können. 

2)  Deshalb  auch  hat  Grey  den  französischen  Botschafter  von 
den  Eröffnungen  an  Lichnowsky  benachrichtigt,  ehe  er  sie  diesem 
machte,  schon  am  Morgen  des  29.  Juli;  diese  Mitteilung  ist  die  Ant- 
wort auf  Cambons  Schritte.  Die  entscheidenden  Stücke  des  GB,  die 
den  Zusammenhang  aufklären  könnten,  fehlen,  nämlich  sowohl  die 
Instruktion  an  Paul  Cambon,  wie  dessen  Bericht  über  das  Gespräch; 
wären  sie  ungekürzt  abgedruckt  worden,  so  hätten  sie  die  französische 
Initiative  erkennen  lassen;  das  durfte  nicht  sein,  weil  es  den  Aufbau 
des  englischen  BB  zerstört  hätte;  dieses  hat  natürlich  auch  seine  Ten- 
denz, und  zwar  besteht  sie  darin,  zu  beweisen,  England  sei  völlig  frei 
gewesen  und  habe  keinerlei  bindende  Verpflichtung  gehabt,  es  sei 
vielmehr  nur  der  belgischen  Neutralität  wegen  in  den  Krieg  gegangen; 
diese  Auffassung  brauchte  das  Kabinett  einmal  seiner  selbst  willen, 
um  dem  Tadel  und  offener  Opposition  derer  zu  entgehen,  die  aus  der 
alten  Tradition  der  Nichtintervention  heraus  die  Bindung  von  1912 
nicht  gebilligt  hätten,  dann  auch  wegen  des  neutralen  Auslandes.  Wir 
werden  sehen,  wie  auch  die  weiteren  Dokumente  sich  dieser  Auffassung 
zwanglos  einfügen.  Der  hier  skizzierte  Zusammenhang  ergibt  sich 
auch  aus  einigen  Sätzen  des  BB  Nr.  87  selbst.  Cambon  sah  die  deutsche 
Anfrage  voraus,  ob  Frankreich  im  Falle,  daß  Rußland  angegriffen 
würde,  neutral  bleiben  werde.  Das  ist  das  Argument,  dessen  sich 
Cambon  Grey  gegenüber  bedient  hat;  in  der  Darstellung  Greys  er- 
scheint es,  dem  inneren  Zusammenhang  nach,  ganz  falsch  und  sinnlos 
als  Antwort  auf  Greys  Auseinandersetzung.  Ferner  ist  Cambon  „durch- 
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Sie  hängen  also  eng  zusammen  mit  den  Schritten,  die 
die  beiden  Verbündeten  bei  ihrem  Freunde  in  London 
machten;  sie  sind  auf  der  anderen  Seite  ein  folgerichtiger 
Ausbau  der  Vermittlungspolitik,  die  Grey  am  27.  Juli  be- 
gonnen hatte.  Um  sie  ganz  zuverstehen,  müssen  wir  zu- 
nächst nochmals  verfolgen,  wie  sich  diese  Vermittlungspoli- 
tik bis  zum  29.  Juli  entwickelte. 

Wir  haben  ausgeführt,  daß  Grey  eine  Botschafterkonfe- 
renz der  vier  nicht  nächstinteressierten  Mächte  in  London 
vorschlug,  und  daß  die  deutsche  Regierung  sie  ablehnte, 
weil  sie  die  serbische  Antwort  zur  Beratungsgrundlage  neh- 
men, also  Österreich-Ungarn  in  seinen  Forderungen  an  Ser- 
bien vor  ein  europäisches  Gericht  ziehen  sollte.  Grey  hat 
auf  diese  Nachricht  hin  seinen  Vorschlag  etwas  modifiziert. 
Sein  Gedanke  sei  kein  Schiedsgericht,  sondern  eine  private 
und  unformelle  Diskussion,  um  sich  darüber  klar  zu  werden, 
was  für  Vorschläge  zur  Beilegung  gemacht  werden  könnten. 
Kein  Vorschlag  würde  ausgegeben  werden,  ohne  daß  man 
sich  vorher  vergewissert  hätte,  daß  er  für  Österreich  und 
Rußland  annehmbar  sei,  mit  denen  die  vermittelnden  Mächte 
durch  ihre  jeweiligen  Verbündeten  leicht  in  Fühlung  bleiben 
könnten."  1)  Damit  schien  ein  Hindernis  beseitigt;  es  wider- 
sprach aber  immer  noch  vielerlei  dem  Standpunkte  Öster- 
reich-Ungarns. Zunächst,  daß  Rußland  als  interessierte 
Macht  hervorgehoben  blieb,  mit  der  die  Forderungen  an 
Serbien  diskutiert  werden  sollten;  dann,  daß  eine  solche 
nach  dem  Vorbilde  der  Botschafterreunionen  von  1913  ge- 
plante Mediation  notwendig  unendliche  Zeit  gekostet  hätte, 
da  die  Botschafter  ja  jeweils  neue  Instruktionen  einholen 

aus  vorbereitet  auf  diese  Ankündigung  und  übt  keine  Kritik  daran"; 
selbstverständlich,  denn  sein  Schritt  ist  erfolgreich,  da  Grey  ja  dem 
deutschen  Botschafter  gegenüber  die  von  Rußland  als  nötig  bezeich-   s 
nete  Pression  ausübt.    Daß  die   Eröffnungen   Greys  an   Lichnowsky   | 
im  wesentlichen  auf  die  Aufforderung  der  Verbündeten  hin  erfolgten,  t 
zeigt  sich  schon  darin,  daß  Grey  sie  am  29.  nachmittags  machte,  in   | 
einem  zweiten  Gespräch,  das  er  an  diesem  Tage  mit  Lichnowsky   f 
hatte.     Im  ersten  Gespräch  hatte  er  keinerlei  diesbezügliche  Andeu-  | 
tungen  fallen   lassen;   dieses   erste  Gespräch  hat  eben  vor  dem  mit   | 
Cambon  stattgefunden,  vielleicht  auch  vor  dem  mit  Benckendorff. 
1)  BB  Nr.  67. 


—     70     — 

mußten  und  keinerlei  besondere  Vollmachten  und  Handlungs- 
freiheit hätten  erhalten  sollen.  Aus  dem  Telegramm  Greys, 
das  diese  Modifikationen  enthält,  erfahren  wir  ferner, 
daß  die  deutsche  Regierung  auf  die  Eröffnungen  hin,  die 
Grey  am  Tage  zuvor  dem  deutschen  Botschafter  gemacht 
hatte,  sich  dazu  verstanden  hatte,  der  Österreich-ungarischen 
Regierung  den  Vorschlag  Greys  zu  übermitteln,  ,,daß  sie 
die  serbische  Antwort  entweder  als  genügend  ansehe  oder 
als  Grundlage  für  Besprechungen  unter  den  Kabinetten  ak- 
zeptiere''.^) Mehr  noch;  Deutschland  hatte  auch  dem  eng- 
lischen Wunsche  entsprochen  und  versucht,  seinen  Einfluß 
in  Wien  im  Sinne  des  englischen  Vorschlages  geltend  zu 
machen.  Das  war  vergeblich,  wie  die  deutschen  Diplomaten 
es  vorausgesehen  hatten.  Graf  Berchtold  antwortete,  daß  er 
nach  Eröffnung  der  Feindseligkeiten  seitens  Serbiens  und 
nach  der  inzwischen  erfolgten  Kriegserklärung  den  Schritt 
Englands  als  verspätet  ansehen  müsse."^) 

Nun  sind  allerdings,  nach  Wiener  Auffassung,  die 
Feindseligkeiten  von  Serbien  schon  am  27.  Juli  eröffnet 
worden  (vgl.  oben  S.  47).  Die  Wiener  Regierung  plante 
daraufhin  auch  schon  am  27.  Juli  irgendwelche  ernstliche 
Maßnahmen  gegen  Serbien,  hat  dieselben  auch  in  Paris  z.  B. 
schon  angekündigt  3),  der  dortige  Botschafter  wußte  aber  am 
27.  Juli  noch  nicht,  ob  sie  in  einem  Ultimatum,  dem  Ein- 
rücken in  serbisches  Gebiet,  oder  in  einer  Kriegserklärung 
bestehen  sollten.  Es  ist  überaus  wahrscheinlich,  daß  die 
deutsche  Übermittlung  und  Befürwortung  des  Greyschen 
Vorschlages  die  Entscheidung  für  den  schärfsten  Schritt 
ausfallen  ließ,  da  man  so  allein  glauben  konnte,  den  alten 
Standpunkt  der  Nichtintervention  durchhalten  zu  können, 
von  dem  abzufallen  nun  anscheinend  auch  der  deutsche  Ver- 
bündete bereit  war.  Staatssekretär  Jagow  selbst  hat  ebenso 
wie  der  Reichskanzler  nach  der  Kriegserklärung  an  Serbien 
auf  diesen  Zusammenhang  als  möglich  hingewiesen  und  ihn 
dazu  benutzt,  den  englischen  Minister  darauf  aufmerksam 
zu  machen,  daß  Deutschland  zwar  sehr  bereit  und  gewillt 

1)  So  wörtlich  RB  Nr.  43. 

2)  WB  Anlage  16. 

•3)  Vgl.  hierzu  BB  Nr.  75,  besonders  aber  Nr.  76, 
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sei,  zum  Frieden  mitzuwirken,  daß  man  aber  durch  den 
Versuch  einer  zu  einseitigen  Vermittlun  geher  das  Gegenteil 
erreiche. 1) 

Mit  der  Nachricht,  daß  die  deutsche  Regierung  den  Kon- 
ferenzplan ablehne,  hatte  Grey  zugleich  die  bekommen,  daß 
es  Deutschlands  Anregung  gelungen  sei,  neue  direkte  Be- 
sprechungen zwischen  Wien  und  St.  Petersburg  einzuleiten. 
Wir  haben  sie  schon  behandelt;  hier  wäre  darauf  hinzu- 
weisen, daß  Grey  in  Rücksicht  auf  sie  zunächst  seinen  Kon- 
ferenzplan zurückzog.  ,, Solange  Aussicht  auf  unmittel- 
baren Meinungsaustausch  zwischen  Österreich  und  Rußland 
vorhanden  ist,  würde  ich  mit  jedem  anderen  Vorschlag 
zurückhalten,  da  ich  völlig  zustimme,  daß  jene  Methode 
allen  anderen  vorzuziehen  sei. ''2) 

Nachdem  er  die  Antwort  erfahren  hatte,  die  Berlin  auf 
seine  Übermittlung  aus  Wien  erhalten  hatte,  erkannte  er 
die  Unmöglichkeit  vollkommen,  in  London  Botschafter- 
besprechungen auf  der  bisherigen  Basis  einzuleiten,  da  Öster- 
reich-Ungarn diese  strikt  ablehnte.^) 

Nach  der  Kriegserklärung  war  jedes  derartige  Projekt 
selbstverständlich  erledigt.  Auch  ein  von  Jules  Cambon  am 
29.  in  Berlin  zur  Sprache  gebrachtes,  bei  dem  Cambon 
davon  ausging,  daß  für  Österreich-Ungarn  das  Wichtigste 
an  seinen  Forderungen  sei,  eine  Kontrolle  über  die  Durch- 
führung der  serbischen  Versprechungen  zu  erhalten,  die 
eben  Serbien  verweigerte.  Cambon  meinte  nun,  eine  Eini- 
gung ließe  sich  vielleicht  auf  dem  Wege  finden,  daß 
eine  internationale  Kontrollkommission  eingesetzt  werde,  die 
die  Polizeimaßnahmen  der  serbischen  Regierung  überwache. 
Da  in  den  Balkanstaaten  eine  ganze  Anzahl  ähnlicher  Kom- 
missionen teils  früher,  teils  damals  noch  bestanden,  so  wäre 
die  Errichtung  einer  neuen  nichts  Ungewöhnliches  gewesen; 
Serbien  hätte  sie  unter  dem  Druck  der  vereinigten  Mächte 
nicht  wohl  ablehnen  können,  und  auch  Österreich-Ungarn 
hätte,  wenn  ihre  Zusammensetzung  verkünftig  wäre  geregelt 
worden,  auf  sie  eingehen  können,  da  ja  Organe  der  k.  u.  k. 

1)  GB  Nr.  75. 

2)  BB  Nr.  67,  vgl.   GB  Nr.  80. 

3)  BB  Nr.  81. 
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Regierung  an  ihr  hätten  beteiligt,  also  die  Forderung  der 
Wiener  Regierung  in  gewissem  Sinne  wenigstens,  wenn  auch 
modifiziert,  hätte  erfüllt  werden  können.  Jetzt  war  es  aber 
für  derartige  Vorschläge  zu  spät.^) 

IV.  Bis  zur  deutschen  und  französischen  Mobil- 
machung. 

Gab  es  nach  der  Kriegserklärung  Österreich-Ungarns  an 
Serbien  überhaupt  noch  Möglichkeiten,  einen  allgemeinen 
Krieg  zu  vermeiden  und  einen  Ausgleich  herbeizuführen?  Aus- 
geschlossen war  es  nicht;  das  zeigt  sich  in  einer  ganzen  Reihe 
von  Vorschlägen,  die  in  dieser  Hinsicht  noch  am  29.  nach  der 

r^^Kriegserklärung  gemacht  worden  sind.  Der  zeitlich  erste 
der  uns  bekannt  gewordenen  rührt  vom  italienischen  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Marquis  di  San  Giuliano, 

5  her.    Er  glaubte,   daß  wenn  Erklärungen   (von  Österreich- 
ff*      \  Ungarn)    abgegeben  würden    über  die  Art,  in  der  öster- 

I  reichische  Beamte  auf  Grund  der  Punkte  5  und  6  (der  Note 
vom  23.  Juli)  intervenieren  sollten,  so  könne  Serbien  noch 
jetzt  die  ganze  Note  annehmen.  Da  man  nicht  voraussetzen 
könne,  daß  Österreich  derartige  Erklärungen  Serbien  gegen- 
über abgeben  würde,  so  könnten  sie  an  die  Mächte  abge- 
geben werden,  welche  an  der  Diskussion  beteiligt  seien,  und 
diese  könnten  Serbien  zur  bedingungslosen  Annahme  raten. 
Dies  schien  dem  Minister  um  so  möglicher,  als  die  österreich- 
ungarische Regierung  in  ihren  Bemerkungen  zur  serbischen 
Antwort,  die  dem  Minister  eben  zugegangen  waren,  auf  den 
Unterschied  der  collaboration  bei  recherches  und  bei  enquete 
jüdiciaire  besonders  nachdrücklich  aufmerksam  gemacht 
hatte.  Hier,  meinte  di  San  Giuliano,  könne  der  Hebel  an- 
gesetzt werden.2) 

Grey  fand  diesen  Vorschlag  durchaus  annehmbar  und 

,     gab  ihn  am  29.  früh  dem  deutschen  Botschafter  mit  der 

^     Bitte,  ihn  in  Berlin  zu  unterbreiten,  da  er  zurzeit  andere 

Vorschläge  nicht   machen   könne. 3)    Am   Nachmittag  des- 


1)  GB  Nr.  92. 

2)  BB  Nr.  64,  Telegramm  des  Botschafters  in  Rom  vom  28.  Juli, 
s)  BB  Nr.  90. 
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selben  Tages  setzte  er  in  einer  zweiten  Unterredung  mit 
dem  deutschen  Botschafter  hinzu,  Rußland  werde  eine 
Mediation  nur  annehmen,  wenn  die  militärischen  Opera- 
tionen Österreichs  gegen  Serbien  eingestellt  würden^),  da 
andernfalls  eine  Vermittlung  die  Sache  nur  hinziehen  und 
Österreich  Zeit  haben  werde,  Serbien  zu  zertrümmern.  Es 
sei  natürlich  zu  spät,  alle  Operationen  gegen  Serbien  ein- 
zustellen. In  kurzer  Zeit  würden  vermutlich  die  Öster- 
reicher in  Belgrad  sein  und  serbisches  Gebiet  besetzt  haben; 
aber  selbst  dann  könnte  es  möglich  sein,  eine  Vermittlung 
ins  Werk  zu  setzen,  wenn  Österreich  sagte,  es  müsse  zwar 
die  besetzten  Gebiete  halten,  bis  es  völlige  Genugtuung  von 
Serbien  habe,  zugleich  aber  erklärte,  es  würde  nicht  weiter 
gehen,  solange  die  Mächte  einen  Versuch  machten,  zwi- 
schen Österreich  und  Rußland  zu  vermitteln. 2)  Ganz  ähn- 
liche Gedankengänge  entwickelte,  unabhängig  von  diesem 
Plane,  di  San  Giulianos  und  Greys  am  29.  morgens  Jules 
Cambon  in  einem  Gespräche  mit  dem  Unterstaatssekretär 
Zimmermann:  ,,ihm  scheine,  wenn  Österreich  in  Serbien 
einmarschiert  sei  und  es  so  sein  militärisches  Prestige  be- 
friedigt hätte,  dann  könne  der  Augenblick  günstig  sein  für 
eine  Besprechung  der  Lage  durch  die  vier  uninteressierten 
Mächte  und  zum  Hervortreten  mit  Vorschlägen  zur  Ver- 
hütung ernster  Verwicklungen.  Der  Unterstaatssekretär 
schien  diesen  Gedanken  für  der  Beachtung  wert  zu  halten, 
denn  er  erwiderte,  das  wäre  etwas  anderes  als  die  von  Ihnen 
(Grey)  vorgeschlagene  Konferenz.*' 3) 

Es  schienen  sich  also  noch  in  letzter  Stunde  Auswege  j 
finden  zu  lassen.  Die  deutsche  Politik  hat  sie  auch  diesmal  ; 
wieder  zu  fördern  gesucht,  aber  auch  die  englischen  Staats-  ; 
männer  arbeiteten  noch  am  Frieden.  Jedoch  zeigte  sich  j 
immer  mehr,  daß  diese  englische  Arbeit  nicht  recht  gedeih-  1 
liehe  Früchte  zeitigen  konnte,  da  die  englische  Regierung  ^ 

doch  zu  sehr  auf  der  einen  Seite  stand,  zu  sehr  durch  ihre  |^^ 

früheren,  wenn  auch  losen  Abmachungen  mit  Rußland  und   1 
vor  allem  mit   Frankreich  gebunden  war.    Sie  bewirkten, 

1)  Vgl.  oben  Telegramm  Sassonows  vom  28.  Juli. 

2)  BB  Nr.  88. 

3)  BB  Nr.  76,  Bericht  Goschens. 
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daß  Grcy  bei  diesen  Vermittlungsversuchen  auf  dem  Wege, 
den  er  schon  am  27.  JuH  Deutschland  gegenüber  einge- 
schlagen hatte,  jetzt  noch  einen  Schritt  weiter  ging.  Es 
ist  der  Weg  der  versuchten  Einschüchterungen,  den  Grey 
das  erstemal  wohl  selbständig  betreten  hat,  auf  den  er  das 
zweitemal  von  Rußland  und  Frankreich  gedrängt  wird. 
Nachdem  er  schon  am  27.  Juli  Deutschland  davor  gewarnt 
hat,  allzufest  auf  die  englische  Neutralität  zu  vertrauen, 
macht  er  jetzt  am  29.  Juli  nachmittags  Lichnowsky  noch 
weitere  Andeutungen,  die  eine  schon  viel  schärfere  Zuspit- 
zung und  Erwägung  der  Möglichkeiten  enthalten.  Grey  be- 
richtet darüber:  „After  speaking  to  the  German  Ambassador 
this  afternoon  about  the  European  Situation,  J  said  that  I 
wished  to  say  to  him,  in  a  quite  private  and  friendly  way, 
something  that  was  on  my  mind.  The  Situation  was  very 
grave.  White  it  was  restricted  to  the  issues  at  present  actually 
involved  we  had  no  thought  of  interfering  in  it.  But  if  Ger- 
many  became  involved  in  it,  and  then  France,  the  issue  might 
be  so  great  that  it  would  involve  all  European  interests;  and 
I  did  not  wish  him  to  be  misled  by  the  friendly  tone  of  our 
conversation  —  which  I  hoped  would  continue  —  into  thin- 
hing  that  we  should  stand  aside. 

He  said  that  he  quite  understood  this,  but  he  asked  whether 
I  meant  that  we  should,  under  certain  circumstances,  intervene? 

I  replied,  that  I  did  not  wish  to  say  that,  or  to  use  any- 
thing  that  was  like  a  threat  or  an  attempt  to  apply  pressure 
by  saying  that,  if  things  became  worse,  we  should  intervene, 
There  would  be  no  question  of  our  intervening  if  Germany 
was  not  involved,  or  even  if  France  was  not  involved.  But 
we  knew  very  well  that,  if  the  issue  did  become  such  that  we 
thought  British  interests  required  us  to  intervene,  we  must 
intervene  at  once,  and  the  decision  would  have  to  be  very  rapid, 
just  as  the  decisions  of  other  Powers  had  to  be.  I  hoped  that 
the  friendly  tone  of  our  conversations  would  continue  as  at 
present,  and  that  I  should  be  able  to  keep  as  closely  in  touch 
with  the  German  Government  in  working  for  peace.  But  if 
we  failed  in  our  efforts  to  keep  the  peace,  and  if  the  issue  spread 
so  that  it  involved  practically  every  European  interests,  I  did 
not  wish  to  be  open  to  any  reproach  from  him  that  the  friendly 
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tone  of  all  our  conversations  fiad  misled  him  or  his  Government 
into  süpposing  tliat  we  sliould  not  take  action,  and  to  the  re- 
proacli  tfiat  ,if  tliey  had  not  been  so  misled,  the  course  of  things 
might  have  been  different/'^) 

Als  dieses  Dokument  in  Deutschland  bekannt  wurde,  hat  | 
es  einigen  Zeitungen  zu  einer  ziemlich  wüsten  und  befremd-  ■ 
liehen  Hetze  gegen  den  deutschen  Botschafter  gedient;  es  ist 
so  ausgelegt  worden,  als  habe  Grey  wirklich  den  deutschen 
Botschafter,  der  sich  in  idealistischer  Friedens-  und  Freund- 
schaftsduselei ganz  eingesponnen  habe,  warnen  und  ihm  die 
Politik  Englands  so  handgreiflich  darlegen,  ihm  quasi  ein  Licht 
aufstecken  müssen,  damit  er  endlich  verstehe.  Das  ist  natürlich 
ganz  unsinnig,  denn  die  private  und  freundschaftliche  Art,  in 
der  Grey  seine  Äußerungen  macht,  ist  nichts  weiter  als  eine 
ganz  geläufige  Form  unverbindlicher  diplomatischer  Unter- 
handlungen. Lichnowsky  war  auch  von  diesen  Eröffnungen 
durchaus  nicht  überrascht.  ,,Er  machte  keinen  Einwand 
gegen  das  Vorgebrachte;  er  sagte  mir  vielmehr,  es  stimme 
mit  dem  überein,  was  er  in  Berlin  als  seine  Ansicht  von 
der  Lage  abgegeben  hätte." 2)  Auch  die  deutsche  Regierung 
war  selbstverständlich  nicht  überrascht;  sie  hatte  schon  die 
doch  noch  viel  versteckteren  Äußerungen  vom  27.  Juli  rich- 
tig gewertet.  Als  sie  in  Berlin  eingelaufen  waren,  fand  am 
28.  Juli  eine  Beratung  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  statt, 
nach  der  der  Reichskanzler  den  britischen  Botschafter  zu 
sich  bat,  und  ehe  noch  die  offeneren  vorlagen,  von  sich 
aus  die  Initiative  ergriff  zu  Unterhandlungen  mit  England, 
die  eine  etwaige  Neutralität  des  letzteren  zum  Gegenstand  ,  .    f^'   , 

haben  sollten.    Deutschland  machte  am  28.  Juli  das  erste       [(>^    i  * 
bezüghche  Angebot 3);  daraus  schon  geht  hervor,  daß  man  4  \t^:/^ 
überzeugt  war,  höchstwahrscheinlich  werde  England  seine  /  r^ 
Stellung  als  Gegner  neben  den  beiden  längst  verbündeten   ,  /^    ,  * " 
Mächten  der  Entente  nehmen;  man  dachte  allerdings,  es      iJ^  / 


sei    vielleicht    möglich,    durch    besondere    Garantien    und     /,  y' ,  c-  tk 
Bindungen  zu  erreichen,  daß  es  beiseite  stehen  werde.   Wir     lljjr^  V* 
kommen  auf  die  Einzelheiten  noch  in  anderem  Zusammen-      f '^^ 


1)  BB  Nr.  89. 

2)  BB  Nr.  89. 

3)  Am  28.  Juli  spät  abends.    BB  Nr.  85  (Bericht  Goschens). 
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hang  zurück;  hier  nur  so  viel:  Die  deutsche  Auffassung 
erwies  sich  schheßHch  als  falsch;  die  Verhandlungen  über 
die  englische  Neutralität  führte  nicht  zum  Ziele;  es  bestand 
aber  einige  Zeit  hindurch  die  Möglichkeit,  oder  vielmehr 
sie  war  nicht  ausgeschlossen,  daß  man  zu  einem  guten  Ende 
kommen  könne. 

Grey  hatte  sich,  selbst  indem  er  am  29.  Juli  dem  deut- 
schen Botschafter  gegenüber  sich  schon  sehr  offener  War- 
nungen bediente,  doch  an  sich  noch  die  Freiheit  des  Han- 
delns wenigstens  formell  bewahrt;  so  sehr,  daß  den  ver- 
bündeten Kabinetten  von  Petersburg  und  Paris  alles  daran 
liegen  mußte,  einen  endgültigen  und  sicheren  Bescheid  zu 
bekommen,  nachdem  sie  die  Überzeugung  gewonnen  hatten, 
der  Krieg  sei  unvermeidlich.  Sie  arbeiteten  vereint  darauf 
hin.  Am  29.  Juli,  und  zwar  nach  Empfang  des  Telegramms 
aus  Petersburg,  das  die  deutsche  Ankündigung  der  Gegen- 
mobilmachung mitteilte,  hatte  der  russische  Botschafter  eine 
Unterredung  mit  Grey;  er  übermittelt  diese  Nachricht  und 
„besteht  von  neuem  auf  der  Notwendigkeit  gegenüber  Grey, 
daß  er  die  neue,  durch  den  Fehler  Deutschlands  infolge  des 
Schrittes  des  deutschen  Botschafters  geschaffene  Lage  in 
Erwägung  ziehe.  Grey  hat  geantwortet,  daß  er  es  verstehe, 
und  daß  er  diesen  Argumenten  Rechnung  tragen  werde".^) 
Selbstverständlich  nach  dem,  was  wir  aus  GB  Nr.  101  er- 
fahren haben,  daß  der  russische  Botschafter  Auftrag  hatte, 
darauf  hinzuweisen,  daß  es  jetzt  dringend  nötig  sei,  daß 
England  sich  mit  den  beiden  anderen  Mächten  solidarisch 
erkläre. 

Über  die  französischen  Schritte  erfahren  wir  nur  aus 
englischer  Quelle.  Am  30.  Juli  macht  Grey  dem  englischen 
Botschafter  Mitteilung  von  einer  Unterredung,  die  zwischen 
ihm  und  Paul  Cambon  am  selben  Tage  stattgefunden  hatte: 
„M.  Cambon  reminded  me  to-day  of  the  letter  I  had  written  to 
fiim  two  years  ago,  in  which  we  agreed  that,  if  the  peace  of  Europe 
was  seriously  threatened,  we  would  discuss  what  we  were  pre- 
pared  to  do.  I  enclose  for  convenience  of  reference  copies  of  the 
letter  in  question  and  of  M,  Cambon's  reply.   He  said  that 

1)  OB  Nr.  64. 
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the  peace  of  Eiirope  was  never  more  seriously  threatened  than 
it  was  now.  He  clid  not  wisli  to  ask  tue  to  say  directly  tliat  we 
woüld  intervene,  but  he  would  like  me  to  say  wfiat  we  should 
do  if  certain  circumstances  arose.  The  particular  hypothesis  he 
had  in  mind  was  an  agression  by  Germany  on  France.  He  gave 
me  a  paper,  of  which  a  copy  is  also  enclosed,  showing  that  the 
German  military  preparations  were  more  advanced  and  more 
on  the  offensive  upon  the  frontier  than  anything  France  had 
yet  done.''^) 

Und  ebenso  berichtet  der  englische  Botschafter  in  Paris 
über  ein  Gespräch,  das  er  mit  dem  Präsidenten  Poincare 
gehabt  hat  und  das  teilweise  denselben  Gegenstand  hatte. 
Poincare  geht  von  der  deutschen  Anfrage  in  Petersburg  aus: 
„He  (Poincare^  is  convinced  that  peace  between  the  Powers  is 
in  the  hands  of  Great  Britain.  If  His  Majestys  Government 
announced  that  England  would  come  to  the  aid  of  France  in 
the  event  of  a  conflict  between  France  and  Germany  as  a  result 
of  the  present  differences  between  Austria  and  Servia,  there 
would  be  no  war,  for  Germany  would  ad  once  modify  her  at- 
titude. 

I  explained  to  him  how  difficult  it  would  be  for  His  Ma- 
jestys Government  to  make  such  an  announcement,  but  he 
said  that  he  must  maintain  that  it  would  be  in  the  interests 
of  peace.  France,  he  said,  is  pacific.  She  does  not  desire 
war,  and  all  that  she  has  done  at  present  is  to  make  prepara- 
tions for  mobilisation  so  as  not  to  be  taken  unawares.  The 
French  Government  will  keep  His  Majestys  Government  in- 
formed  of  everything  that  may  be  done  in  that  way.  They 
have  reliable  Information  that  the  German  troops  are  concen- 
trated  round  Thionville  and  Metz  ready  for  war.  If  there 
were  a  general  war  on  the  Continent  it  would  inevitably  draw 
England  into  it  for  the  protection  of  her  vital  interests,  A  de- 
claration  now  of  her  Intention  to  support  France,  whose  de- 
sire it  is  that  peace  should  be  maintained,  would  almost  cer- 
tainly  prevent  Germany  from  going  to  war.''^) 

Schälen  wir  aus  diesen  beiden  Berichten  den  tatsäch- 
lichen Vorgang  heraus.    Die  französische  Regierung  ist  seit 

1)  BB  Nr.  105. 

2)  BB  Nr.  99. 
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dem  30.  früh  der  Überzeugung,  daß  es  zwischen  Deutsch- 
land und  Rußland  zum  Krieg  kommen,  daß  Deutschland 
an  Rußland  Krieg  erklären  und  daß  Frankreich  hineingezogen 
werden  wird.  Nun  hat  die  französische  Regierung  mit  der 
englischen  im  Jahre  1912  eine  Abmachung  getroffen,  daß  im 
Falle  eine  der  beiden  Regierungen  dringenden  Anlaß  hätte, 
einen  unprovozierten  Angriff  einer  dritten  Macht  zu  er- 
warten, sie  sofort  mit  der  anderen  in  Erörterungen  ein- 
treten soll,  ob  beide  Regierungen  gemeinsam  handeln  sollen, 
zunächst  um  den  Angriff  zu  verhüten  und  den  Frieden  zu 
bewahren,  dann  aber  auch  eventuell  in  gemeinsamen  mili- 
tärischen Aktionen.  Wie  solche  etwa  zu  gestalten  wären, 
darüber  haben  sich  die  Generalstäbe  besprochen.^) 

Nunmehr  ist  der  in  diesen  Abmachungen  vorgesehene 
Fall  nach  der  Meinung  der  französischen  Regierung  ein- 
getreten; darum  erinnert  Cambon  den  Minister  an  den  Brief- 
wechsel, in  dem  diese  Abmachungen  niedergelegt  sind.  Die 
französische  Regierung  gibt  auch  Beweise  dafür,  daß  dieser 
Fall  wirklich  eingetreten  sei.  Poincare  erklärt  zu  Bertie, 
die  französische  Regierung  habe  zuverlässige  Nachricht,  daß 
um  Diedenhofen  und  Metz  die  deutschen  Truppen  kriegsbereit 
zusammengezogen  seien. 2)  Cambon  übergibt  Grey  eine  Note, 
welche  zeigt,  daß  die  deutschen  militärischen  Vorbereitungen 
weiter  vorgeschritten  und  an  der  Grenze  mehr  offensiver  Art 
seien,  als  irgend  etwas,  was  Frankreich  bis  dahin  getan  hat. 3) 
Paul  Cambon  sagt  von  demselben  Dokument  aus,  daß  die 
Benachrichtigungen,  welche  der  Ministerpräsident  ihm  über 
die  militärischen  Maßnahmen  Deutschlands  an  der  französi- 
schen Grenze  habe  zukommen  lassen,  ihm  erlaubt  hätten, 
Grey  zu  kennzeichnen,  daß  es  sich  nicht  mehr  allein  um 
einen  Streit  zwischen  Rußland  und  Österreich-Ungarn  über 
den  gegenseitigen  Einfluß  handle,  sondern  daß  die  Gefahr 
bestehe,  daß  ein  unvermuteter  Angriff  begangen  werde,  der 
einen  allgemeinen  Krieg  hervorrufen  könne.*)  Das  Ergebnis 
dieser  Unterredung  drückt  Cambon  dahin  aus:  ,,Grey  hat 

1)  Anlagen  1  u.  2  zu  BB  Nr.  105. 

2)  BB  Nr.  99. 

3)  BB  Nr.  105. 
*)  GB  Nr.  108. 
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meine  Empfindung  vollkommen  verstanden  und  wie  ich  er- 
achtet er  den  Augenblick  für  gekommen,  alle  Möglichkeiten 
ins  Auge  zu  fassen  und  sie  gemeinsam  zu  diskutieren. i)  Das 
Blaubuch  ist  schweigsamer  über  das  Ergebnis;  Grey  teilt 
nur  mit:  ,,Ich  sagte,  das  Kabinett  werde  morgen  früh  zu- 
sammentreten, und  ich  würde  ihn  morgen  nachmittag  wieder 
sprechen."  Nehmen  wir  beides  zusammen,  so  ergibt  sich,  ' 
daß  Grey  anerkannte,  daß  die  Bedingungen  des  Briefwech- 
sels erfüllt  seien,  und  daß  er  versprach,  dem  Kabinett  die 
Frage  vorzulegen,  wie  weit  die  Gemeinsamkeit  des  Han- 
delns mit  Frankreich  gehen  und  welches  Ziel  sie  haben 
solle.  Grey  hat  diese  Zusage  erteilt  auf  Grund  eines  fran- 
zösischen Aktenstückes,  das  Truppenzusammenziehungen  an 
der  Grenze  der  Vogesen  sowie  bei  Metz  meldete  und  ebenso, 
daß  Festungen  in  Verteidigungszustand  gesetzt  seien  und 
Reservisten  einberufen  würden;  von  Grenzverletzungen  war 
damals  auch  französischerseits  noch  nicht  die  Rede.^) 

1)  GB  Nr.  108. 

^)  Die  Tendenz  des  BB,  die  daraufhin  geht,  die  Bindung  Englands 
durch  die  Abmachungen  mit  Frankreich  als  möglichst  gering  und  auf 
den  Verlauf  der  Verhandlungen  fast  einflußlos  hinzustellen,  ist  hier 
auf  ihrem  Höhepunkt  angekommen  insofern,  als  sie  vor  Fälschungen 
nicht  zurückschreckt.  Es  war  schon  von  dem  Herausgeber  der  ersten 
deutschen  Übersetzung  des  BB  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
daß  die  Daten  des  Stückes  BB  Nr.  105  und  Einlagen  nicht  stimmen 
können  (vgl.  Die  Eiche,  Berlin,  F.  Lillesen,  1914  Jahrg.  2,  Heft  4, 
S.  IV  ff.).  Anlage  Nr.  3  dieser  Nummer  ist  ein  französischer  Text 
überschrieben:  „Frencfi  Minister  for  Foreign  Affairs  to  M.  Cambon." 
Er  ist  in  der  ersten  Ausgabe  des  BB  datiert  Paris  31.  Juli  und  fängt 
in  der  ersten  Ausgabe  im  französischen  Text  an:  L' Armee  allemande  . . ., 
hier  vendredi  par  deux  fois  des  patrouilles.  .  .  .  Dieser  Freitag  kann 
nur  der  31.  Juli  gewesen,  das  Stück  also  nur  vom  1.  August  sein.  So- 
mit ist  das  erste  Datum  der  ersten  Ausgabe  falsch.  Wie  löst  sich  die 
Fälschung? 

W.  Lewison  hat  in  einem  Artikel  der  Kölnischen  Zeitung 
(1915,  Januar  12,  Nr.  78)  nachgewiesen,  daß  auch  ein  analoges  Stück 
des  GB,  nämlich  Nr.  106,  das  mit  BB  Nr.  105,  Anlage  3,  einige  wört- 
liche Übereinstimmungen  zeigt,  ein  falsches  Datum  trägt  (30.  Juli), 
und  daß  dieses  Datum  offenbar  wegen  der  Fälschung  im  BB  so  gewählt, 
d.  h.  nachträglich  für  ein  anderes,  richtiges  Datum  eingesetzt  ist.  Le- 
wison schließt  nun,  das  Datum  des  Stückes  BB  Nr.  105  selbst  sei  ge- 
fälscht und  müsse  in  1.  August  geändert  werden.  Das  dürfte  nicht 
richtig  sein;  vielmehr  scheint  sich  die  Sache  so  zu  verhalten,  daß  als 
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Am  Nachmittag  des  31.  Juli  gibt  Grey  dem  französi- 
schen Botschafter  die  versprochene  Antwort.  Sie  ist  über- 
Anlage 3  von  BB  Nr.  105  ein  Schriftstück  eingeschmuggelt  ist,  das 
mit  ihm  ursprünglich  nichts  zu  tun  hatte,  sondern  erst  einige  Tage 
später  von  der  französischen  Regierung  übermittelt  worden  ist  (vgl. 
darüber  unten).  Wir  sind  sogar  in  der  Lage,  festzustellen,  welches 
Stück  ursprünglich  von  Paul  Cambon  am  30.  Juli  übergeben  worden  ist. 
Erinnern  wir  uns  der  Aussagen,  die  über  dieses  Stück  gemacht 
werden.  Zunächst  sagt  Grey  selbst,  es  zeige,  daß  die  deutschen  mili- 
tärischen Vorbereitungen  mehr  vorgeschritten  und  an  der  Grenze 
offensiver  seien  als  die  französischen.  Das  hat  den  Sinn,  die  Vorberei- 
tungen liefen  auf  eine  Offensive  hinaus,  man  sei  auf  eine  unmittelbar 
einsetzende  Offensive  gerüstet;  sie  finden  an  der  Grenze  statt,  das 
heißt:  noch  auf  deutschem  Gebiet.  (Herrn  Geheimrat  Prof.  Konrath, 
Greifswald,  sage  ich  auch  an  dieser  Stelle  besten  Dank  für  die  philo- 
logische Bestätigung  meiner  Auffassung.)  Wäre  es  anders,  hätte  ein 
Eindringen  schon  stattgefunden,  so  hätte  Grey  das  in  dem  Schreiben 
an  Bertie  sicher  erwähnt.  Er  spricht  auch  nur  von  military  prepara- 
tions,  nicht  von  vollzogenen  Handlungen.  Poincare  sagt,  man  habe 
sichere  Nachricht,  daß  deutsche  Truppen  kriegsbereit  um  Diedenhofen 
I  und  Metz  zusammengezogen  seien  (BB  Nr.  99).  Beide  Angaben  nun 
I  stimmen  ganz  vorzüglich  zu  GB  Nr.  106,  allerdings  nur,  wenn  man 
I  die  beiden  letzten  Abschnitte  von  GB  Nr.  106  wegläßt.  Gleich  der 
*  erste  Satz  nennt  den  Gegenstand  des  ganzen  Stückes:  „renseignements 
touchant  les  preparatifs  militaires  frangais  et  allemands'\  Grey  spricht 
von  military  preparations.  Es  folgt  dann  nach  einigem  anderen  die 
Nachricht  von  Zusammenziehung  von  Truppen  teils  der  Garnison 
Metz  teils  aus  dem  Innern  an  der  Grenze;  ähnlich  bei  Poincare.  Dann 
über  befestigte  Plätze  und  Bahnhöfe,  dann  ein  Abschnitt,  beginnend 
mit  dem  abschließenden  „Enfin",  der  die  Einberufung  von  Reser- 
visten erwähnt  und  mit  den  Sätzen  schließt:  „Cest  le  dernier  Stade 
avant  la  mobilisation.  Aucune  de  ces  mesures  n'a  ete  prise  en  France/' 
Das  „Enfin"  wie  diese  Antithese  zeigen  deutlich,  daß  das  Schrift- 
stück hier  aufhört.  Dieses  Stück  ist  am  30.  Juli  dem  Botschafter 
übergeben  worden.  Was  in  GB  Nr.  106  dann  noch  folgt,  ist  ein  an- 
deres Stück  oder  Teil  eines  solchen.  Beide  Abschnitte  stimmen  wört- 
lich überein  mit  dem  ersten  und  dem  dritten  Satz  von  BB  Nr.  105, 
Einlage  3.  Daß  sie  mit  Nr.  106  ursprünglich  nicht  zusammenhängen, 
geht  schon  daraus  hervor,  daß  dann  in  Nr.  106  zweimal  ähnliche  Nach- 
richten gegeben  wären,  nämlich  in  Abschnitts  und  Abschnitt  9,  nur 
daß  in  9  die  Angaben  genauer  und  schärfer  sind,  was  allein  schon 
beweist,  daß  9  zu  einem  späteren  Stück  gehört;  man  vergleiche: 


Absatz  5:  „En  Allemagne,  non 
seulement  les  troupes  en  garnison 
ä  Metz  ont  ete  poussees  jusqu'ä  la 
jrontiere,  mais  encore  elles  ont  ete 


Absatz  9:  „Tout  le  XV P  Corps 
de  Metz,  renforce  par  une  partie  du 
VHP  venu  du  Tr^ves  et  de  Cologne, 
occupe    la  frontiere    de    Metz    au 


—   Bl- 
aus charakteristisch  für  die  engh'sche  PoHtik,  wie  wir  sie 
bisher  erkannt  haben. ^) 

Grey  sagt,  das  Kabinett  sei  der  Meinung,  daß  man 
Frankreich  für  den  AugenbHck  keine  Zusicherungen  geben 
könne  in  bezug  auf  ein  Dazwischentreten  Englands.  ,,Bis 
zum  Augenbhck  hätten  wir  nicht  das  Gefühl  und  ebenso- 
wenig die  öffentliche  Meinung,  daß  irgendwelche  Verträge 
oder  Verpflichtungen  unseres  Landes  in  Frage  seien."  Das 
heißt,  wenn  solche  in  Frage  kämen,  dann  würde  die  Ent- 


Luxembourg;  le  XV*  Corps  d'ar- 
mee  de  Strasbourg  a  serre  sur  la 
fronti^re/' 


renforc^es  par  des  elements  trans- 
portis  en  che  min  de  fer  de  garnison 
de  V  Interieur,  telles  que  Celles  de 
Trkves  ou  de  C otogne/' 

Wenn  wir   dieses  neu  gewonnene  Schriftstück  —    GB    Nr.  106 
mit  Ausnahme  der  beiden  letzen  Abschnitte  —  an  Stelle  der  jetzigen 
BB  Nr.  105  Anlage  3  einsetzen,  so  ergibt  sich  offenbar,  daß    Grey 
auf   Grund  der  Abmachungen  von   1912  gehandelt   hat,   und  dieser 
klare   Sachverhalt,  der  alle  innere  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat, 
sollte  eben  verschleiert  werden,    dadurch  daß  schon  jetzt  von  deut- 
schen Grenzverletzungen  geredet  wurde,  die  mit  der  Verletzung  der 
belgischen   Neutralität  so  gut  zusammenstimmen   konnten.    Deshalb 
sind  erstmalig  von  den  Redaktoren  des  BB  verschiedene  Stücke  in- 
einander gearbeitet  worden,  und  die  des  GB  konnten  dann  nur  dasselbe    | 
tun,  um  sich  aus  der  Affaire  zu  ziehen;  aufgeben  wollten  sie  die  Stücke     i 
nicht,  da  sie  als  Beweise  für  die  deutschen  Angriffsabsichten  zu  wert-    f 
voll  schienen.  Auf  die  beiden  anderen  Stücke  wird  noch  zurückzukom-    L 
men  sein;  hier  genügt  der  Nachweis,  daß  nicht  das  Datum  von  BB 
Nr.  105  selbst,  sondern  nur  das  von  Anlage  3  zu  Nr.  105  gefälscht 
ist  oder  vielmehr  das  ganze  Stück  Anlage  3  zu  Nr.  105. 

Die  ganze  Fälschung  ist  sozusagen  eine  Folge  der  Ententepolitik 
überhaupt.  Das  englische  Kabinett  hat  eben  doch  mit  Frankreich 
Abmachungen  getroffen,  die  einen  bindenden  Charakter  in  bestimm- 
ten Fällen  annehmen  mußten,  wenn  sie  auch  noch  so  sehr  verklausu- 
liert und  nur  als  Eventualitäten  hingestellt  waren,  wenn  auch  immer 
wieder  betont  wurde,  daß  England  sich  vollständig  freie  Hand  behalte. 
Dem  Parlament  war  immer  gesagt  worden,  daß  Abmachungen,  j 
die  eine  Bindung  der  englischen  Politik  involvierten,  nicht  beständen.  \ 
Aus  dieser  Geheimpolitik  ist  auch  die  Form  der  Abmachungen  ent-  ] 
standen ;  es  ist  kein  Vertrag,  sondern  nur  ein  gleichlautender  Briefwechsel  ! 
zwischen  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  und  dem  Bot-  | 
5chafter;  also  formell  nur  eine  Richtlinie  für  diesen  Minister  persön-  1 
lieh.  —  Die  Art,  in  der  die  französische  Regierung  dann  am  30.  Juli  I 
den  Briefwechsel  verwendet  hat,  zeigt,  daß  auch  diese  Form  nur  Schein  j 
war  und  einen  viel  festeren  Kern  barg,  als  Grey  Wort  haben  wollte.    I 

1)  Berichte  BB  Nr.  119  und  GB  Nr.  110.  ^ 
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Scheidung  anders  ausfallen.  Der  Botschafter  fragt,  ob  Eng- 
land mit  dem  Dazwischentreten  warten  wolle,  bis  es  zu  einer 
Invasion  ins  französische  Gebiet  gekommen  sei.  Grey  sagt, 
die  weitere  Entwicklung  könne  die  Lage  verändern  und  Re- 
gierung und  Parlament  zu  der  Meinung  bringen,  daß  ein 
Eingreifen  berechtigt  sei.  ,,Die  Bewahrung  der  Neutralität 
Belgiens  könnte,  ich  möchte  nicht  sagen  ein  entscheidender, 
aber  ein  wichtiger  Faktor  zur  Bestimmung  unserer  Haltung 
sein.  Ob  wir  dem  Parlament  vorschlügen,  in  einen  Krieg 
einzugreifen  oder  nicht  einzugreifen,  das  Parlament  würde 
wissen  wollen,  wie  wir  zur  belgischen  Neutralität  stünden, 
und  es  könnte  sein,  daß  ich  Frankreich  und  Deutschland  zu- 
gleich fragen  würde,  ob  jedes  von  ihnen  bereit  sei,  eine  Ver- 
pflichtung zu  übernehmen,  daß  es  nicht  als  erste  Macht  die 
belgische  Neutralität  verletzen  werde."  Im  Falle  die  Situa- 
tion sich  ändern  werde,  werde  er  das  Kabinett  wieder  be- 
rufen. 

Cambon  trifft,  nachdem  er  von  Grey  Abschied  genom- 
men hat,  den  Unterstaatssekretär  Nicolson.  Dieser  weiß 
noch  etwas  mehr.  Er  erzählt  Cambon,  daß  der  Ministerrat 
sich  am  nächsten  Tage  wieder  versammeln  werde,  und  sagt 
ihm  vertraulich,  daß  der  Minister  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten nicht  verfehlen  wird,  die  Diskussion  wieder  auf- 
zunehmen. Er  weiß  also  schon  in  dem  Augenblick,  wo 
Grey  dem  Botschafter  den  Beschluß  des  Ministerrats  vom 
Morgen  mitteilt,  daß  der  Ministerrat  des  nächsten  Tages 
sich  mit  derselben  Sache  wiederum  befassen  wird.  Höchst 
merkwürdig.  Ebenso  merkwürdig,  wie  dies,  daß  Grey  in 
einem  Gespräch,  wo  es  sich  darum  handelt,  ob  England 
sich  an  Frankreichs  Seite  stellen  wird,  auf  einmal  auf  die 
belgische  Neutralität  zu  sprechen  kommt,  von  der  bisher 
überhaupt  nicht  die  Rede  gewesen  ist. 

Wie  hängt  das  zusammen? 

Wir  nehmen  das  Ergebnis  der  folgenden  Ausführungen 
vorweg  und  sagen :  Grey  hatte  das  richtige  Bewußtsein,  daß 
seine  Geheimpolitik  Opposition  finden  werde,  wenn  sie  zum 
Krieg  führe;  er  fürchtete  die  Kritik  des  Parlaments  und  der 
öffentlichen  Meinung  für  diesen  Fall,  da  beide  nicht  ein- 
sehen würden,  was  England  mit  dieser  Sache  zu  tun  habe; 
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er  hatte  sogar  mit  Widerstand  im  Kabinett  selbst  zu  rech-  ( 
nen.  Er  hielt  es  aber  nunmehr  für  wahrscheinlich,  daß  Eng- 
land durch  die  Abmachungen  von  1912  wenigstens  moralisch 
gezwungen  sein  werde,  in  den  Krieg  neben  Frankreich  ein- 
zugreifen. In  demselben  Augenblick,  wo  er  zu  dieser  Auf- 
fassung der  Lage  gekommen  ist,  ist  es  für  ihn  von  höchster 
Wichtigkeit,  einen  Kriegsanlaß  zu  schaffen,  der  jene  kriti- 
schen Stimmen  zum  Schweigen  bringt  oder  sagen  wir  besser 
betäubt.  Und  er  geht  sofort  ans  Werk  und  schafft  sich  1 
diesen  Kriegsgrund  in  der  belgischen  Neutralität.  » 

Am  31.  Juli  nachmittags  werden  Telegramme  an  die 
Botschafter  in  Paris  und  Berlin  abgesandt  mit  dem  Auf- 
trage, die  betreffende  Regierung  zu  fragen,  ob  sie  bereit  sei, 
sich  zur  Achtung  der  belgischen  Neutralität  zu  verpflichten, 
so  lange  als  keine  andere  Macht  sie  verletzt. i)  Das  Telegramm 
kommt  in  Paris  um  8  Uhr  30  an 2),  in  Berlin  etwas  später, 
es  ist  also  frühestens  etwa  um  6  Uhr  in  London  abgegangen. 
Bertie  suchte  sofort  den  französischen  Ministerpräsidenten 
auf,  er  traf  ihn  um  10%  Uhr  im  Elysee,  wo  ein  Ministerrat 
stattfand  und  erhielt  noch  vor  Mitternacht  die  Antwort,  daß 
Frankreich  diese  Verpflichtung  auf  sich  nehme.  Ja  noch  mehr. 
Es  wird  ihm  erzählt,  der  französische  Gesandte  in  Brüssel 
habe  die  alte  Versicherung,  daß   Frankreich  die  belgische 
Neutralität  achten  werde,  spontan  schon  erneuert.  3)   Das  ist 
richtig.  Und  zwar  ist  es  am  selben  31.  Juli  geschehen.  Nach-    ^ 
dem  in  Brüssel  bekannt  geworden  war,  daß  in  Deutschland    | 
der  Kriegszustand  erklärt  sei,  begab  sich  der  französische    j 
Gesandte  zum  belgischen  Minister  der  auswärtigen  Ange-    j 
legenheiten  und  gab  die  spontane  Erklärung  ab.*)    Das  ist   ? 
auch  wieder  merkwürdig.^)    In  Berlin  suchte  der  englische 
Botschafter  noch  am  31.  Juli  abends  den  deutschen  Staats- 
sekretär auf;  dieser  gab  die  ausweichende  Antwort,  er  müsse 
erst  den  Kaiser  und  den  Kanzler  fragen.    Goschen  schloß 
aus  dem,  was  er  sagte,  daß  Jagow  meinte,  jede  Antwort, 


1)  BB  Nr.  114. 

2)  BB  Nr.  124. 

3)  BB  Nr.  125. 
*)  GB  Nr.  119. 
s)  GrB  Nr.  9. 
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die  er  gebe,  müsse  notwendig  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
den  deutschen  Feldzugsplan  enthüllen,  deshalb  sei  er  sehr 
im  Zweifel,  ob  Deutschland  überhaupt  eine  Antwort  geben 
werde. ^) 

Nun  wissen  wir  aus  dem  belgischen  Graubuch,  daß 
schon  im  Jahre  1911  anläßlich  einer  Zeitungspolemik  über 
die  Wahrscheinlichkeit  eines  deutschen  Einmarsches  in  Bel- 
gien von  Seiten  Belgiens  an  Deutschland  die  Bitte  gerich- 
tet worden  war,  der  Reichskanzler  möge  im  Reichstag  bei 
der  Debatte  über  die  auswärtigen  Angelegenheiten  eine 
beruhigende  Erklärung  abgeben.  Diese  Bitte  ist  damals 
abgelehnt  worden,  weil  man  durch  eine  solche  Erklärung 
fürchtete,  die  deutsche  militärische  Lage  Frankreich  gegen- 
über zu  schwächen,  indem  Frankreich  durch  eine  solche 
Erklärung  in  seinem  Norden  gesichert  seine  ganzen  Streit- 
kräfte an  die  Ostgrenze  bringen  würde. 2)  Man  hat  in  Berlin 
eine  solche  Erklärung  damals  um  so  mehr  abgelehnt,  als  die 
politische  Lage  äußerst  gespannt  war;  man  hat  aber  zu  an- 
derer Zeit,  und  zwar  der  Staatssekretär  Jagow  am  29.  April 
1913  in  der  Budgetkommission  eine  beruhigende  Erklärung 
über  die  belgische  Neutralität  abgegeben.  All  das  erwähnt 
der  belgische  Ministerialdirektor  gegenüber  dem  deutschen 
Gesandten  am  31.  Juli  morgens  in  einer  Unterredung,  in  der 
er  ihm  Aufklärung  über  die  bisherigen  militärischen  Maß- 
nahmen Belgiens  gibt. 

Lassen  wir  die  ganze  Kette  dieser  Tatsachen  noch  ein- 
mal an  uns  vorbeiziehen,  so  ist  der  Schluß  zwingend,  daß 
die  ganze  Frage  der  belgischen  Neutralität,  daß  alles,  was 
am  31.  Juli  sich  abspielte,  nur  die  Szenenfolge  eines  feinen 
Intrigenstückes  ist,  dessen  Regisseur  Sir  Edward  Grey  war. 
Ist  das  richtig,  dann  hat  sich  der  Hergang  tatsächlich  so 
abgespielt:  Grey  sah,  daß  England  in  den  Krieg  verwickelt 
werde;  er  wußte,  daß  Deutschland  eine  Erklärung  über  die 
belgische  Neutralität  nicht  abgeben  könne;  denn  bei  dem 
engen  Zusammenhang,  der  zwischen  Belgien  und  England 
schon  lange  bestand,  wäre  es  merkwürdig,  wenn  Grey  nicht 
von  der  Anfrage  im  Jahre  1911  und  der  Antwort  auf  sie 

1)  BB  Nr.  122. 

2)  GrB  Nr.  12. 
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Kenntnis  gehabt  hätte;  es  ist  viehnehr  durchaus  wahr-  ! 
scheinHch,  daß  diese  Anfrage  damals  schon  auf  cngh'sche 
Aufforderung  hin  gestellt  worden  ist;  die  politische  Situation 
war  der  von  1914  sehr  ähnlich. i)  Grey  benutzte  nunmehr 
diesen  Umstand,  um  eine  Handhabe  zur  Kriegserklärung 
gegen  Deutschland  zu  bekommen;  dabei  gab  er  Frankreich 
noch  Gelegenheit,  besonders  gut  abzuschneiden,  indem  er 
die  Anfrage  schon  vorher  dem  französischen  Botschafter  an- 
kündigte, so  zeitig,  daß  dieser  telephonisch  oder  telegraphisch 
veranlassen  konnte,  daß  dem  Gesandten  in  Belgien  die  nötigen 
Instruktionen  gegeben  wurden.  Der  Kriegszustand  kam  als 
angenehmer  Anlaß  hinzu.  Fraglich  bleibt,  ob  die  Unter- 
redung am  31.  früh  zwischen  dem  belgischen  Departements- 
chef und  dem  deutschen  Gesandten  nicht  auch  in  das  ab- 
gekartete Spiel  hinein  gehört.  Daß  es  ein  solches  war,  zeigt 
sich  deutlich  darin,  wie  die  Frage  der  belgischen  Neutralität 
nachher  von  Grey  verwendet  worden  ist.  Grey  hat  zu- 
nächst im  Ministerrat  vom  1.  August  die  Frage  der  belgi- 
schen Neutralität  zur  Sprache  gebracht;  wir  wissen  nicht, 
in  welcher  Form  das  geschehen  ist,  wissen  auch  nicht,  ob  er 
schon  früher  im  Ministerrat  auf  die  belgische  Neutralität  zu 
sprechen  gekommen  war;  wir  wissen  aber,  daß  er  am  Tage 
zuvor  schon  die  Absicht  hatte,  die  ganze  politische  Lage  noch- 
mals im  Ministerrat  zu  besprechen,  und  daß  Nicolson  doch 
augenscheinlich  von  dieser  Besprechung  erwartete,  daß  sie  ein 
den  französischen  Botschafter  mehr  befriedigendes  Ergebnis 
haben  werde.  In  dem  Ministerrat  vom  1.  August  hat  Grey 
die  französische  und  die  deutsche  Antwort  auf  die  Frage 
wegen  der  belgischen  Neutralität  verwandt;  da  wir  nun 
wissen,  daß  Grey  im  Kabinett  selbst  auf  starken  Wider- 
stand gegen  eine  etwaige  Teilnahme  Englands  am  Kriege 
stieß  —  es  sind  ja  sogar  nachher  zwei  Mitglieder  aus  dem 
Kabinett  ausgetreten  — ,  so  ist  es  sehr  wahrscheinlich,  wenn 
man  nicht  direkt  von  einer  inneren  Gewißheit  sprechen 
will,  daß  Grey  diese  Anfragen  aus  eigener  Initiative  und 
ohne  vorherige  Autorisierung  durch  das  Kabinett  an  die 
beiden  Regierungen  gestellt  hat.    In  diesem  Falle  wäre  er 


^)  Vgl.  hierzu  Luckwald,  Vorgeschichte  S.  77. 
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lben ganz  persönlich  der  Regisseur  des  Intrigenspieles,  wie 
er  auch  ganz  persönlich  die  Abmachungen  von  1912  ge- 
troffen hat.  Diese  sind  nicht  einmal  dem  englischen  Bot- 
schafter in  Frankreich  bekannt  gewesen,  also  ganz  geheime 
Sonderpolitik  des  Ministers.  Diese  Sonderpolitik  zog  ihn 
wahrscheinlich  jetzt  in  den  Krieg;  nun  mußte  er  es  auch 
als  seine  persönliche  Aufgabe  betrachten,  einen  populäreren 
Kriegsgrund  zu  schaffen.  Das  ist  die  Auffassung,  die  wir 
aus  den  Dokumenten  gewinnen;  sie  entspricht  kritischen 
Bemerkungen,  die  wiederholt  in  englischen  Blättern,  noch 
kürzlich  im  Labour  Leader  unter  Benutzung  weiterer  auf 
die  Gegensätze  im  Kabinett  bezüglicher  Nachrichten  gemacht 
worden  sind.^) 

Mit  dieser  seiner  Politik  hat  Grey  Erfolg  gehabt;  sie 
war  überaus  geschickt,  wie  wir  denn  auch  nicht  anstehen, 
Grey  für  einen  glänzenden  Meister  des  diplomatischen 
Spieles  zu  halten. 2) 

Er  erreichte  in  dem  Ministerrat  vom  1.  August  die  An- 
nahme einer  Erklärung,  die  er  am  Spätnachmittag  noch  dem 
deutschen  Botschafter  bekanntgab,  und  von  der  er  diesem 
gegenüber  behauptete,  sie  sei  einstimmig  gefaßt  worden.^) 

1)  Vgl.  Kreuzzeitung  vom  26.  März  1915,  Nr.  157.  Die  einzelnen 
Angaben,  die  dort  aus  einem  mir  im  Original  nicht  zugänglichen  Auf- 
satze des  Labour  Leader  entnommen  sind,  kann  ich  nicht  nachprüfen; 
ich  verwende  sie  auch  nicht  und  bemerke  ausdrücklich,  daß  sie  zu 
meiner  Auffassung  nichts  beigetragen  haben,  mir  vielmehr  erst  be- 
kannt geworden  sind,  nachdem  diese  schon  in  allen  Einzelheiten 
niedergelegt  war. 

2)  Damit  soll  natürlich  noch  nicht  gesagt  sein,  daß  Grey  auch 
ein  glänzender  Staatsmann  in  dem  allgemeineren  und  größeren  Sinne 
des  Staatslenkers  sei;  das  Urteil  über  die  allgemeine  Politik  Greys 
steht  noch  nicht  fest,  es  wird  vom  Ergebnis  des  Krieges  abhängen, 
worüber  der  Historiker  nichts  sagen  kann,  wenn  der  Mensch  auch 
Wünsche  hat,  die  er  für  begründete  Hoffnungen  ansieht.  Selbstver- 
ständlich hat  Grey  die  Politik,  die  er  einschlug,  für  die  seinem  Land 
zuträglichste  und  beste  gehalten;  man  geht  den  steilen  Weg  an  Ab- 
gründen entlang  nicht,  wenn  man  ihn  nicht  für  den  richtigen  hält; 
damit  soll  angedeutet  werden,  daß  natürlich  alles  Reden  von  dem 
verworfenen  Grey  und  der  persönlichen  Schuld  unter  dem  politischen 
Gesichtspunkte  unsinnig  ist. 

3)  So  in  dem  Bericht  Lichnowskys,  der  von  der  Norddeutschen 
Allgemeinen  Zeitung  am  5.  September  1914  veröffentlicht  wurde;  ihm 
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Die  Erklärung  hat  den  folgenden  Wortlaut:  Die  Ant- 
wort der  deutschen  Regierung  bezüglich  der  Neutralität  Bel- 
giens ist  ungemein  bedauerlich,  weil  die  Neutralität  Bel- 
giens die  Gefühle  unseres  Landes  angeht.  Wenn  Deutsch- 
land einen  Weg  sehen  könnte,  die  gleiche  positive  Erklärung 
zu  geben  wie  die,  die  von  Frankreich  gegeben  worden  ist, 
so  würde  dies  wesentlich  dazu  beitragen,  die  Besorgnis  und 
Spannung  hier  zu  beheben,  während  es  auf  der  anderen 
Seite  äußerst  schwierig  sein  würde,  die  öffentliche  Stim- 
mung in  unserem  Lande  zurückzudämmen,  wenn  eine  Ver- 
letzung der  Neutralität  Belgiens  durch  einen  der  Kämpfen- 
den stattfinden  würde,  während  der  andere  sie  respektiere.  — 
,,Auf  Lichnowskys  Frage,  ob  er  unter  der  Bedingung,  daß  wir 
die  Neutralität  Belgiens  wahrten,  ihm  eine  bestimmte  Er- 
klärung über  die  Neutralität  Englands  geben  könnte,  er- 
widerte der  Minister,  das  sei  ihm  nicht  möglich,  doch  würde 
diese  Frage  eine  große  Rolle  bei  der  englischen  öffentlichen 
Meinung  spielen.  Verletzten  wir  die  Neutralität  Belgiens 
in  einem  Kriege  mit  Frankreich,  so  würde  sicherlich  ein 
Umschwung  in  der  Stimmung  eintreten,  der  es  der  englischen 
Regierung  erschweren  würde,  eine  freundliche  Neutralität 
einzunehmen.  Vorläufig  bestände  nicht  die  geringste  Absicht, 
gegen  Deutschland  feindlich  vorzugehen.  Man  würde  dies, 
wenn  möglich,  zu  vermeiden  wünschen.  Es  ließe  sich  aber 
schwerlich  eine  Linie  ziehen,  bis  zu  welcher  wir  gehen  dürften, 
ohne  daß  man  diesseits  einschreite.    Er  kam  immer  auf  die 


entnehme  ich  auch  die  Erklärung  selbst.  Wäre  sie  wirklich  einstimmig 
angenommen  worden,  so  wäre  dies  allerdings  ein  besonderer  Triumph 
der  Greyschen  Politik;  er  hätte  dann  das  ganze  Kabinett  dazu  gebracht, 
die  Handhaben  und  Mittel  einer  Politik  gutzuheißen,  von  der  einige 
Mitglieder  sich  durch  ihren  Austritt  nachher  lossagten.  Die  Greysche 
Darstellung  der  Unterredung  mit  Lichnowsky  BB  Nr.  123  deckt  sich 
mit  der  des  deutschen  Botschafters  im  großen  und  ganzen.  Grey 
erwähnt  auch,  es  sei  ein  Kabinettsbeschluß,  sagt  aber  nicht,  daß  er 
einstimmig  gefaßt  sei;  hätte  Grey  das  im  Widerspruch  zu  den  Tat- 
sachen nur  dem  Botschafter  gegenüber  behauptet,  so  müßte  man  an- 
nehmen, Grey  habe  es  für  möglich  gehalten,  daß  der  deutsche  Bot- 
schafter von  den  Dissensen  im  Kabinett  Nachrichten  habe  und  viel- 
leicht auf  sie  baue;  Grey  hätte  dann  also  Wirkungen  etwaiger  Gegen- 
sätze auf  die  deutsche  Politik  abschneiden  wollen;  doch  ist  das  eigent- 
lich nicht  anzunehmen. 
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belgische  Neutralität  zurück  und  meinte,  diese  Frage  würde 
jedenfalls  eine  große  Rolle  spielen. '*i) 

Lichnowsky  war  zu  dieser  Anfrage  betreffend  eine  et- 
waige Neutralität  Englands  um  so  mehr  berechtigt,  als  die 
deutsche  Regierung  selbst  schon  nach  der  ersten  Andeutung 
Greys,  daß  England  schließlich  Deutschland  im  Falle  eines 
Krieges  wohl  feindlich  gegenüberstehen  werde,  die  Frage 
erwogen  hatte,  ob  England  nicht  vielleicht  durch  ganz  be- 
stimmte Angebote  bewogen  werden  könne,  neutral  zu  blei- 
ben. Am  28.  Juli,  ehe  noch  der  zweite  Schritt  Greys  in 
Berlin  bekannt  geworden  war,  hatte  der  deutsche  Reichs- 
kanzler mit  dem  britischen  Botschafter  hierüber  verhandelt 
und  hatte  ein  erstes  festes  Angebot  für  die  englische  Neu- 
tralität gemacht:  ,, Vorausgesetzt,  daß  die  britische  Neutra- 
lität gesichert  wäre,  würde  Deutschland  jede  Sicherheit 
geben,  daß  es  keine  Gebietserweiterung  auf  Kosten  Frank- 
reichs erstrebe,  sollte  es  siegreich  sein  in  irgendeinem  Kriege, 
der  kommen  möge.  Goschen  fragte  darauf  wegen  der  fran- 
zösischen Kolonien,  für  die  der  Reichskanzler  eine  ähnliche 
Verpflichtung  einzugehen  ablehnte.  Dagegen  sagte  er  eine 
Respektierung  der  Neutralität  Hollands  unbedingt  zu,  so- 
lange die  Gegner  das  gleiche  tun  würden;  bezüglich  Bel- 
giens hingen  Schritte  während  des  Krieges  von  Frankreich 
ab,  aber  wenn  der  Krieg  vorüber  sei,  würde  Belgiens  Neu- 
tralität geachtet  werden,  wenn  es  nicht  gegen  Deutschland 
Partei  ergriffe. ''2) 

Auf  dieses  erste  deutsche  Angebot  hat  Grey  mit  un- 
bedingter Ablehnung  geantwortet. 3)  Sachlich  sei  es  mög- 
lich, daß  Frankreich  auch  ohne  in  Europa  Land  abtreten 
zu  müssen,  so  zermalmt  werde,  daß  es  seine  Stellung  als 
Großmacht  verliere;  überdies  müsse  er  die  Zumutung  auf 
Kosten  Frankreichs  oder  auch  Belgiens  derartige  Abmachun- 
gen zu  treffen,  von  sich  weisen;  sie  wären  eine  Schande 
für  England.  Diese  Antwort  war  dem  deutschen  Botschafter 
am  1.  August  selbstverständlich  schon  bekannt.  Wenn  er 


^)  Wörtlich  aus  dem  gleichen  Bericht  Lichnowskys. 

2)  BB  Nr.  85;  vgl.  oben  S.  75. 

3)  BB  Nr.  101. 
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trotzdem  neuerdings  die  Frage  wiederum  stellte,  so  tat  er 
dies  auftraggemäß. ^) 

Er  hatte  schon  am  Morgen  des  1.  August  auf  eine  tele- 
phonische Anfrage  Greys,  ob  er  glaube,  daß  Deutschland 
im  Falle  Frankreich  neutral  bleibe,  dieses  nicht  angreifen 
werde,  bejahend  geantwortet. 2) 

Er  hatte  diese  Antwort  erteilt  auf  Grund  einer  all- 
gemeinen Instruktion,  die  Frage  der  englischen  Neutralität 
zu  besprechen.  Nach  ihr  handelte  er,  wenn  er  jetzt  im 
Anschlüsse  an  Greys  Erklärung  sehr  in  den  Minister  drang, 
Bedingungen  aufzustellen,  unter  denen  England  neutral 
bleiben  könne;  er  legte  dabei  sogar  nahe,  daß  die  Integrität 
Frankreichs  und  seiner  Kolonien  garantiert  werden  könne. 2) 
Das  war  noch  nicht  ein  offizielles  weiteres  deutsches  An- 
gebot, aber  doch  eine  Sondierung.  Die  deutsche  Politik  ist 
ja  auf  diesem  Wege  noch  viel  weiter  gegangen,  allerdings 
ohne  Erfolg,  aber  doch  durchaus  nach  einem  wohlüberlegten 
Plane.  Es  wird  immer  die  Aufgabe  der  Diplomatie  sein, 
wenn  ein  Land  nahe  vor  einem  Krieg  gegen  eine  Koali- 
tion steht,  unter  allen  Umständen  zu  versuchen,  diese 
Koalition  zu  schwächen  oder  sie  wenigstens  nicht  stärker 
werden  zu  lassen.  Denn  ein  Krieg  ist  immer  —  gegen  eine 
Koalition  von  dreien,  wie  damals  ja  schon  sicher  stand  (Ser- 
bien, Rußland,  Frankreich)  natürlich  noch  mehr  —  zu  einem 
Teile  ein  Glücksspiel,  selbst  bei  aller  Zuversicht  in  die  eigene 
Kraft.  Darum  ist  dieser  Versuch  allgemein  politisch  be-, 
trachtet,  unbedingt  gerechtfertigt.  Die  andere  Frage,  ob 
er  auch  speziell  unter  den  gegebenen  Umständen  und  diesem 
wahrscheinlichen   Gegner  gegenüber  gerechtfertigt  gewesen 


1/^ 


^)  An  sich  ist  es  ja  selbstverständlich,  daß  Lichnowsky  nach 
einem  Auftrag  handelte;  da  aber  gerade  gegen  ihn  wiederholt  der 
Angriff  erhoben  worden  ist,  er  habe  sich  persönlich  umgarnen  lassen, 
so  muß  seine  Tätigkeit  genauer  skizziert  werden,  als  es  sonst  im  Rahmen 
des  Aufsatzes  an  sich  nötig  wäre;  vgl.  hierzu  das  Telegramm  vom 
Spätnachmittag  des  1.  August. 

^)  Vgl.  hierzu  Lichnowskys  Telegramm  vom  1.  August  früh,  ab- 
gedruckt mit  dem  Briefwechsel  zwischen  dem  Prinzen  Heinrich,  dem 
Kaiser  und  dem  König  Georg  in  der  Norddeutschen  Allgemeinen  Zei- 
tung am  20.  August  1914. 

3)  Dies  nur  BB  Nr.  123. 
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ist,  darf  zunächst  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Aus- 
ganges dieser  Verhandlungen  betrachtet  werden;  es  ist  sehr 
leicht  zu  sagen,  die  Verhandlungen  sind  ergebnislos  ge- 
wesen, also  war  es  ein  Fehler,  sie  überhaupt  zu  beginnen. 
Das  ist  typische  Ex-post-Weisheit.  Denn  in  diplomatischen 
Verhandlungen  muß  man  immer  und  bis  zum  letzten  Augen- 
blick mit  beiden  Möglichkeiten  rechnen. 

Es  ist  ebenso  der  deutschen  Diplomatie  verschiedentlich 
der  Vorwurf  gemacht  worden,  ihr  ernstliches,  ja  vom  deut- 
schen Reichskanzler  auch  noch  in  den  letzten  Verhandlungen 
mit  England  wiederholt  betontes  Bestreben,  mit  England  zu 
einem  gütlichen  Ausgleich  zu  kommen,  sei  falsch  gewesen; 
auch  das  trifft  von  einem  allgemeinen  Standpunkte  aus 
nicht  zu;  es  gäbe  keine  diplomatische  Kunst,  überhaupt 
keine  Möglichkeiten  der  Verhandlung,  wenn  es  nicht  eben 
auch  die  Möglichkeit  ganz  gegensätzlicher  Ausgänge  gebe; 
Diplomatie  besteht  nicht  darin,  daß  man  nur  ein  Ziel  vor 
sich  sieht  und  auf  dieses  hinsteuert;  wer  diplomatisch  nicht 
zwei  Eisen  im  Feuer  hat  und  jederzeit  damit  rechnet  und 
darauf  gerüstet  ist,  daß  die  Verhältnisse  sich  ändern,  der 
verzichtet  damit  von  vornherein  darauf,  den  Krieg  als  etwas 
anderes  aufzufassen,  denn  als  den  Normalzustand  der  Völker 
untereinander.  Natürlich  wird  man  jetzt  in  Deutschland 
darauf  hinweisen,  daß  England  seine  Einkreisungspolitik 
systematisch  verfolgt  hat,  ebenso  darauf,  daß  ein  Teil  der 
öffentlichen  Meinung  diese  Politik  billigte  und  der  Ansicht 
war,  daß  man  nur  durch  einen  Krieg  den  lästigen  Konkur- 
renten loswerden  könne,  von  dem  man  fürchtete,  über- 
flügelt zu  werden;  aber  ebenso  gewiß  sind  auch  die  gegen- 
sätzlichen Tendenzen  vorhanden  gewesen,  nicht  nur  da  und 
dort,  sondern  auch  an  maßgebenden  Stellen  bis  ins  Kabi- 
nett hinein,  in  Teilen  großer  Parteien,  bei  den  Sozialisten 
und  bei  dem  Flügel  der  Liberalen,  die  man  als  Altliberale 
bezeichnen  könnte.  Ferner  hatte  man  die  Erfahrung  des 
Jahres  1913  für  sich.  So  ist  es  nicht  nur  zu  verstehen  und 
verzeihlich  zu  finden,  daß  die  deutsche  Diplomatie  bei  aller 
Vorsicht  England  gegenüber  und  bei  aller  Kenntnis  der 
letzten  Abmachungen  zwischen  ihm  und  den  anderen  En- 
tentemächten  (Marinekonventionen    usw.)    doch    den  Weg 
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eines  Ausgleiches  niclit  als  ungangbar  ansah,  sondern  als 
das,  was  er  war,  eine  Möglichkeit,  die  zum  Ziele  führen 
konnte  genau  so  gut,  wie  sie  sich  jetzt  eben  als  Unmög- 
lichkeit herausstellte.  Auf  dieser  allgemeinen  Grundlage 
dürfte  die  deutsche  Politik  England  gegenüber  als  möglich 
zu  verstehen  und  damit  im  ganzen  als  sachlich  gerechtfertigt 
anzusehen  sein.  Nach  ihr  hat  auch  Lichnowsky  gehandelt, 
indem  er  Angebote  für  die  englische  Neutralität  machte; 
dabei  war  es  für  die  deutsche  Diplomatie  eine  wichtige  Auf- 
gabe, diese  Verhandlungen  sich  nicht  zu  lange  hinziehen 
zu  lassen,  sondern  zu  versuchen,  möglichst  bald  auch  hier 
zu  klaren  Verhältnissen  zu  kommen;  denn  die  Verwendung 
verschiedener  militärischer  Machtmittel  hing  ja  hiervon  ab. 
Darum  drang  Lichnowsky  in  den  englischen  Minister,  ihm 
ein  festes  Angebot  zu  machen.  Grey  lehnte  dies  ab;  er  hielt 
sich  für  verpflichtet,  ein  Versprechen  unter  derartigen  Be- 
dingungen endgültig  zu  verweigern;  er  könne  nur  sagen: 
Wir  müssen  unsere  Hände  frei  halten. i) 

Hatte  Grey  seine  Hände  wirklich  noch  frei? 

An  demselben  Nachmittag,  an  dem  er  diese  Unter- 
redung mit  Lichnowsky  hatte,  wurde  in  Deutschland  und 
Frankreich  die  Mobilmachung  befohlen,  nachdem  die  rus- 
sische schon  am  31.  Juli  früh  angeordnet  worden  war. 

Aber  allerdings  ist  bis  zum  letzten  Moment,  bis  über 
die  russische  Mobilmachung  hinaus,  noch  unter  den  Mächten 
verhandelt  worden,  und  es  hatte  einige  Augenblicke  hin- 
durch, gerade  noch  am  letzten  Tage  unmittelbar  vor  der 
russischen  allgemeinen  Mobilmachung,  den  Anschein,  als 
könne  die  ganze  schon  so  zugespitzte  Krise  doch  noch  fried- 
lich ausgehen. 

Um  diese  letzten  Verhandlungen  zu  verfolgen,  müssen 
wir  zurückgehen  auf  den  englischen  Vermittlungsvorschlag, 
den  Grey  am  29.  Juli  machte,  nachdem  Österreich-Ungarn 
den  Krieg  an  Serbien  erklärt  hatte,  in  einem  Augenblick 
also,  wo  die  Situation  schon  sehr  zugespitzt  war;  wir  er- 
innern uns,  daß  dieser  Vorschlag  von  der  Kriegserklärung 
ausgehend  die  Möglichkeit  ins  Auge  faßte,  auch  nach  ihr 

1)  BB  Nr.  123. 
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noch  Unterhandlungen  zu  führen.  Grey  sah  vor,  daß  Öster- 
reich-Ungarn Belgrad  und  einiges  umhegende  Gebiet  besetze, 
und  daß  es  dann  Garantien  gebe,  nicht  weiter  vorzurücken, 
daß  auch  die  anderen  Mächte  keine  mihtärischen  Vorberei- 
tungen träfen,  vielmehr  Verhandlungen  stattfänden,  die 
Österreich-Ungarn  eine  Befriedigung  seiner  Forderungen  ge- 
währten. Der  Vorschlag  Greys  war  zunächst  an  Deutschland 
gerichtet.  Die  deutsche  Regierung  hat  daraufhin  sofort  in 
Wien  angefragt,  ob  man  eine  Vermittlung  auf  dieser  Grund- 
lage anzunehmen  geneigt  sei.^)  Die  Wiener  Regierung  ant- 
wortete in  der  Nacht  vom  30.  auf  den  31.  Juli  zustim- 
mend.2)  Die  Nachricht  wurde  sofort  der  englischen  Regie- 
rung übermittelt,  aber  ehe  irgend  ein  weiterer  Schritt  hätte 
erfolgen  können,  wurde  bekannt,  daß  in  derselben  Nacht 
in  Petersburg  die  allgemeine  Mobilmachung  beschlossen  wor- 
den war^);  sie  wurde  am  31.  früh  veröffentlicht.*) 

Damit  war  jegliche  Möglichkeit  abgeschnitten,  auf 
dieser  Grundlage  weiter  zu  verhandeln.  Die  deutsche  Regie- 
rung hatte  schon  am  26.  Juli  in  Petersburg  auf  die  ersten 
Gerüchte  von  militärischen  Maßnahmen  hin  erklären  lassen, 
daß  eine  russische  Mobilmachung  die  deutsche  nach  sich 
ziehen  werde,  und  daß  diese  den  Krieg  bedeute.  Am  29.  Juli 
war  gegenüber  den  neuen  militärischen  Vorbereitungen 
Rußlands  erklärt  worden,  wenn  Rußland  nicht  mit  ihnen 
aufhöre,  werde  Deutschland  mobilisieren.^)  Jetzt  wurde  von 
der  deutschen  Regierung  sofort  der  Kriegszustand  verkündet, 
und  der  deutsche  Botschafter  erhielt  die  Anweisung,  dem 
russischen  Minister  mitzuteilen,  daß  die  deutsche  Mobil- 
machung folgen  werde,  falls  nicht  Rußland  binnen  zwölf 
Stunden  jede  Kriegsmaßnahme  gegen  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  einstelle  und  hierüber  bestimmte  Er- 
klärungen   abgebe.     Diese   Mitteilung   wurde   am   31.  Juli 

1)  BB  Nr.  98,  WB  S.  9  und  Anlage  19. 

2)  Das  geht  aus  einem  Telegramm  des  Kaisers  an  König  Georg 
vom  31.  Juli  hervor;  Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung  vom  20.  August 
1914. 

3)  Ebd. 

4)  RB  Nr.  52. 
«)  OB  Nr.  58. 

«)  WB  Anlage  24. 
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12  Uhr  nachts  gemacht;  da  Rußland  die  gestellte  Frist 
verstreichen  ließ,  folgte  am  1.  August  die  Kriegserklärung 
Deutschlands  an  Rußland.^) 

Auch  in  Petersburg  selbst  hatten  inzwischen  noch  Ver- 
handlungen stattgefunden,  die  es  Rußland  ermöglichen 
sollten,  einen  Ausgleich  mit  Österreich-Ungarn  anzunehmen. 
Nachdem  die  direkten  Besprechungen  zwischen  Wien  und 
Petersburg  einmal  abgebrochen  worden  waren,  suchte 
Deutschland  sie  doch  wieder  in  Gang  zu  bringen.  Am  , 
29.  Juli  gab  der  deutsche  Botschafter  die  Erklärung  ab,  die  j  r 
deutsche  Regierung  sei  gewillt,  zu  verbürgen,  daß  die  ser-  ?  ^^ 
bische  Integrität  von  Österreich-Ungarn  respektiert  werde; 
man  ging  deutscherseits  bei  diesem  Schritt  wohl  von  der 
Ansicht  aus,  Rußland  habe  der  gleichen  Erklärung  der 
Doppelmonarchie  gegenüber  ein  unbesiegbares  Mißtrauen, 
da  diese  selbst  an  dem  Zustande  Serbiens  interessiert  war, 
während  Deutschland  der  serbischen  Frage  ohne  eigenes 
Interesse,  also  rein  sachlich  gegenüber  stand.  Das  Ent-  | 
gegenkommen  des  deutschen  Botschafters  fand  aber  keine  ' 
Anerkennung  bei  Sassonow,  der  antwortete,  das  könne  wohl 
sein,  nichtsdestoweniger  würde  aber  Serbien  ein  österreichi- 
scher Vasallenstaat  werden.  Trotz  dieser  Ablehnung  kam 
der  deutsche  Botschafter  in  der  Nacht  vom  29.  zum  30.  Juli 
nochmals  auf  die  Angelegenheit  zurück;  die  Aussprache  hatte 
wieder  wenig  Erfolg;  Sassonow  warf  der  deutschen  Politik 
vor,  daß  sie  in  Petersburg  statt  in  Wien  interveniere,  und 
daß  dies  geschehe,  nur  um  Österreich  Zeit  zu  lassen,  „d'ecraser 
le  petit  royaume  serbe'\^)  Graf  Pourtales  hatte  nach  dem  Be- 
richt des  englischen  Botschafters  den  niederschmetternden  Ein- 
druck, daß  der  Krieg  unvermeidlich  sei,  trotzdem  die  Unter- 
redung äußerlich  von  einem  gewissen  Erfolg  begleitet  war. 
Denn  Sassonow  diktierte  dem  Botschafter  auf  die  Frage, 
unter  welchen  Bedingungen  Rußland  noch  zustimmen  könne, 
seine  Rüstungsmaßnahmen  aufzuhalten,  folgende  Formel: 
„5/  VAutriche,  reconnaissant  que  la  question  austro-serbe  a 

1)  WB  Anlage  26. 

2)  So  in  dem  Bericht  des  französischen  Botschafters  GB  Nr.  103. 
Vgl.  hierzu  Sassonows  Bericht  OB  Nr.  60  und  den  des  englischen  Bot- 
schafters BB  Nr.  97;  der  deutsche  liegt  nicht  vor. 
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assumi  le  caractire  d'une  question  europdenne,  se  declare 
prete  ä  eliminer  de  son  Ultimatum  les  points  qui  portent  at- 
teinte  aux  droits  souverains  de  la  Serbie,  la  Russie  s'engage 
ä  cesser  ses  preparatifs  militaires/'^) 

Sie  war  an  sich  für  weitere  Verhandlungen  gänzHch 
wertlos,  da  sie  die  alte  russische  Forderung  erneuerte,  die 
Österreich-Ungarn  immer  wieder  abgelehnt  hatte,  dieses  solle 
aus  seiner  Note  einige  Punkte  zurückziehen.  Immerhin  er- 
klärte Graf  Pourtales  sich  bereit,  sie  nach  Deutschland  zu 
übermitteln;  von  der  russischen  Regierung  wurde  sie  ebenso 
den  Mächten  mitgeteilt.  Die  Hoffnungslosigkeit  der  Lage 
drückte  der  englische  Botschafter  klar  aus,  wenn  er  der 
Mitteilung  dieser  Formel  hinzufügt:  ,,Die  Vorbereitungen 
zur  allgemeinen  Mobilmachung  werden  fortgesetzt  werden, 
wenn  Österreich  diesen  Vorschlag  zurückweist. "2)  Der  rus- 
sische Botschafter  in  London  sprach  bei  Übermittlung  der 
Formel  an  Grey  die  Befürchtung  aus,  daß  sie  nicht  geändert 
werden  könne.  ^) 

Das  war  etwa  zu  derselben  Zeit,  als  Grey  bekannt 
wurde,  daß  die  deutsche  Regierung  seinen  letzten  Vorschlag 
zustimmend  nach  Wien  übermittelt  habe;  er  suchte  nun, 
wenn  er  sich  auch  nicht  viel  Erfolg  davon  versprach,  doch 
diese  russische  Formel  in  den  Dienst  des  nunmehr  englisch- 
deutschen Vermittlungsvorschlages  zu  stellen;  er  teilte 
diesen  Vermittlungsvorschlag  nach  Petersburg  mit  und  be- 
merkte dazu,  wenn  die  Mächte  auf  ihn  eingingen,  so  meine 
!  er,  könne  die  russische  Formel  so  weit  abgeändert  werden, 
daß  es  hieße,  die  Mächte  würden  prüfen,  wie  weit  Serbien 
Österreich  volle  Genugtuung  geben  könne,  ohne  die  souve- 
ränen Rechte  Serbiens  oder  seine  Unabhängigkeit  zu  schwä- 
chen. Es  ist  ein  letzter  Versuch  zu  einem  Ausgleich,  der 
zwar  in  dieser  Form  dem  österreichisch-ungarischen  Stand- 
punkt nicht  ganz  entgegenkommt,  indem  doch  in  gewissem 
Sinne  die  Forderungen  an  Serbien  von  den  Mächten  geprüft 
werden  sollten;  aber  wenn  Österreich-Ungarn  die  Zusage 
bekommen  hätte,   daß  die   Forderungen  nur  insoweit  ge- 

1)  OB  Nr.  60. 

2)  Wo  Jagow  sofort  erklärte,  sie  sei  unannehmbar.    GB  Nr.  107. 

3)  BB  Nr.  103. 
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prüft  worden  wären,  daß  die  Mächte  gewisse  Sicherungen  |  X  i/^ 
der  serbischen  Souveränität  eingefügt  hätten,  also  speziali-  j  r^ 
sierte  Garantien,  so  hätte  es,  da  sein  militärisches  Prestige 
gewahrt,  seine  Überlegenheit  deutlich  erwiesen  gewesen 
wäre,  innnerhin  auf  diesen  Vorschlag  eingehen  können.  Der 
englische  Vorschlag  zur  Änderung  der  Formel  traf  in  Peters- 
burg spätestens  am  frühesten  Morgen  des  31.  Juli  ein,  wahr- 
scheinlich schon  in  der  Nacht  vom  30.  auf  den  31.  Juli;  es 
ist  nicht  festzustellen,  daß  das  Telegramm  schon  einlief,  ehe 
der  Beschluß  zur  allgemeinen  russischen  Mobilmachung  ge- 
faßt war;  es  ist  aber  so  gut  wie  sicher,  daß  es  einlief,  ehe 
dieser  Beschluß  offiziell  bekanntgemacht  worden  ist.  Sas- 
sonow  hat  sich  nicht  beeilt,  auf  Greys  Vorschläge  eine  Ant- 
wort zu  geben;  erst  am  31.  Juh  spät^)  ist  sie  erfolgt.  Sas-  , 
sonow  lehnte  sachlich  den  Vorschlag  Greys  ab,  denn  er 
versagte  sich  dem  Wunsche,  der  die  Voraussetzung  für 
Verhandlungen  auf  dieser  Basis  war,  daß  die  weiteren  mili- 
tärischen Vorbereitungen  eingestellt  würden  2),  bemerkte 
vielmehr,  „es  sei  natürlich  unmöglich,  die  bereits  im  Gange 
befindliche  Mobilmachung  aufzuhalten. "3)  Dagegen  ver- 
fehlte er  nicht,  den  Anschein  zu  erwecken,  als  habe  er  auch 
in  dieser  letzten  Stunde  noch  die  ernstlichste  Absicht,  ent- 
gegenzukommen, und  entsprach  darum  dem  Wunsche  auf 
Abänderung  der  Formel.  Die  neue  Formulierung  lautete  so: 
„S/  VAutriche  consent  ä  arreter  la  mar  che  de  ses  armees 
sur  le  territoire  Serbe  et  si,  reconnaissant  que  le  conflit  austro- 
Serbe  a  assume  le  car  acter  e  d'une  question  d' Mir  et  europeen, 
eile  admet  que  les  Grandes  Puissances  examinent  la  satisjac- 
tion  que  la  Serbie  pourrait  accorder  au  gouvernement  d^Au- 
triche-Hongrie  sans  laisser  porter  atteinte  ä  ses  droits  d'Etat 

^)  Das  ergibt  sich  daraus,  daß  Sassonow  das  vom  Zaren  um 
2  Uhr  nachmittags  abgesandte  Telegramm  erwähnt  und  daß  Bucha- 
nans  Telegramm  erst  am  1.  August  in  London  eintraf.  Sassonow  hat 
nicht  sofort  auf  Greys  Vorschläge  geantwortet,  die  ihm  am  Morgen 
übermittelt  worden  sind,  sondern  erst  nachmittags,  wahrscheinlich  erst 
abends  ziemlich  spät,  den  französischen  und  den  englischen  Botschafter 
rufen  lassen,  um  sie  zu  erteilen.  BB  Nr.  120,  GB  Nr.  113,  OB  Nr.  67^ 
Ich  entnehme  den  neuen  Text  der  Formel  dem  OB. 

2)  BB  Nr.  103. 

3)  BB  Nr.  120. 
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souverain  et  ä  son  independance,  —  la  Russie  s'engage  ä  cori' 
Server  son  attitude  expectante.'' 

I  Und  diese  Formel  ist  nun,  wenn  man  sie  mit  der  ersten 

vergleicht  und  mit  den  Absichten  des  Greyschen  Vermitt- 
lungsvorschlages zusammenhält,  einfach  zynisch.^)  Es  ist  für 
Österreich-Ungarn  die  neue  Verpflichtung  eingeschoben,  den 
Vormarsch  seiner  Truppen  aufzuhalten,  dagegen  die  russische 
vj  Verpflichtung,  alle  militärischen  Vorbereitungen  abzustellen, 
>^  /!  ersetzt  durch  die  kautschukartige,  Rußland  verpflichtet  sich, 
seine  abwartende  Haltung  beizubehalten.   Und  das  nach  der 

i  allgemeinen  Mobilmachung,  in  demselben  Augenblick,  wo 
der  Minister  sagt,  sie  könne  nicht  aufgehalten  werden.  Das 
russische  Zuwarten  sollte  also  allein  darin  bestehen,  daß 
die  russischen  Truppen  nicht  die  Grenze  überschritten. 
Ebenso  ist  Greys  Vorschlag,  die  Mächte  sollten  prüfen,  wie 
weit  Serbien  volle  Genugtuung  geben  könne,  ohne  die  sou- 
veränen Rechte  Serbiens  oder  seine  Unabhängigkeit  zu 
schwächen  (BB  Nr.  103),  geschickt  umgeändert,  so  daß  er 
nicht,  wie  der  Greys,  von  der  Befriedigung  der  Wünsche 

I    Österreich-Ungarns  ausgeht,  sondern  von  der  Sicherung  Ser- 

!  biens  als  dem  wesentlichen  Ziele  der  Vermittlung.  Statt 
,, voller  Genugtuung"  bei  Grey  hier  eine  einfache  Genug- 
tuung, ,,die  Serbien  zugestehen  könnte",  nicht  einmal  sicher 
zugestehen  muß,  ohne  seinen  Rechten  Abbruch  tun  zu  lassen. 
Damit  ist  nochmals  Österreich-Ungarn  die  Absicht  unter- 
^"^  i     f     geschoben,   diese   Rechte  zu  verletzen   und   das  trotz  der 

[  wiederholten  Erklärungen  des  Wiener  Kabinetts  und  trotz- 
dem Deutschland  sich  für  diese  Erklärungen  verbürgt  hatte. 
Das  ist  eine  Verhöhnung  nicht  nur  des  Gegners,  sondern 
auch  der  Ausgleichsbemühungen  des  eigenen  englischen 
Freundes. 

Sassonow  hat  offenbar  die  Überzeugung,  England  muß 
ja  doch  mit  uns  gehen,  es  ist  an  Frankreich  gebunden,  also 
bedarf  es  keiner  weiteren  Rücksichten.  Es  ist  ein  Bild,  wie 
in  einem  derben  Satyrspiel,  wo  der  Schelm  nach  gelungenem 
Schurkenstreich  den  anderen  die  Zunge  herausstreckt. 

1)  Die  Änderung  der  Formel  erfolgte  zwar  auf  englischen  Wunsch, 
aber  in  einer  diesem  Wunsch  nicht  entsprechenden  Richtung,  womit 
Folgerungen,  die  Zechlin  a.  a.  O.  S.  299  gezogen  hat,  hinfällig  werden. 
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Das  Bild  kann  durch  eine  weitere  merkwürdige  Kon- 
trastwirkung noch  bereichert  werden. 

Wir  greifen  wieder  zurück  auf  die  deutschen  Versuche, 
einen^^Ausgleich  zwischen   Rußland  und  Österreich-Ungarn 
herbeizuführen.    Nachdem  die  direkte  Aussprache  zwischen 
Wien  und  Petersburg,  die  schon  das  erstemal  auf  Betreiben 
des  deutschen  Vermittlers  begonnen  worden  war,  war  ab- 
gebrochen worden,  arbeitete  die  deutsche  Vermittlung  daran, 
sie  doch  wieder  in  Fluß  zu  bringen  als  das  im  Grunde  taug- 
lichste Mittel.    Und  es  gelang  ihr  auch  wirklich  von  zwei 
Seiten    aus.     Graf    Pourtal^s    machte    seinen    österreich- 
ungarischen Kollegen  am  29.  Juli  darauf  aufmerksam,  daß 
Sassonow  sich   über   Berchtolds   angebliche   Abgeneigtheit, 
den  Gedankenaustausch  mit  Rußland  fortzusetzen,  ebenso 
wie  über  die  über  das  notwendige  Maß  hinausgehende,  also 
gegen  Rußland  gerichtete  Mobilmachung  sehr  aufgeregt  hatte. 
Trotzdem  diese  Äußerung  Sassonows  recht  merkwürdig  war, 
denn  ein  Staat  wird  es  immer  ablehnen  müssen,  sich  von 
einem  anderen  vorschreiben  zu  lassen,  wie  groß  seine  Rü- 
stungen gegen  einen  dritten  sein  dürfen,  begab  sich  Graf 
Szäpäry  doch  zu  Sassonow,  um  einige  ihm  vorhanden  schei- 
nende Unklarheiten  zu  beseitigen.    Die  Unterredung  hatte  , 
nicht  sonderlichen  Erfolg;  Sassonow  zeigte  sich  wegen  der  j 
territorialen  Integrität  Serbiens  beruhigt,  sprach  aber  von  ' 
Vasallentum  und  kam  dann,  trotzdem  Graf  Szäpäry  eine 
Diskutierung  der  Note  ablehnte,  auf  diese  zurück.    Er  er- 
kannte zwar  ein  legitimes   Interesse  der  Doppelmonarchie 
auf  Befriedigung  ihrer  Forderungen  an,  verlangte  aber,  daß 
dies  in^eine  für  Serbien  annehmbare  Form  gekleidet  werde. 
Szäpäry  meinte,  dies  sei  kein  russisches,  sondern  ein  serbi- 
sches Interesse,  worauf  Sassonow  geltend  machte,  russische 
Interessen  seien  in  diesem  Falle  eben  serbische;  also  der 
alte  circülus  vitiosus,^) 

Trotzdem^die  Unterredung  an  sich  erfolglos  ausging, 
konnte  sie  doch  als  eine  Initiative  des  Botschafters,  wieder 
in  Verhandlungen  zu  treten,  Bedeutung  gewinnen,  um  so 
mehr,   als  eine  ähnliche  Annäherung  am  folgenden   Tage 


1)  RB  Nr.  47,  vgl.  auch  RB  Nr.  55. 
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sich  auch  zwischen  dem  Grafen  Berchtold  und  dem  russi- 
schen Botschafter  in  Wien  vollzog. 

Am  29.  Juli  war  in  Wien  die  Nachricht  von  der  russi- 
schen Teilmobilmachung  den  Zeitungen  sowohl  wie  den 
offiziellen  Stellen  bekannt  geworden,  der  russische  Bot- 
schafter hatte  sie  dem  diplomatischen  Korps  mitgeteilt; 
trotzdem  brachten  die  Zeitungen  die  Nachricht  an  diesem 
Tage  nicht  und  das  geschah  auf  Weisung  der  Regierung 
hin.  Am  selben  Tage  noch  ging  an  den  Botschafter  in 
Petersburg  die  inzwischen  durch  dessen  Initiative  tatsäch- 
lich überholte  Weisung,  mit  Herrn  Sassonow  neuerdings 
die  Konversation  zu  beginnen;  es  geschah  auf  deutsche 
Anregung  hin.^) 

Die  Österreich  -  ungarische  Regierung  bestätigte  also 
das  Entgegenkommen,  das  ihr  Botschafter  gezeigt  hatte. 
Die  Nachricht  hiervon  muß  am  30.  Juli  in  Petersburg  be- 
kannt geworden  sein.  Am  selben  30.  Juli  ging  Graf  Berch- 
told noch  einen  Schritt  weiter,  indem  er  eine  neue  Bespre- 
chung mit  dem  russischen  Botschafter  herbeiführte,  in  der 
er^zunächst^davon  Mitteilung  machte,  daß  er  den  Botschafter 
in  Petersburg  angewiesen  habe,  die  Beziehungen  der  Doppel- 
monarchie zu  Rußland  freundschafthch  mit  Sassonow  zu 
besprechen.  2) 

Im  weiteren  Verlaufe  des  Gespräches  legten  beide  Staats- 
männer   den    gegenseitigen    Mobilmachungen    die    Absicht 
unter,   sich   gegeneinander  auf  gleichem  Fuße  zu  halten, 
und .  Berchtold  erklärte^sich  bereit,  die  Besprechungen  in 
Petersburg  fortzusetzen  und  auch  weiterhin  Erläuterungen 
über  die  Note  zu  geben.    Es  könne  sich  dies  allerdings  nur 
im  Rahmen  nachträglicher  Aufklärungen  bewegen.    Jedoch 
r  !    hatte  Berchtold  ganz  offenbar  die  Absicht,  durch  diese  nach- 
'    l    träglichen^Erläuterungen  den  Versuch  zu  machen,  russische 
^  j     Befürchtungen  zu  zerstreuen  und  einen  Ausgleich  zwischen 

1)  WB  S.  9,  RB  Nr.  49.   Nachricht  betr.  Zeitungen  GB  Nr.  104. 

2)  RB  Nr.  50,  GB  Nr.  104,  BB  Nr.  96.    Der  Bericht  Schebekos 
über  dieses  Gespräch  ist  nicht  im  OB  enthalten,  dagegen  ist  dort  ein 

I  Bericht  über  ein  Gespräch  vom  31.  Juli  abgedruckt,  der^den  Ein- 

I  druck   erwecken   soll,    als  ^^habe  Rußland  noch  über   die    österreich- 

I  ungarische  allgemeine  Mobilmachung  hinaus  ein  weites  Entgegenkom- 

i  men  gezeigt. 
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den  Forderungen  der  Note  und  dem  Prestige  beider  Reiche  \ 
herbeizuführen. 1)  Diesen  Eindruck  hatte  wenigstens  der  rus-  • 
sische  Botschafter  (GB),  wie  er  denn  überhaupt  im  ganzen 
nicht  unzufrieden  war,  den  guten  Willen  zum  Ausgleich 
beim  Grafen  Berchtold  anerkannte,  den  freundschaftlichen 
Ton  der  Unterhaltung  hervorhob  und  dem  Grafen  Berchtold 
versicherte,  Rußland  werde  seinen  Forderungen  viel  weiter 
entgegenkommen  als  er  meine.  Die  beiden  anderen  Bot- 
schafter des  Dreiverbandes  hatten  den  Eindruck,  daß  die 
Unterredung  von  hoher  Wichtigkeit  sei,  und  daß  sie  die 
Hoffnung  erlaube,  daß  sich  ein  Krieg  noch  verhindern  lasse. 
Der  englische  Botschafter  erklärte  sofort,  seine  Regie- 
rung werde  den  neuen  Lösungsversuch  billigen,  der  russische 
Botschafter  stellte  die  Vorbereitungen,  die  er  zur  Abreise 
getroffen  hatte,  wieder  ein;  kurz  und  gut,  es  zeigten  sich 
hier  freundliche  Aspekte.  Es  ist  selbstverständlich,  daß 
der  russische  Botschafter  über  diese  so  wichtige  Unter- 
haltung sofort  nach  Petersburg  berichtete,  und  es  muß  als 
höchst  wahrscheinlich  angenommen  werden,  daß  dieser  Be- 
richt noch  in  der  Nacht  vom  30.  zum  31.  Juli  ankam,  sicher  ^' 
ehe  der  Mobilmachungsbefehl  offiziell  ausgegeben  war.  Es 
wäre  also  mindestens  noch  Zeit  gewesen,  die  Ausführung 
und  öffentliche  Bekanntmachung  des  Befehls  zu  inhibieren, 
wenn  man  nur  gewollt  hätte.  Und  da  man  es  nicht  tat, 
so  ist  gewiß,  daß  man  es  nicht  wollte.  Rußland  hat  wäh- 
rend der  ganzen  Verhandlungen  eine  bewußt  intransigente 
Haltung  eingenommen  und  dann  in  überraschender  Weise 
durch  seine  allgemeine  Mobilmachung  die  weiteren  Verhand- 
lungen unmöglich  gemacht,  in  dem  Augenblick,  wo  sich 
günstige  Aussichten  für  solche  Verhandlungen  eröffneten. 
Die  Mobilmachungsordre  wurde  offiziell  mit  dem  Bombarde- 
ment von  Belgrad  motiviert 2);  sie  kam  dem  französischen  V^ 
Bundesgenossen  völlig  überraschend;  am  31.  Juli  abends  war 
sie  weder  dem  russischen  Botschafter  in  Paris,  noch  dem 

^)  Helfferichs  Meinung  (a.  a.  O,  S.  fS),  Österreich-Ungarn  habe 
eingewilligt,  die  Note  auch  materiell  zu  diskutieren,  wird  durch  RB 
Nr.  50  als  unzutreffend  erwiesen. 

*)  Telegramm  des  Zaren  an  König  Georg  von  England,  veröffent- 
licht im  August  in  den  Times^  übernommen  am  13.  August  von  der 
Kölnischen  Zeitung. 

7* 


e>*^' 
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französischen  Staatsministerium  bekannt;  man  hatte  es  also 
in  Petersburg  nicht  elHg  mit  der  Mitteilung  von  diesem  so 
ungeheuer  wichtigen  Beschluß.^) 

Das  erweckt  den  Eindruck,  als  sei  der  Beschluß  zur  all- 

femeinen  Mobilmachung  in  Petersburg  nicht  mit  ruhiger 
Überlegung,  sondern  überhastet  gefaßt  worden.  Wenn  das 
richtig  ist,  dann  dürfen  die  Tatsachen  vielleicht  soTver- 
knüpft  werden,  daß  man^die  Beschießung  von  Belgrad  als 
einen  sehr  angenehmen  Vorwand  empfand,  um  mobil  zu 
machen,  während  man  es  in  Wirklichkeit  getan  hat  in  voller 
Kenntnis  der  sich  neuerdings  anbahnenden  Verständigung 
mit  Österreich-Ungarn,  um  eine  solche  Möglichkeit  abzu- 
schneiden; dann  wäre  die  Mobilmachung  die  direkte  Folge 
des  Telegramms,  in  dem  Schebeko  von  seiner  Unterredung 
mit  Graf  Berchtold  berichtet.  Sicherheit  besteht  hierüber 
nicht,  sie  wäre  nur  zu  gewinnen,  wenn  man  den  Eingang 
des  Telegramms  bis  auf  die  Minute  festlegen  könnte;  aber 
wahrscheinlich  ist  es  immerhin,  um  so  mehr,  als  die  russische 
Regierung  gerade  dieses  Telegramm  nicht  veröffentlicht  hat. 
Nachdem  die  russische  Regierung  ihre  allgemeine  Mobil- 
machung befohlen  und  nachdem  die  deutsche  Regierung 
daraufhin  ein  Ultimatum  an  Rußland  gestellt  hatte,  blieb 
für  Frankreich  nach  den  Bestimmungen  des  Bündnisses  und 
nach  den  Erklärungen,  die  Viviani  am  30.  Juli  gegeben 
hatte,  nichts  weiter  übrig,  als  seinerseits  auch  die  Mobil- 
machung zu  erklären;  sie  erfolgte  am  1.  August  nachmittags 
3,40  Uhr,  noch  vor  der  deutschen. 

V.  Englands  Entscheidung  für  den  Krieg. 

Somit  standen  am  1.  August  die  vier  europäischen 
Kontinentalmächte  gegeneinander  gerüstet. 

Für  sie  alle  war  nunmehr  die  wichtigste  Frage,  was 
England  tun  werde,  das  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  bis 
dahin  freie  Hand  behalten  hatte.  Frankreich  vor  allem 
mußte  sich  diese  Frage  vorlegen,  denn  es  hatte'^seine  mili- 
tärischen Vorbereitungen  zu  einem  Teile  wenigstens  auf  die 
Abreden  mit  England  aufgebaut;  die  französische  Flotte, 


1)  Vgl.  Helfferich  S.  13f.;  BB  Nr.  117,  GB  Nr.  117. 
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die  an  sich  schon  der  deutschen  unterlegen  war,  war  seit 
längerer  Zeit  ganz  im  Mittelmeer  konzentriert,  die  franzö- 
sische Küste  am  Atlantik  und  am  Kanal  ungeschützt.  In- 
wieweit auch  der  Kriegsplan  zu  Lande  mit  einem  Eingreifen 
der  Engländer  rechnete,  ist  mit  unbedingter  Sicherheit  nicht 
nachzuweisen,  aber  schon  die  Frage  der  Seemacht  war  für 
Frankreich  Grund  genug,  nunmehr  alle  Hebel  anzusetzen, 
um  von  England  feste  Zusicherungen  zu  erhalten. 

Schon  am  31.  Juli,  nachdem  Grey  dem  französischen 
Botschafter  den  hinhaltenden  Bescheid  gegeben  hatte,  tat 
die  französische  Regierung  weitere  Schritte  in  der  angedeu- 
teten Richtung.  Der  Botschafter  Paul  Cambon  überreichte 
der  zuständigen  Stelle  ein  Handschreiben  des  Präsidenten 
Poincar^  an  König  Georg  so,  daß  es  noch  am  selben  Abend 
in  die  Hand  des  Königs  kam  und  zu  erwarten  war,  daß 
es  dem  Ministerium  am  nächsten  Morgen  vorliegen  werde.^) 
Es  spricht  von  der  Notwendigkeit,  durch  einen  starken 
diplomatischen  Druck  der  vereinigten  Ententemächte  einen 
letzten  Versuch  zu  machen,  das  europäische  Gleichgewicht 
endgültig  gefestigt  zu  sehen.^)  Diesen  diplomatischen  Druck 
kann  England  ausüben,  wenn  es  Deutschland  die  Gewißheit 
gibt,  daß  die  Entente  cordiale  sich  nötigenfalls  bis  auf  die 
Schlachtfelder  erstrecken  werde.  Darin  liegt  die  eigentliche 
Absicht  des  Schreibens.  Es  soll  England  dazu  treiben,  diese 
Erklärung  abzugeben,  die  zugleich  für  Frankreich  die  eng- 
lische Unterstützung  garantiert.  Demselben  Zwecke  sollte 
ein  weiteres  Telegramm  Vivianis  dienen,  in  dem  der  vor- 
geschrittene Zustand  der  deutschen  Rüstungen  erneut^dar- 
gelegt  war.  3) 


1)  GB  Nr.  110. 

*)  Nachträgliche  englische  Veröffentlichung,  Übersetzung  in  der 
Frankfurter  Zeitung. 

')  Die  Tatsache  dieses  Telegramms  läßt  sich  aus  BB  Nr.  105 
Einlage  3  beweisen.  Da  ist  im  letzten  Abschnitt  von  einem  Telegramm 
die  Rede,  das  gestern  abgegangen  sei  und  mit  dem  vereinigt  das  neue 
Telegramm  die  Angriffsabsichten  Deutschlands  beweise faiso'auch  hier 
noch  nichts  von  irgendwelchem  vollzogenen  Angriff;  dieser  wird  erst 
in^einem  dritten  Telegramm  vom  1.  August  gemeldet.  Von  dem  Tele- 
gramm 2  können  wir  nur  die  Tatsache  der  Absendung  nachweisen,^den 
Text  zu  rekonstruieren  ist  nicht  möglich;  es  könnte  in  ihm  die  bestimm- 
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Dazu  kam  dann  noch  ein  Bericht  des  englischen  Bot- 
schafters in  Paris  vom  31.  Juli  abends,  der  noch  am  selben 
Tage  in  London  einlief  und  in  dem  Mitteilung  gemacht  wor- 
den war  von  der  Ankündigung,  daß  Deutschland  an  der 
russischen  wie  der  französischen  Grenze  mobil  machen 
werde,  wenn  Rußland  das  Ultimatum  nicht  beantworte.^) 

Diesem  Telegramm  folgte  dann  noch  ein  weiteres  des 
Botschafters,  das  die  Übergabe  der  Anfrage  betreffend  die 
belgische  Neutralität  anzeigt  und  mitteilt,  daß  Viviani  bei 
dieser  Gelegenheit  erwähnt  habe,  der  deutsche  Botschafter 
in  London  habe  nunmehr  das  englische  Ministerium  be- 
nachrichtigt, daß  Deutschland  die  allgemeine  Mobilmachung 
anordnen  werde,  wenn  Rußland  die  seine  nicht  zurückziehe, 
und  fortfährt:  „Es  ist  (Viviani)  dringend  daran  gelegen, 
zu  wissen,  welches  die  Haltung  Englands  unter  den  vor- 
handenen Bedingungen  sein  wird,  und  er  bittet  darum,  daß 
die  Regierung  Seiner  Majestät  so  bald  wie  möglich  eine  Ant- 
wort geben  möge."  Trotz  dieser,  man  möchte  sagen,  instän- 
digen Bitten  des  Ministerpräsidenten  und  des  Staatsober- 
hauptes selbst  bekam  die  französische  Regierung  am  1.  August 
noch  keinen  formell  verpflichtenden  Bescheid.  Die  Antwort 
des  Königs  an  den  Präsidenten  war  ausweichend  und  als 
Ergebnis  des  Ministerrates,  der  am  1.  August  morgens  statt- 
fand, konnte  Grey  dem  französischen  Botschafter  nur  mel- 
den,fdaß  Deutschland  eine  Neutralitätserklärung  verlangt, 
aber^  nicht  erhalten  habe.  Diesem  Ministerrat,  der  auch 
die' Antwort  des  Königs  beschloß,  hat  offenbar  die  deutsche 
Antwort  auf  die  Frage  wegen  der  Neutralität  Belgiens  noch 
nicht  vorgelegen.  Goschens  bezügliches  Telegramm  ist  erst 
am  L  August  selbst  eingegangen.^) 

So  konnte  Grey  die  von  ihm  beabsichtigte  Entscheidung 
damals  noch  nicht  herbeiführen;  inzwischen  war  aber  das 


tere  Nachricht  über  Truppenzusammenziehungen  enthalten  sein,  die  in 
GB  Nr.  106  gegen  Ende  in  dem  dort  von  mir  ausgeschiedenen"  Schluß 
enthalten  ist.  Die  Grenzverietzung,  die  in  BB  Nr.  105  Anlage  3  erwähnt 
ist,  gehört  dem  urspünglichen  Datum  nach  zu  einem  Telegramm  vom 
1.  August. 

1)  BB  Nr.  117. 

*)  BB  Nr.  122,  Greys  Unterredung  mit  Cambon  GB  Nr.  126. 
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Telegramm  in  seine  Hände  gekommen.  Grey  teilte  es  dem 
französischen  Botschafter  mit,  hob  den  Gegensatz  zur  fran- 
zösischen Antwort,  die  Bedeutung  der  Angelegenheit  für  Eng- 
land hervor  und  äußerte,  er  werde  das  Kabinett  mit  dieser 
deutschen  Antwort  befassen;  das  ist  dann  im  Laufe  des 
Tages  geschehen  und  nachmittags  ist  dem  deutschen  Bot- 
schafter als  Ergebnis  die  Erklärung  mitgeteilt  worden,  die 
ich  schon  erwähnt  habe.^) 

Grey  machte  dem  französischen  Botschafter  aber  noch 
eine  weitere,  für  diesen  höchst  wichtige  Mitteilung,  nämlich, 
daß  die  ganze  englische  Flotte  mobil  gemacht  sei,  und  daß 
er  dem  Ministerrat  vorschlagen  werde,  zu  erklären,  daß  die 
englische  Flotte  der  deutschen  Flotte,  wenn  sie  den  Ärmel- 
kanal durchfahren  wolle,  Widerstand  leisten,  oder  wenn  dies 
geschehen  sei,  jede  Demonstration  an  der  französischen 
Küste  verhindern  werde.  Diese  Frage  ist  dann  tatsächlich 
am  2.  August  früh  vom  englischen  Ministerrat  behandelt 
worden.  Das  Kabinett  stimmte  dem  Greyschen  Vorschlag 
ZU.2)  Grey  macht  Cambon  von  dem  Beschluß  am  2.  August 
offizielle  Mitteilung  und  autorisiert  am  3.  August  die  fran- 
zösische Regierung,  diese  Erklärung  im  französischen  Parla- 
ment bekanntzugeben.^) 


1)  Nach  GB  Nr.  126  sollte  sich  ursprünglich  der  Ministerrat  erst 
am^2.  August  mit  dieser  Angelegenheit  befassen ;  wir  wissen  aber  zu- 
verlässig^aus^  Lichnowskys  Bericht,  daß  er  sich  tatsächlich  schon  am 
1.  August  mit  ihr  beschäftigt  hat.  Nun  ist  es  ja  möglich,  daß  Cambon 
sich  verhört^hat,  es  ist  aber  viel  wahrscheinlicher,  daß  kurz  nach  der 
Unterredung  das  Telegramm  von  Viviani  einlief,  das  berichtete,  daß 
am  Tage  vorher  (Freitag,  31.  Juli)  Grenzverletzungen  stattgefunden 
hätten,  ^daß  dieses  Telegramm  sofort  Grey  übermittelt  wurde,  und 
daß  er  daraufhin  den  Ministerrat  früher  [zusammenberief,  als  er 
erst  die^^Absicht  hatte;  denn  es  ist  doch  sehr  wahrscheinlich,  daß  die 
französische  Regierung  sich  dieses  Druckmittels  so  bald  als  möglich 
bediente. 

Die  Annahme  gewinnt  an  Wahrscheinlichkeit  dadurch,  daß  die 
zweite  Frage,  mit  der  sich  nach  Greys  Äußerung  der  betreffende  Mini- 
sterrat beschäftigen  sollte,  nämlich  die  des  Schutzes  der  französischen 
Küste,  tatsächlich  erst  am  Montag  früh  beraten  worden  ist,  wie  Cambon 
in  GB  Nr.  137  meldet. 

*)  GB  Nr.  137. 
»)  GB  Nr.  143. 
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Der  Beschluß  selbst  ist  gefaßt  worden,  ehe  die  deutsche 
Regierung  an  die  belgische  das  Ultimatum  stellte,  den  Durch- 
marsch des  deutschen  Heeres  zu  erlauben;  denn  dies  ge- 
schah erst  am  2.  August  abends  7  Uhr,  der  Beschluß  des 
Ministerrats  ist  vom  2.  August  morgens.  Bei  diesem  Be- 
schluß hat  also  die  Frage  der  belgischen  Neutralität  keine 
Rolle  gespielt,  er  ist  vielmehr  die  notwendige  Folge  der 
Abmachungen  von  1912.  Nur  ist  der  englische  Ministerrat 
erst  dann  dazu  bereit  gewesen,  diese  Folgen  der  Greyschen 
Politik  auf  sich  zu  nehmen,  als  ihm  Grey  die  Sicherheit 
geben  konnte,  daß  die  belgische  Neutralität  den  ethisch 
verbrämten  Kriegsgrund  liefern  werde,  den  die  englische 
Regierung  dem  Parlament  und  der  öffentlichen  Meinung 
gegenüber  brauchte.  Das  Ultimatum  vom  4.  August  an 
Deutschland  ist  eine  reine  Form  gewesen,  denn  schon  durch 
den  Beschluß  vom  2.  August  hatte  England  sich  in  die 
Reihe  der  Gegner  des  Deutschen  Reiches  gestellt.  Man  hat 
nur  das  Ultimatum  absichtlich  verschoben,  bis  zu  dem 
Augenblick,  wo  Deutschland  die  belgische  Neutralität  tat- 
sächlich schon  verletzt  hatte,  um  dadurch  Deutschland 
moralisch  vor  der  Welt  ins  Unrecht  zu  setzen.  Auch  das 
ist  vorzüglich  gelungen.  Der  Spieler  Grey  hatte  die  Karten 
trefflich  gemischt  und  konnte  diesen  Trumpf  bei  gelegenster 
Zeit  ausspielen. 
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